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Einleitung. 

Die  historische  Entwicklung  des  Gemeindewesens  in  den 
beiden  Donaufürstentümern,  der  Moldau  und  der  Walachei,  von  ihren 
Gründungen  angefangen  (im  XIII.  und  XIV.  Jahrhundert)  bis  zu 
jenem  Zeitabschnitt,  wo  die  Gesetzgebung  eingreift  (1832),  kann  als 
eine  der  schwierigsten  historischen  Aufgaben  betrachtet  werden.  Ein 
dichter  Schleier  umhüllt  diesen  Zeitabschnitt  des  rumänischen  Ge- 
meindewesens und  Niemand  hat  sich  noch,  unseres  Wissens,  bisher 
herangewagt,  diesen  Schleier  zu  lüften.  Andeutungen  findet  man 
wohl  hie  und  da  in  Geschichts-  und  Rechtsbüchern  sowie  in  ür- 
kundensamralungen.  Gerade  die  letzteren  wären  für  diese  Forschung 
das  beste  Material.  In  letzter  Zeit  ist  mau  sogar  daran,  nach  alten 
Urkunden  zu  forschen  und  hat  bis  jetzt  mehrere  dicke  Bände  davon 
veröffentlicht.  (Prof.N.  Jorga,  Studien  und  Dokumente.)  Diese  Urkunden 
zählen  nach  Tausenden,  sind  aber  dermaßen  zusammengewürfelt,  daß 
es  einer  ganz  bedeutenden  Arbeit  und  Zeit  bedarf,  um  darin,  durch 
eine  demnächste  neue  Veröffentlichung,  Ordnung  zu  schaften. 

Es  liegt  nicht  in  dem  Rahmen  dieser  Arbeit,  über  die  historische 
Entwicklung  des  Gemeindewesens  in  den  Donaufürstentümern,  der 
Moldau  und  der  Walachei,  für  den  obenerwähnten  Zeitabschnitt,  ein 
vollkommenes  Bild  zu  geben.  Denn  wir  legen  den  Schwerpunkt 
mehr  auf  die  Entwicklung  der  Gemeindegesetzgebung  sowie  des 
Gemeindefinanzwesens,  also  auf  die  zweite  Hälfte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts.   Wir  versuchten  nur  in  dem  Folgenden  die  wenigen  lichten 
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Momente,  welche  aus  dem  Wirrnis  jener  Zeiten  hervorgeholt  werden 
konnten,  so  zu  gehen,  daß  man  einen  kleinen  Begriff  über  die  histo- 
rische Entwicklung  des  Gemeinwesens  erhalten  soll,  um  auch  dann 
begreifen  zu  können,  waram  die  Lage  des  Gemeindewesens  (und  auch 
des  Staatswesens  der  Fürstentümer)  Anfang  des  XIX.  Jahrhunderts 
einer  gesetzlichen  Reform  bedurfte. 

Die  beiden  Donaufiirstentümer,  Moldau  und  Walachei,  welche 
(mit  der  1878  hinzugekommenen  türkischen  Provinz  Dobrudscha)  das 
heutige  E-umänien  bilden,  sind  ein  Teil  des  vom  Kaiser  Trajan  er- 
oberten Dakien.  Nach  der  Eroberung  (106  nach  Chr.)  bekam 
Dakien  eine  von  den  anderen  römischen  Provinzen,  nicht  im  wesent- 
lichen veränderte  Organisation.  Es  sind  fast  dieselben  Kolonien  und 
Munizipien,  mit  denselben  Eechten  und  Pflichten.  Das  dauerte 
aber  nicht  lange,  denn  schon  im  Jahre  270  nach  Chr.  waren  die 
Eömer  durch  die  immerwährenden  Angriffe  und  Vorstöße  der  Völker- 
wanderung genötigt,  die  Provinz  Dakien  zu  verlassen  und  die  Legi- 
onen über  die  Donau  nach  Moesien  zurückzuziehen.  Ein  Teil  der 
Bevölkerung,  und  zwar  derjenige,  der  sich  im  Flachland  zwischen  dem 
Karpathengebirge  und  der  Donau  befand,  ging  mit  den  Legionen. 
Derjenige  dagegen,  welcher  den  Karpathen  näher  wohnte,  suchte  im 
Karpathengebirge  Schutz.  Es  ist  bekannt,  daß  ein  großer  Teil  der 
barbarischen  Horden  der  Völkerwanderung,  durch  die  Moldau  und 
durch  die  Walachei  zog.  Ein  Teil  der  Slaven,  welche  aus  Asien 
kommend  das  Flachland  zwischen  den  Karpathen  und  der  Donau  be- 
setzten, wurden  durch  die  nachfolgenden  Völker  verscheucht  und  ge- 
sellten sich  zu  den  Dako  Romanen  in  das  Karpathengebirge.  Über 
diesen  Zeitabschnitt  der  Völkerwanderung  kennt  man  fast  gar  nichts 
Genaues  betr.  die  Dako-Romanen,  höchstens  daß  sie  in  den  Bergen 
Viehzucht  trieben.  Erst  nach  der  Völkerwanderung  kamen  die  Dako- 
Romanen  mehr  in  die  Donauebenen,  wo  sie,  wie  die  Geschichte  mit- 
teilt, mit  den  Stämmen  über  der  Donau  ein  rumänisch-bulgarisches 
Kaiserreich  gründeten,  welches  aber  bald  in  Verfall  kam  und  aus  dem 
sich  dann  wieder  mehrere  kleine  Staaten  mit  republikanischen  Cha- 
rakter herausbildeten.  Diese  letzteren  sind  es,  welche  uns  interessieren, 
da  dieselben  im  XIII.  und  XIV.  Jahrhundert  durch  die  Eroberung 
der  aus  Marmorosch  und  Siebenbürgen  über  die  Karpathen  ge- 
kommenen Fürstensöhne,  die  Fürstentümer  Moldau  und  Walachei 
bildeten,  deren  Gemeindewesen  Gegenstand  unseres  I.  Kapitels 
sein  wird. 

In  der  Moldau  gab  es  drei,  in  der  Walachei  zwei  solcher  Staaten. 
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An  der  Spitze  dieser  Staaten  war  je  ein  „Vornic".  Die  Staaten 
waren  in  Judikaturen  (Departements)  eingeteilt,  an  deren  Spitze  ein 
Großrichter  (marele  judetz)  stand,  dem  ein  Bat  von  zwölf  Grund- 
besitzer beigegeben  war.  Jede  Burg,  Stadt,  Gemeinde,  hatte  als  Stadt- 
oberhaupt, in  der  Moldau  einen  „Scholtuz",  (Schultheiß),  in  der 
Walachei,  einen  „Jude"  (judex).  Diesen  stand  je  ein  Gemeinderat  von 
„12  purgari",  (Bürger)  zur  Seite.  In  den  Dörfern  war  ein  „jude  de 
vale"  (Landrichter).  Sämtliche  Beamten  und  Gemeinderäte  wurden 
für  jede  Burg,  Stadt  oder  Dorf,  von  der  Volksversammlung  der  be- 
treffenden gewählt.  Jede  Burg,  Stadt  oder  Dorf  verwaltete  sich  selbst. 
Die  betreffenden  Volksversammlungen  hatten  in  der  Erledigung  der 
Gemeindeangelegenheiten  immer  ein  Wort  mitzusprechen.  ^)  Es  ist 
möglich,  daß  die  Angaben  der  Urkunden,  welche  obiges  mitteilen,  auf 
Wahrheit  beruhen.  Denn  es  ist  geschichtlich  erwiesen  worden,  daß 
die  Gründung  der  Fürstentümer  Moldau  und  Walachei  durch  Er- 
oberung geschah.  Es  ist  also  wahrscheinlich,  daß  die  Eroberer  Staaten 
vorfanden,  welche  eine  den  obigen  Angaben  wenigstens  verwandte 
Organisation  besaßen.  Die  Angaben  späterer  Zeiten  über  das  Ge- 
meindewesen der  Fürstentümer,  lassen  ebenfalls  auf  eine  vorange- 
gangene stramme  Organisation  der  Staaten,  auf  Autonomie  und  Selbst- 
verwaltung der  Gemeinden  schließen. 


Kapitel  I. 

Das  Gemeindewesen  in  den  beiden  Donaufürstentümern, 
Moldau  und  Walachei,  von  ihrer  Gründung  bis  zur 
Einführung  der  russischen  Reformgesetze  (Reglements 
organiques).  (1290—1832.) 

Bei  der  Gründung  der  beiden  Donau fürstentümer,  der  Walachei 
(1290)  und  der  Moldau  (1340)  finden  die,  aus  Siebenbürgen  und  Mar- 
morosch gekommenen  Fürsten  die  vorliin  festgestellte  Organisation 
der  Dörfer  vor.  Dieselbe  Organisation  hatten  aber  auch  die  Mar- 
morosch und  Siebenbürgen  bewohnenden  Rumänen  besessen,  und  es 


^)  Blaramberg:  Essai  coraparc  sur  les  moeurs,  les  lois  et  les  institutions 
des  Roumains.    Bukarest  1866.    S.  49  ff. 
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War  sellDstverständlich,  daß  die  Fürsten  für  die  erste  Zeit,  wenigstens, 
<iiese  Organisation  beibehielten  und  die  Autonomie  der  Dörfer  an- 
erkennen mußten.  Der  Fürst  erklärte  jedoch  sämtliches  von  ihm  be- 
setztes Land,  als  unter  seiner  Souveränität,  und  forderte  von  den 
Dörfern  sowohl  Geld  und  Naturalabgaben,  wie  auch  persönliche  Dienste* 
Er  mußte  den  Dorfschulzen,  der  von  der  Dorf  Versammlung  gewählt 
war,  anerkennen,  oder,  späterhin,  als  seine  (des  Fürsten)  Macht  im 
Lande  gestiegen  war,  aus  der  reichsten  und  ältesten  Familie  des 
Dorfes,  welche  bis  dahin  im  Dorfe  die  Führung  hatte,  ernennen.  Es 
ist  bekannt,  daß  der  Dorfschulze  die  Verwaltung  und  die  Gerichts- 
barkeit inne  hatte,  in  demselben  Maße  wie  bis  dahin.  ^)  Es  sei  darauf 
hingewiesen,  daß  diese  Dörfer,  welche  wir  bis  jetzt  vorfanden,  ihre 
Freiheit  und  ihre  besonderen  Privilegien  hatten.  Sie  nannten 
sich  einfach  „freie  Dörfer"  oder  „libere  moschnene"  d.  h.  bewohnt 
von  Grundbesitzer  und  Familiengemeinschaften,  deren  Grundbesitzer- 
rechte bis  vor  die  Gründung  der  Fürstentümer  reicht.  Diese  freien 
Dörfer  verloren  ihre  Freiheit  und  ihre  Privilegien  nur  in  dem  Falle, 
als  sie  sich  etwas  zuschulden  kommen  ließen. 

Mit  der  Zeit  wurden  jedoch  auf  den  großen  Domänen  der  Fürsten 
und  Bojaren,  sowie  der  Klöster  neue  Dörfer  gegründet,  welche  dann 
den  Namen  von  Krondörfer  (domnesti),  bojarische  (boieresti),  und 
klösterliche  (manastiresti)  annahmen.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  die 
Domänenbesitzer  zur  Bearbeitung  des  Bodens  Arbeitskräfte  nötig 
hatten.  Den  Bauern  wurde  also  Land  zur  Nutznießung  angewiesen, 
indem  sie  sich  verpflichten  mußten,  an  den  Domänenbesitzer  einen 
Teil  des  Bodenertrages  teilweise  in  Geld,  teilweise  in  Naturalien  ab- 
zugeben. Auch  der  Domänenbesitzer  war  verpflichtet,  dem  Dorfe 
Wald  und  Weideland  zur  Nutznießung  zur  Verfügung  zu  stellen.  Wir 
finden  hier  also  schon  die  Ausbildung  der  Hörigkeit. 

Nun  finden  wir  aus  den  ältesten  Zeiten  noch  die  Sitte,  daß  der 
Landesfürst  dem  Adel  und  der  Kirche  ganze  Dörfer  verschenkte 
(beneficium).  Er  konnte  aber  nur  Krondörfer  verschenken  und  zwar 
verschenkte  er  aus  den  Benefizien,  die  er  selbst  aus  dem  Dorfe  hatte, 
■die  „Zehntel"  der  Naturalabgaben,  oder  bisweilen  die  Dienstleistungen 
der  Bauern,  bisweilen  auch  einen  Teil  der  Steuerabgaben  des  Dorfes. 
Wir  sehen  also,  daß  den  Bauern  dieser  Dörfer  in  solchen  Fällen 
keine  andere  Verpflichtung  oblag,  als  die,  dem  neuen  Besitzer  (sei  es 
«in  Adeliger  oder  eine  Kirchengemeinde)  zuerkannte  Nutznießung, 


^)  Nadejde,  J.,  Aus  dem  alten  rumänischen  Recht.  Bukarest  1898.  S.  104 
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abzuliefern.  —  Die  Organisation  dieser  Dörfer  war  dieselbe  wie  der 
vorerwähnten  freien.  Sie  hatten  ebenfalls  eine  teilweise  Autonomie 
und  Selbstverwaltung,  doch  übte  der  sogenannte  „Besitzer  des  Dorfes'', 
sei  es  ein  Bojar  oder  eine  Klostergemeinde,  sehr  oft  einen  Einfluß 
auf  den  Gang  der  Dorfangelegenheiten.  Und  wir  sehen  nicht  selten, 
daß  sich  das  Dorf  im  Streitfalle  mit  dem  Besitzer  um  richterliche 
Hilfe  an  den  Landesfürsten  wendet. 

Wie  schon  erwähnt,  verloren  die  „freien  Dörfer"  ihre  Freiheit 
und  Privilegien,  im  Falle  sie  sich  etwas,  zuschulden  kommen 
ließen.  Solche  Dörfer  wurden  sehr  oft  von  den  Landesfürsten  in 
solche  Lage  versetzt,  wo  es  ihnen  unmöglich  wurde,  ihren  Verpflich- 
tungen, dem  Fürsten  gegenüber,  nachzukommen. 

In  der  ersten  Hälfte  des  XVI.  Jahrh.  war  der  Wechsel  der 
Landesfürsten  ein  immer  größerer  geworden.  Die  Besetzung  des 
Thrones  mußte  von  den  Türken  (unter  dessen  Souveränität  die  Donau- 
fürstentümer verfielen)  mit  schwerem  Gelde  erkauft  werden.  Steuern 
wurden  immer  mehr  geschaffen  oder  erhöht.  Wenn  man  den  wirt- 
schaftlichen Niedergang  des  Landes  infolge  der  ununterbrochenen 
Kriege  hinzufügt,  dann  kann  man  halbwegs  einen  Begriff  von  der 
Lage  des  Ende  des  XVI.  Jahrh.  Boden  besitzenden  Bauernstandes 
(moschneni)  erhalten.  Unter  Michael  dem  Tapferen  hatte  die  Krisis 
ihren  Höhepunkt  erreicht.  Die  Dörfer,  welche  die  geforderten  Steuern 
und  Abgaben  nicht  zahlen  konnten,  wurden  als  fürstliche,  boiarische 
oder  klösterliche  erklärt,  die  Güter  konfisziert  und  den  Favoriten  des 
Fürsten  oder  den  Klöstern  verschenkt.  Der  freie  Bauer  (bis  dahin 
„moschnean"  genannt)  war  als  „unfrei"  erklärt  worden.^) 

Wenn  wir  nun  die  Lage  des  Bauernstandes  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten nach  der  Gründung  der  Fürstentümer  betrachten,  dann 
finden  wir  folgende  Unterscheidungen : 

Der  Bauernstand  teilte  sich  bis  jetzt  in  mehrere  Klassen : 

1.  Grundbesitzende  Klasse  (moschneni,  razeschi),  welche  frei  war 
und  in  Hauskommunionen  lebte.    (Freie  Dörfer.) 

2.  Freie  Bauern  (die  sog.  „Clacasi").  Ohne  Grundbesitz.  Sie 
besaßen  die  Freiheit,  aber  nicht  in  dem  Maße  der  ersten  Klasse, 
also  schon  ein  Hörigkeits Verhältnis. 

3.  Die  Klasse  der  Leibeigenen  gen.  „vecini"  (von  vicus, 
Dorf)  oder  „rumani". 


^)Gidei,  A.  V.,  Beiträge  zur  Sozialgescliiolitc  unseres  Buuerustnmlcs. 
Bukarest  1904  S.  20. 
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Wie  wir  sahen,  verloren  sehr  oft  die  zur  ersten  Klasse  zählenden 
Bauern  ihren  Besitz  und  damit  ihre  Eechte.  Sie  bearbeiteten  weiter 
den  Boden,  waren  jedoch  Hörige  des  Fürsten,  wodurch  sie  den  Bei- 
namen „domnesti''  (fürstlich)  bekamen.  Sie  konnten  verkauft  oder 
den  Bojaren  und  Klöstern  verschenkt  werden.  Ihre  Stellung  war 
fast  dieselbe  wie  die  der  Bauern  der  fürstlichen  oder  bojarischen 
Dörfer.  Aus  dieser  Stellung  konnten  sie  sich  durch  Geld  wieder 
in.  den  ersten  Stand  zurückkaufen,  sehr  oft  zahlten  sie  jedoch  be- 
deutend mehr  als  den  Betrag,  für  welchen  ihre  Güter  konfisziert 
wurden  und  sie  in  Hörigkeit  verfielen.^) 

Die  zweite  Klasse  findet  man  mehr  auf  den  Gütern  des  Adels 
und  der  Kirchengemeinde.  Die  betreffenden  Bauern  waren  verpflichtet, 
dem  Gutsbesitzer  eine  bestimmte  Anzahl  Tage  Arbeitsdienste  zu 
leisten.  Außerdem  bekam  der  Gutsbesitzer  noch  ein  Zehntel  vom 
Ertrage  des  Bodens,  welchen  er  diesen  Bauern  zu  ihrer  Ernährung 
zur  Verfügung  stellen  mußte.  Diese  Klasse  der  Bauern  hatte  die  Er- 
laubnis, das  Dorf  und  das  Gut  zu  verlassen  und  ein  anderes  zu  be- 
ziehen, doch  waren  die  Bedingungen,  die  erfüllt  werden  mußten,  sehr 
schwere.  Auch  diese  Klasse  zahlte  Steuern  und  Abgaben,  doch  unter- 
schied sie  sich  darin  etwas  von  der  ersten. 

In  der  dritten  Klasse  der  Leibeigenen  befanden  sich  hauptsäch- 
lich Zigeuner  (meistens  mit  Gewerbe  sich  beschäftigend),  dann  Ta- 
taren, aber  auch  Eumänen.  Sie  waren  verkäuflich;  für  sie  war  eine 
besondere  Gesetzgebung  geschaffen  worden.^)  Die  Eumänen  bildeten 
davon  nur  einen  ganz  geringen  Teil  und  im  XVIII.  Jahrh.  gab  es 
keine  Eumänen  mehr,  die  dieser  Klasse  angehörten. 

Die  erste  und  zweite  Klasse  bildete  die  Dorfbevölkerung.  Die 
dritte  war  auch  hier  und  da  auf  den  Dörfern  vorzufinden,  doch 
meistens  lebte  sie  an  den  Höfen  der  Bojaren  und  der  Klöster. 

Die  freien  Dörfer,  von  „moschneni"  oder  „razeschi''  bewohnt, 
welche  wir  zur  ersten  Klasse  zählten,  lebten  in  Haus-  und  Familien- 
kommunionen. Sie  waren  in  großen  Gruppen  von  Blutsverwandten 
geteilt,  welche  jede  ihre  Abstammung  von  einem  gewissen  Ahnherrn 
hatte  („betran^^  genannt).  Das  Erbe  des  Ahnherrn  wurde  nicht  ge- 
teilt, obwohl  eine  Verpflichtung  der  Familienmitglieder  aus  der  Güter- 
gemeinschaft nicht  auszutreten,  nicht  bestand.  Bei  einem  eventu- 
ellen Verkauf  des  Gutteiles  eines  Familienmitgliedes,  war  das  Mitglied 


1)  Jorga,  N.,  Studien  und  Dokumente.  5.  Bd.  S.  122  £f.  Bukarest. 

2)  Nadejde,  J.,  a.  a.  0.  S.  128. 
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verpflichtet,  seinen  Teil  den  Familienmitgliedern  anzubieten,  und  nur 
im  Falle  einer  Zurückweisung  des  Angebotes,  an  einen  Fremden  zu 
verkaufen.  Das  Guthaben  eines  jeden  in  dieser  Eigentumgemeinschaft 
war  ein  ideelles.  Bei  Verkaufsakten,  die  sich  vorfinden,  lautet  die 
allgemeine  Formel:  „.  .  .  ich  verkaufe  meinen  Teil,  soviel  es  mir 
zukommt,  von  dem  Dorf  besitz,  von  Wald,  von  Flur,  von  der  Weide, 
von  der  Mühle  .  .  .''^)  Die  Familiengemeinschaften  spielen  aber 
auch  im  öffentlichen  Leben  eine  ßolle.  Bei  Gerichtsverhandlungen 
wurden  ganze  Familien  als  Zeugen  geladen.  Dieses  findet  man  auch 
in  Schenkungsurkunden,  wo  das  Gut  z.  B.  nicht  nur  einer  einzigen 
Person  geschenkt  wird,  sondern  auch  deren  Brüdern  und  Nach- 
kommen. 

Diese  Gruppen  von  Familien  waren  als  die  Nachkommen  eines 
„betran"  in  Linien  geteilt,  die  wieder  in  weiteren  Verwandtschafts- 
graden sich  teilten.  Trotz  dieser  großen  Verschiedenheit  der  Erb- 
berechtigungen, war  jedem  Familienmitgliede  genau  sein  ideeller  Teil  ^) 
bestimmt.  Wir  finden  oft  Gruppen  von  10  Personen,  welche  in  Ge- 
meinschaft ein  Gut  besitzen.  Andermals  aber  Dörfer,  welche  in  zwei, 
drei,  vier,  sechs  oder  noch  mehr  „betrani"  geteilt  waren.  Wir 
besitzen  Urkunden,  welche  beweisen,  daß  die  Eigentumgemeinschaft 
sowie  die  Hauskommunionen  bei  den  Rumänen  bestanden  haben. 
So  eine  Urkunde  vom  Jahre  1648,  worin  es  heißt,  daß  eine  Gruppe 
von  10  Personen,  4  Männer  und  6  Frauen,  Nachkommen  des  Toader 
Pitic,  gemeinsam  einen  Teil  des  Dorfes  besaßen.  Auf  der  Rückseite 
der  Urkunde  steht  es  noch  geschrieben,  daß  sie  die  Absicht  hatten, 
auch  den  Teil,  der  ihnen  noch  gebührt,  gemeinsam  zu  besitzen.-*) 
Ebenfalls,  in  einer  Urkunde  aus  Tirgoviste  in  der  Walachei,  vom 
Jahre  1520,  adoptiert  eine  Witwe  zwei  Söhne  ihrer  Schwester  und 
sagt:  „unter  ihnen  soll  keine  Trennung  (des  Guthabens)  stattfinden''.^) 

G.  J.  Lahovary  sagt  ebenfalls  (in  „Cuvintul  rostit  la  1893^0  über 
das  Bodenrecht  (obiceul  pämentului),  daß  auch  heutigentags  man  in 
der  Bukovina  und  in  Siebenbürgen  Brüder  antrift't,  die  ihr  Landgut 
nicht  teilen,  sondern  zusammen  leben,  die  Familien  alle  in  einem  und 
demselben  Hofe  wohnen,  und  als  führendes  Oberhaupt  den  ältesten 
der  Brüder  anerkennen,  den  sie  „baditza''  nennen. 

1)  Nadejde,  J.,  a.  a.  0.  S.  133. 

2)  Nadojde,  J.,  a.  a.  O.  S.  134. 

')  Codrescu,  Urkundensanimlun^  XVIII.  Bd..  S.  ISf)— 1.37. 
*)  Veröirentlicht  in  der  Zeitschrift  „Foia  Societatii  Rouuinismul"  von  Prof. 
Gr.  Tocilesou,  I.  Bd.  S.  88.  Bukarest  1870. 
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Es  bestanden  aber  in  den  beiden  Fürstentümern  Kommunitäten 
im  größeren  Maßstab.  Das  waren  die  Bezirke  Vrancea  in  der  Mol- 
dau, Tigheciu  in  Bessarabien  ,  Gampulung  in  der  Bukovina,  sowie 
Campulung  in  der  Walachei.  Diese  Kommunitäten  hatten  ihre  von 
altersher  bestehenden  Einrichtungen  und  Eechte  (Privilegien).  Die 
Bewohner  dieser  Bezirke  hatten  ihre  Ahnherren  und  die  Gruppen 
der  Nachkommen,  welche  sich  in  Familiengemeinschaften  organi- 
sierten ,  besaßen  gemeinschaftlich  die  Berge  ((Vrancea  und  die 
beiden  Campulung)  und  die  Wälder  (Tigheciu),  sowie  das  Acker-  und 
Weideland  usw.  Jeder  dieser  Bezirke  bestand  aus  14  bis  15  Dörfern. 
Von  den  Bewohnern  von  Vrancea  sagt  man ,  daß  sie  keine,  von  der 
Regierung  ernannte  Richter  hatten,  sondern  sich  ihre  eigenen  Richter 
wählten,  die  sie  nach  eigenen  Gesetzen  richteten. 

Diese  kommunistischen  Bezirke  zahlten  eine  gemeinsame  Ab- 
gabesumme an  den  Landesfürsten.  Die  Größe  der  Abgabe  wurde 
immer  mit  jedem  neuen  Fürsten  bei  der  Thronbesteigung  vereinbart. 
Als  im  Jahre  1814  der  Bezirk  Vrancea  die  Berge  unter  den  Dörfern 
verteilte,  blieben  die  Berge  immer  noch  unverteilt  unter  den  Dorf- 
bewohnern.^) So  sah  es  also  in  Rumänien  aus,  mit  dem  Besitztum 
in  communis,  die  der  slavischen  „Zadruga^*  gleich  ist,  sowie  mit 
diesen  letzten  Kommunitäten  größeren  Stils. 

Interessant  wäre  es  zu  wissen,  ob  diese  Einrichtungen  von  den 
Slaven  oder  den  Römern  übernommen  sind,  oder  ob  sie  dem  rumä- 
nischen Volke  eigen  sind? 

Der  rumänische  Historiker  A.  D.  Xenopol  ist  der  Ansicht ,  daß 
diese  Einrichtungen  romanischen  Ursprungs  sind  (Geschichte  der 
Rumänen  aus  Dakien.  VII.  Buch,  S.  71).  Er  begründet  das  dadurch, 
daß  der  Ausdruck  „betran^^,  mit  welchem  der  Ahnherr  bezeichnet 
wird,  vom  lat.  veteranus  abgeleitet  wird.  Das  erinnert  jedoch  an  die 
Bodenassignation ,  die  dem  bejahrten  römischen  Krieger  gegeben 
wurde,  wenn  er  aus  dem  Militär  ausschied.  Das  kann  uns  aber  nur 
beweisen,  daß  die  Einrichtung  bei  den  Rumänen  und  nicht  bei  den 
neben  denselben  lebenden  Slaven  zu  suchen  ist.  Was  aber  die  Ein- 
richtung an  sich  betrifft?  Hat  man  hier  mit  einem  slavischen  Ein- 
fluß zu  tun?  Ich,  für  meinen  Teil,  glaube  es  nicht,  obwohl 
diese  Einrichtung  auch  keine  romanisc^ie  ist,  da  die  Römer 
bei  der  Eroberung  und  Organisierung  Dakiens  diese  Einrichtung  längst 
schon  nicht  mehr  besaßen.   Ich  bin  der  Ansicht,  daß  die  Ein- 


1)  Nadejde,  J.,  a.  a.  0.  S.  116  u.  136fr. 
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richtung  dem  rumänischen  Volke  eigen  ist ,  und  aus  den  natürlichen 
Verhältnissen  herausgebildet  wurde.  —  Ich  will  das  folgender- 
maßen begründen: 

Als  die  barbarischen  Horden  der  Völkerwanderungen  in  Dakien 
einfielen,  waren  die  Dako-Romanen  gezwungen,  in  das  Karpathengebirge 
zu  flüchten.  Sie  führten  dort  ein  Nomadenleben.  Der  Übergang  von 
der  Landwirtschaft  (Bodenkultur)  zur  Viehzucht  ist  aus  Not  geschehen. 
Also  sind  es  die  Umstände,  die  die  Leute  zwangen,  ihre  Herden 
gemeinsam  zu  weiden  und  sich  gegenseitige  Hilfe  zukommen  zu 
lassen.  Darin  sehe  ich  den  natürlichen  Ursprung  der  kommunistischen 
Einrichtungen  bei  den  Rumänen.  —  Der  Reihe  nach  waren  es  die 
Gothen,  Gepiden,  Hunnen  und  Avaren,  die  Dakien  vor  den  Slaven 
durchzogen.  Bis  also  die  Slaven  kamen  und  sich  dann  später  erst, 
mit  dem  Einzug  der  Mongolen  in  Dakien,  zu  den  Dako-Romanen  ge- 
sellten, werden  die  Dako-Romanen  sicherlich  diese  Einrichtungen  schon 
längst  gehabt  haben.  Auch  sind  die  kommunistischen  Einrichtungen 
größeren  Stils  wie  wir  sie  in  den  Bezirken  Vrancea,  Campulung  usw^ 
weiter  oben  gesehen,  in  den  Bergen  gelegen,  was  wieder  als  Beweis 
dienen  soll,  daß  dort  der  Ursprung  zu  suchen  ist. 

Eine  andere  sehr  interessante  Einrichtung  ist  der  gemeinsame  Besitz, 
entstanden  durch  Verbrüderung.  Wir  sehen  sehr  oft,  sich  fremde 
Personen,  einen  Verbrüderungsakt  eingehen,  um  ihre  Besitzungen 
gemeinsam  „brüderlich  zu  besitzen"  („a  stapani  frateste").  Eine  Ur- 
kunde, ausgestellt  in  Bukarest  am  17.  November  1579,  vom  Fürsten 
Mihnea,  der,  Andreico  und  Oprea,  zum  gemeinsamen  Besitz  ihrer 
Landgüter  verbrüdert.^) 

Es  ist  das  eine  bemerkenswerte  kommunistische  Einrichtung  bei 
den  Rumänen.  Diese  Einrichtung,  meint  Xenopol,  sei  ganz  ent- 
schieden slavischen  Ursprungs.  ^)  Er  geht  aber  darüber  hinweg,  ohne 
seine  Behauptung  zu  begründen.  Ein  anderer  rumänischer  Archeologe 
und  Historiker,  Gr.  Tocilescu,  betrachtet  es  als  eine  von  den  Römern 
vom  rumänischen  Volke  ererbte  Sitte,  wie  es  deren  noch  so  viele  gibt. 

Bis  jetzt  war  die  Rede  nur  von  den  Dorfbewohnern  der  freien 
Dörfer.  Diese  „freien  Dörfer"  gingen  mit  der  Zeit  durch  die  weiter 
oben  erwähnten  politischen  Verhältnisse  zugrunde,  und  verwandelten 
sich  in  hörige  Dörfer.  Mit  ihnen  ging  auch  die  Selbstverwaltung,  die 
Privilegien  und  auch  die  Pamiliengemeinschaften  unter.   Der  jeweilige 

^)  Mitgeteilt  durch  Tocilescu  Gr.,  in  der  Zeitschrift  „Foia  societatii 
Jaomänisinul"  ü?.  9P  u.  91. 

2)  Xenopol  A.  1).,  a.  a.  O.,  Vll.  Bd.  S.  1± 
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Besitzer,  sei  es  ein  Bojar,  ein  Kloster,  oder  auch  der  jeweilige  Landes- 
fürst übte  durch  seine  Vögte  und  sonstigen  Vertreter  einen  immer 
größeren  Einfluß  auf  die  Gemeindeangelegenheiten.  Die  Willkür- 
herrschaft der  Grutsherren  nahm  durch  die  politischen  Verhältnisse 
begünstigt  immer  größere  Dimensionen  an  und  brachte  schließlich 
das  ganze  ländliche  Gemeindewesen  in  einen  unerträglichen  Zustand, 
wie  es  weiter  unten  zu  ersehen  sein  wird. 

Wie  sah  es  aber  in  den  Städten  aus  ?  Entschieden  besser.  Sie 
scheinen  ihre  administrative  Autonomie  länger  und  besser  verteidigt 
zu  haben  als  die  Landbevölkerung.  Urkunden  beweisen,  daß  Dörfer, 
welche  zu  Städten  heranwuchsen  und  also  stärker  und  fähiger  waren, 
die  Waffen  gegen  diejenigen  zu  erheben,  welche  es  gewagt  hätten,  sie 
zu  unterdrücken,  von  Frohnarbeiten  befreit  waren.  Die  Einwohner 
der  Stadt  Huschi  z.  B.  hatten,  nachdem  sogar  das  Landgut  der  Stadt 
an  das  Erzbistum  verschenkt  wurde,  noch  das  Eecht,  die  Nahrung 
von  jenem  Gut  sich  zu  verschaffen,  indem  sie  nur  zu  Zehntel  und 
Geldabgaben  (letzteres  nur  als  Stadtbewohner)  sich  verpflichteten,  ohne 
genötigt  zu  sein  (wie  die  Bauern)  eine  Anzahl  Tage  für  das  Erzbistum 
zu  arbeiten ;  sie  waren  nicht  einmal  verpflichtet,  das  Zehntel  der 
Produktion  zum  Erzbistum  zu  transportieren,  sondern  es  steht  aus- 
drücklich geschrieben,  daß  der  Transport  Sache  des  Erzbistums  war. 
Dies  ersieht  man  aus  zwei  Urkunden  vom  Jahre  1775  und  1813.^) 

Die  Bevölkerung  der  Städte  war  also  frei,  außer  den  Zigeunern, 
die  Leibeigene  der  in  den  Städten  wohnenden  Bojarenfamilien  waren. 
Dies  kam  aber  auch  davon,  weil  ein  großer  Teil  der  Stadtbevölkerung 
aus  Fremden  bestand,  Türken,  Griechen,  Ungarn,  Deutsche  aus  Sieben- 
bürgen, Armenier  etc.,  welche  sich  mit  Handel  und  Gewerbe  be- 
schäftigen.   Sogar  das  Zunftwesen  war  sehr  ausgebildet. 

In  den  beiden  Fürstentümern  hatte  sich  die  alte  Einteilung  in 
Departements  in  den  verlaufenden  Jahrhunderten  hindurch  nicht  ge- 
ändert. Sie  war  dieselbe,  wie  sie  noch  vor  der  Gründung  der  Fürsten- 
tümer bestand.  An  der  Spitze  der  Departements  waren  aber  ge- 
wöhnlich zwei  „purcalabi"  ^)  (Burggrafen).  Sie  hatten  ihren  Sitz 
in  den  Hauptstädten  der  Departements.  Sie  waren  Richter,  hatten 
die  Verpflichtung,  die  Steuern  einzutreiben  sowie  auch  „andere  Ver- 


1)  Nadejde,  J.,  a.  a.  O.  S.  110 

2)  Man  findet  in  den  Urkunden  aucii  die  Bezeichnung :  diregatori,  uriadnici, 
starosti  usw. 


—  11  — . 


pflichtungen,  welche  die  kommunalen  Interessen  angingen"  (Xenopol 
a.  a.  O.,  V.  Bd.  S.  174). 

Die  Organisation  der  Städte  war  folgende:  An  der  Spitze  der 
Stadt  war  der  „judetz"  in  der  Walachei,  der  „scholtuz"  in  der  Moldau, 
sowie  eine  Stadtverordnetenversammlung,  „sfatul  purgarilor",  bald  6 
bald  12  an  der  Zahl,  welche  das  Organ  der  Zentralgewalt  darstellten. 
Sie  waren  verpflichtet,  die  Steuern  der  Städter  einzutreiben  und  ihre 
Verteilung  pro  Kopf  vorzunehmen,  sowie  den  Ertrag  an  die  Regierung 
abzuliefern.  Außer  den  anderen  Einkommen  der  Stadt,  für  die  sie 
zu  sorgen  hatten,  mußten  sie  trachten,  daß  die  Stadtbewohner  auch 
ihren  anderen  Verpflichtungen  der  Regierung  gegenüber  nachzukommen 
haben.  Der  Schulze  war  der  größte  Stadtverweser  und  für  die  Stadt 
verantwortlich.  Sowohl  die  Schulzen  wie  auch  die  Stadtverordneten 
hatten  richterliche  Befugnisse.  ^)  Außerdem  beglaubigten  sie  die  Ge- 
schäfts- sowie  Verkaufsurkunden.  Es  gab  sogar  ein  „Kataster  der 
Stadt"  wo  die  Eigentumsumschreibungen  eingetragen  wurden.  Eine 
Urkunde  vom  Jahre  1617  spricht  von  der  Anerkennung  von  selten 
des  Fürsten  ßadu  der  Eigentumsrechte  des  Klosters  St.  Sava  aus 
Jassy,  über  einen  Verkaufsladen  sowie  mehreren  Morgen  aus  einem 
Weingarten,  und  sagt  wörtlich :  „daß  jene  Weingärten  und  Verkaufs- 
läden auch  in  dem  Kataster  der  Stadt  (catastihul  orasenesc)  einge- 
tragen werden  sollen,  laut  alter  Sitte."  ^)  Die  anderen  Gemeinde- 
angelegenheiten, die  die  Stadtverordneten  auf  eigene  Rechnung  und 
Verantwortung  für  die  Stadt  erledigten,  mußten  dann  nachträglich 
immer  von  der  Stadtverordnetenversammlung  genehmigt  werden.  Aus 
dem  bisher  Gesagten  könnte  man  auf  eine  gewisse  Selbstverwaltung 
schließen.  Es  konnte  jedoch  noch  nicht  festgestellt  werden,  ob  die 
Schulzen  und  Stadtverordneten  von  der  Stadt  gewählt  oder  vom 
Fürsten  ernannt  wurden.^) 

Wir  gehen  nun  zur  Organisation  der  Dörfer  über,  und  finden 
da  für  den  Dorfverweser  die  Titel:  Kues  oder  Kneaz;  jude,  judetz, 
vataman  und  vornicel;  —  sie  alle  waren  Dorfverwalter  und  Dorf- 
richter insbesondere. 

^)  Jn  einer  Urkunde  vom  Jahre  1458  heißt  es:   „  diejenii^en  Leute. 

die  dem  Erzbistum  von  Roman  angehören,  sollen  weder  von  den  Schulzen  noch  von 
den  Stadträten  (purgari)  gerichtet  werden.  Xenopol  A,  1)..  a.  a.  O..  V.  Bd.  S.  179. 

2)  Xenopol  A.  D.,  a.  a.  O.,  S.  182. 

J.  G.  Jonnescu-Gion  meint,  in  seiner  G  e  s  c  h  i  c  h  t  e  Bukarest'?,  daü 
die  „purcalabi"  vom  Fürsten  ernannt  wurden,  die  „judetzi"  wenigstens  im  XVI. 
Jahrh.  gewählt  wurden,    S,  734.  (Bukarest  1899.) 
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Die  Knesen  finden  wir  in  den  ältesten  Urkunden  genannt  und 
fast  ausschließlich  in  den  Dörfern,  die  zum  KroDgute  gehörten.  Die 
Formel,  mit  welcher  der  Fürst  die  Dörfer  an  die  Bojaren  und  Klöster 
verschenkte,  lautete:  „Wo  Kneaz,  Jude,  vataman  der  und  der  ge- 
wesen^' oder  „ist"  „wo  der  und  der  wohnt  (haust)"  oder  „lebt",  „wo 
der  und  der  gewohnt  hat"  oder  „gelebt  hat",  „wo  der  und  der  eine 
Dorfniederlassung  errichtet  hat."  Mit  der  Verminderung  der  Kron- 
güter werden  sie  auch  immer  seltener  erwähnt,  so  daß  ihr  Verschwinden 
aus  den  Urkunden  schon  mit  dem  Ende  des  XV.  Jahrhunderts  fest- 
gestellt werden  kann.^)  Manchmal  gab  es  auch  zwei  Knesen  in 
einem  Dorfe ,  doch  selten  finden  wir  einen  über  zwei  Dörfer.  Sie 
hatten  kein  Erbrecht,  da  man,  wie  oben  erwähnt,  findet,  daß  sie  in 
jenem  oder  dem  anderen  Dorfe  „gewesen",  „gelebt",  „gewohnt"  haben, 
als  das  Dorf  verschenkt  wurde. 

Die  Knesen  waren ,  wie  wir  wissen ,  die  richtigen  Herren  der 
Dorfgemeinden  und  da  die  Gründung  der  Fürstentümer  durch  Er- 
oberung vor  sich  ging,  war  der  Fürst  gezwungen,  die  Autonomie  der 
Dörfer  anzuerkennen  und  mit  ihr  auch  teilweise  die  Rechte  der 
Knesen.  Mit  der  Zeit  w^erden  die  Rechte  des  Dorfes  und  der  Knesen 
immer  beschränkter.  Die  Dörfer  sahen  sich  genötigt,  um  ihre  Auto- 
nomie zu  erhalten,  sich  schweren  Steuern  und  Naturalabgaben  zu 
unterwerfen  und  mit  der  Zeit  verlor  das  Dorf  auch  das  Recht ,  sich 
selbst  den  Knesen  zu  wählen.  Der  Knese  wurde  nun  vom  Fürsten 
ernannt.  Als  späterhin  der  Fürst  begann,  die  Dörfer  an  die  Bojaren 
und  an  die  Klöster  zu  verschenken,  verloren  diese  Dörfer  ihre 
sämtlichen  Selbstverwaltungsrechte  und  die  Knesen  wurden  die  Vögte 
der  Bojaren  oder  der  Klöster.  Die  Bojaren  oder  die  Klöster  wurden 
dann  die  Herren  der  Dörfer.  Sie  ernannten  ihre  Vertreter,  die 
Knesen,  judzi  oder  vatamani,  als  Verwalter  und  Richter  in  den 
Dörfern.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  die  letzteren  nur  die  kleinen 
Rechtsstreitigkeiten  verhandelten  und  daß  die  größeren  entweder  vom 
Departementsgericht  oder  vom  Fürsten  gerichtet  wurden.^) 

Neben  dem  Titel  „Knese"  (der,  wie  schon  erwähnt,  im  XV.  Jahrh. 
verloren  ging)  finden  wir  dessen  rumänische  Ubersetzung:  jude  oder 
judetz  (vom  lateinischen  judex),  sowie  und  speziell  in  der  Moldau 
den  Titel  „vataman"  (tatarisch  oder  cumanisch?).    Außerdem  sind 

^)  Bogdan,  J.,  Über  die  rumäniselieii  Knesen  (Bd.  XXV,  des  Archivs  für 
sla-vische  Philologie  v.  Prof.  Jagic,,  Berlin). 

2)  Nadejde,  J.,  a.  a.  0.  S.  104.  . 
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noch  die  ,,Yornicei^'  zu  erwähnen,  doch  scheint  es,  daß  die  letzteren 
nicht  nur  die  Aufsicht  über  das  Dorf,  sondern  über  das  ganze  Gut 
hatten. 

Die  Befugnisse  der  Knesen,  judi  und  vatamani  waren  admini- 
strative, richterliche,  polizeiliche  und  finanzielle.  In  den  ersteren 
hatten  sie  als  Beistand  einen  D  o  r  f  r  a  t  (sfatul  satului),  bestehend  aus 
einer  Anzahl  Dorfältesten,  genannt  „jurati"  (Geschworene),  Es  ist 
möglich,  daß  diese  Geschworenen  vom  Dorfe  gewählt  wurden.  Die 
letzteren,  die  finanziellen  Befugnisse,  waren  jedoch  die  Hauptsäch- 
lichsten und  speziell  war  es  die  Eintreibung  der  Steuern  und  der 
Strafen,  die  den  Dorfverwesern  oblagen. 

Es  gab  Dörfer  in  der  Moldau,  wo  man  neben  den  vatamani^* 
auch  die  „vornicei"  antrifi"t.  In  diesem  Falle  übten  die  „vatamani" 
ihre  Befugnisse  nur  im  Inneren  des  Dorfes  aus,  die  „vornicei"  auch 
außer  dem  Dorfe  über  das  ganze  Gut  und  es  ist  sehr  leicht  möglich, 
daß  die  Autorität  des  „vornicei"  auch  über  die  Weiler  sich  ausdehnte.  — 
Wir  sehen  auch  daß ,  obwohl  sie  (die  vornicei)  für  die  Zahlungssumme 
der  Steuern  des  Dorfes  verantwortlich  waren ,  kein  Recht  hatten, 
die  Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuern  zu  bestimmen,  welches 
Recht  ausschließlich  den  vatamani,  judi  usw.  und  den  Dorfbewohnern 
zufiel.  Die  Dorfbewohner  konnten  auch  vom  Fürsten  die  Entfernung 
eines  Vornicei  und  die  Einsetzung  eines  von  ihnen  und  aus  ihrer 
Mitte  Gewählten  verlangen.  Die  „Vornicei'^  und  „Vatamani"  waren 
von  den  Steuern  befreit,  welche  jedoch  für  sie  von  der  Gesamtheit 
des  Dorfes  entrichtet  werden  mußten.  Da  dies  eine  schwere  Last  für 
die  Dorfbewohner  war,  verordnete  Fürst  Konstantin  Mavrocordat  im 
Jahre  1742,  daß  die  Dörfer  entweder  einen  vornicei  oder  einen 
vataman  haben  sollen,  damit  das  Dorf  nicht  unter  der  Last  leiden 
soll,  für  zwei  zahlen  zu  müssen  (Jorga  a.  a.  0.  VI.,  S.  403).  Es 
scheint  aber,  daß  durch  diese  Reform  die  Stellung  der  „vornicei" 
im  ganzen  aufgegeben  wurde ,  wie  dazumal  auch  viele  andere 
Stellungen  von  Staatsbeamten,  die  auf  dem  Lande  ihren  Dienst  hatten. 
Im  XVIII.  Jahrhundert  ist  aber  auch  de r  D o r f r at  weggefallen 
und  in  den  Urkunden  fehlt  die  bis  dahin  gewesene  Bezeichnung  „vatamanul 
mit  allen  Dorfbewohnern",  was  auf  eine  Dorfversammlung  schließen 
läßt.  —  Alles  geht  in  jenen  Zeiten  der  Wirrnis  und  der  Plünderung 
zugrunde:  die  alte  Organisation  des  Dorfes,  wie  wir  sie  bei  der 
Gründung  der  Fürstentümer  vorfanden,  die  Freiheit  des  Bauernstandes. 

i     :      Bogdan,  J.,  a.  a.  0.  S.  531  ff. 
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die  ökonomische  und  speziell  die  finanzielle  Lage  der  Fürstentümer. 
Es  ist  erklärlich,  daß  unter  solchen  Umständen  von  einer  ordent- 
lichen Organisation  des  Dorfes  nicht  mehr  die  Rede  sein  konnte. 
Mit  kleinen  Ausnahmen  von  ßeformversuchen  von  Seiten  vereinzelter 
Fürsten,  welche  aber  speziell  in  der  Festsetzung  der  Pflichten  der 
Bauern  dem  Gutsherrn  gegenüber  abzielten,  erhielt  sich  diese  Will- 
kürwirtschaft bis  beinahe  in  die  dreißiger  Jahre  des  XIV.  Jahr- 
hunderts hinein,  wann  durch  die  Intervention  Rußlands  in  den  beiden 
Fürstentümern  gesetzliche  Reformen  eingeführt  wurden. 

In  der  Gerichtsbarkeit  scheint  doch  eine  kleine  Organisation  ge- 
herrscht zu  haben.  Bei  der  Yerschenkung  der  Krongüter  an  die 
Bojaren  und  die  Klöster,  verleiht  der  Fürst  den  letzteren  auch  die 
Rechtssprechung  in  den  dem  Gute  angehörenden  Dörfern.  Die  judi, 
vatamani  und  vonicei,  wurden  also  von  den  Gutsbesitzern  ernannt 
und  neben  der  Steuereintreibung  auch  mit  der  Gerichtsbarkeit  be- 
traut. Sie  hatten  jedoch  nur  die  kleinen  Vergehen,  sowie  die  Ur- 
kundenbeglaubigungen bei  Verkäufen  und  sonstigen  Geschäften  ob. 
Die  größeren  Vergehen,  wie  Mord,  Raub,  sowie  die  Streitigkeiten 
über  Eigentumsrechte  betr.  Landgüter,  wurden  entweder  vom  Depar- 
tementsgericht oder  vom  fürstlichen  Gerichtshof  (sfatul  domnesc), 
bestehend  nur  aus  Bojaren  und  hohen  Geistlichen,  sowie  dem  Fürsten 
gerichtet.  Da  die  Leute  jedoch  ihre  Prozesse  bezügl.  der  Güter  in 
den  meisten  Fällen  direkt  bei  dem  fürstlichen  Gerichtshof  einbrachten 
und  die  Prozesse  in  großer  Zahl  waren,  so  ordnete  Fürst  C.  Mav- 
rocordat  an,  daß  diese  Prozesse  in  erster  Instanz  vom  Departements- 
gericht verhandelt  werden  sollen,  und  im  Falle  keine  Einigung  ge- 
schieht, als  letzte  Instanz  der  fürstl.  Gerichtshof  zu  entscheiden  habe. 
Die  Prozesse  konnten  jedoch  mit  jedem  neuen  Fürsten  von  neuem 
begonnen  werden.  Andererseits  gingen  viele  Urkunden,  welche  sich 
auf  dies  oder  jenes  Landgut  in  diesen  Prozessen  bezogen,  verloren, 
oder  sie  wurden  mit  Fleiß  vernichtet.  Auch  diesem  Übel  wurde  durch 
die  Reform  des  Fürsten  C.  Mavrocordat  entgegengetreten,  indem  dieser 
Fürst  verfügte,  daß  in  jedem  Departement  ein  Departementbuch 
(condica)  eingeführt  werden  soll,  wo  jeder  Kauf  und  Verkauf  von 
Gütern  einzutragen  ist. 

In  kriminellen  Fällen  finden  wir  das  Dorf  verantwortlich.  Das 
Dorf  war  verpflichtet,  für  jeden  in  den  Grenzen  des  Dorfes  Ermordeten 
eine  bestimmte  Summe  als  Strafe  zu  zahlen.  In  den  meisten  Fällen 
verloren  aber  die  Dorfbewohner,  auf  deren  Gut  die  Mordtat  geschah, 
ihre  Güter.    So  eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  15^9,  worin  mitgeteilt 
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wird,  daß  eiDem  Pfarrer  wegen  eines  auf  seinem  Gute  Ermordeten, 
das  Gut  weggenommen  wurde,  weil  er  die  ihm  als  Strafe  auferlegten 
50  Ochsen  nicht  liefern  konnte.  Und  eine  andere  Urkunde  vom 
Jahre  1800,  worin  ein  gewisser  „Brehant,  in  alten  Zeiten,  allein 
eine  Summe  von  100  Lei  und  ein  Pferd  als  Strafe  geleistet  hat,  wegen 
eines  Menschen,  der  auf  seinem  Gute  ermordet  aufgefunden  wurde." ^) 
Das  Dorf  verlor  aber  auch  sehr  oft  seine  Freiheit  und  die  Bauern 
wurden  Leibeigene.^)  Wir  finden  hier  die  Institution  des  Wehr- 
geldes,  wie  es  bei  den  alten  Germanen  bestand.  Sie  scheint  aber 
eine  von  den  Slaven  den  Rumänen  übertragene  zu  sein.  Die  Slayen 
haben  in  Mordsachen  in  erster  Reihe  die  Bache  von  Seite  der 
Verwandten.  Wenn  sich  kein  Bächer  vorfand,  dann  schritt  die 
Behörde  ein,  welche  dem  Mörder  eine  Geldstrafe  auferlegte.  Es 
scheint,  nur  das  letztere  auf  die  Bumänen  übertragen  worden  zu 
sein.    (Xenopol  a.  a.  0.  S.  69.) 

Die  Veranlagung  der  Steuern  sowie  Naturalabgaben  und  die  Zu- 
teilung der  dem  Gutsherrn  zu  leistenden  persönlichen  Dienste  der 
Bauern  war  Sache  der  Dorfschulzen  (judi,  vatamani).  Es  war  neben 
der  Bechtsprechung  ihre  Hauptbefugnis.  Der  Dorfschulze  war  ver- 
antwortlich für  richtige  Ablieferung  der  dem  Dorfe  auferlegten  Steuer. 
Aber  auch  das  Dorf,  wenn  es  ein  „freies"  war,  war  in  corpore  dafür 
verantwortlich  und  wie  wir  schon  am  Anfang  dieses  Kapitels  sahen, 
verloren  viele  dieser  Dörfer  im  XVI.  Jahrhundert  ihre  Freiheit,  weil 
sie  nicht  imstande  waren,  die  ihnen  auferlegten  kolossalen  Steuer- 
abgaben zu  entrichten.  Es  gab  auch  mehrere  Klassen  von  speziellen 
Steuereinnehmern,  welche  nach  dem  Namen  der  Steuer,  die  sie  ein- 
zutreiben hatten,  benannt  wurden.  Manchesmal,  und  dies  geschah 
nicht  gerade  selten,  wurden  Ausnahmesteuern  auf  reichere  Dörfer 
gelegt,  und  wir  sehen,  daß  Bojaren  vom  Hofe  sich  in  jene  Dörfer 
begeben,  um  die  Eintreibung  der  Steuern  zu  beaufsichtigen.  Damit 
übernahm  jedoch  derjenige  Bojar  die  ganze  Verantwortlichkeit  für  die 
richtige  Ablieferung  der  geforderten  Summe. 

Die  Eintreibung  der  Steuern  war  eine  richtige  Plünderung.  Ur- 
kunden bestätigen  dies,  wo  speziell  die  mit  der  Eintreibung  der  Steuern 
auch  betrauten  Stadtbewohner  beschuldigt  werden,  in  die  Dörfer  ein- 
zudringen, alles  plündernd  und  Schandtaten  begehend. 

Bemerkenswert  ist,  daß  neben  dieser  ungesetzlichen  Handlung  sich 


1)  Xenopol  A.  D.  a.  a.  0.,  7.  Bd.  S.  68. 

2)  Nadejde,  a.  a.  ü.  S.  122. 
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eine  sozusagen  gesetzliche,  durch  das  Gewohnheitsrecht  geheiligte  be- 
tfand, durch  welche  ein  Dorf  gezwungen  werden  konnte,  die  nicht  ab- 
gelieferten Steuern  des  Nachbardorfes  für  dasselbe  zu  entrichten.  Wir 
finden  deswegen  außerordentliche  Befehle  der  Fürsten,  wodurch  manche 
privilegierte  Dörfer  von  dieser  Ungerechtigkeit  dispensiert  werden. 

Es  gab  eine  Personalsteuer  als  Hauptsteuer,  außerdem  eine 
Unmasse  indirekter  Steuern  (Aufwandsteuern),  von  denen  die 
bedeutendsten  die  Steuern  auf  Schafe,  Borstenvieh,  Bienenstöcke  und 
die  Steuern  auf  die  vom  Felde  eingeheimsten  Getreidemengen  waren. 
Es  seien  noch  die  Zehntelabgaben  anzuführen,  von  denen  die  be- 
merkenswertesten, diejenigen  auf  Honig,  Wachs  und  Wein  sind.  Diese 
Zehntel  wurden  jedoch  oft  zur  Eintreibung  und  zu  ihren  Gunsten 
den  Klöstern  überwiesen.  Außer  diesen  bis  jetzt  angedeuteten  Steuer- 
arten gab  es  noch  eine  große  Anzahl  von  Strafen,  welche  jede 
ihren  besonderen  Namen  trug,  und  bei  deren  Eintreibung  oder  Be- 
legung die  Willkür  schrankenlos  herrschte.^) 

Das  Bauten-  und  Wegewesen  war  sehr  vernachlässigt.  Brücken 
wurden  von  den  Grundeigentümern  auf  eigene  Kosten,  oder  im  Verein 
mit  den  Bauern  des  Dorfes,  welches  sich  auf  seinem  Grundstück  be- 
fand. Es  wurde  immer  bei  Benutzung  eine  Brückengebühr  er- 
hoben, und  in  letzterem  Falle  teilte  das  Dorf  die  Gebühreneinnahme 
mit  dem  Grundbesitzer.  Es  geschah  oft,  daß  der  Besitzer  der  an- 
grenzenden Grundstücke  auch  eine  Brücke  bauen  ließ,  wodurch  sein 
Nachbar  um  einen  Teil  seiner  Brückengebühreinnahme  kam.  Das 
gab  sehr  oft  Anlaß  zu  Beibereien.  Schließlich  sahen  sich  die  Fürsten, 
um  dem  abzuhelfen,  veranlaßt,  die  Einschränkung  des  Brückenbau- 
wesens zu  verordnen,  indem  späterhin  dazu  ein  besonderes  Privileg 
von  der  Kegierung  eingeholt  werden  mußte.  Diese  Verordnung 
hatte  zur  Folge,  daß  die  Brücken  immer  weniger  wurden,  so  daß  man 
im  XVIII.  Jahrhundert  die  Verordnung  aufhob.  Auf  den  Kron- 
domänen gab  es  Dörfer,  die  sich  ausschließlich  mit  dem  Bau  und 
Reparatur  der  Brücken  beschäftigten.  Diese  Dörfer  waren  von  Steuern 
und  Abgaben  befreit.^) 

Die  Beschäftigung  der  Dorfbewohner  war  den  Bodenverhältnissen 
angepaßt.  Im  Flachlande  war  der  Ackerbau  vorherrschend,  im  Berg- 
lande wurde  der  Weinbau  auf  hoher  Stufe  betrieben,  hingegen  im 


1)  Xenopol  A.  D.  a.  a.  0.,  5.  Bd.  S.  179. 

2)  Gidei  a.  a.  0.  S.  82. 
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Gebirge  die  Bewohner  sich  meist  mit  der  Viehzucht  und  den  daraus 
entstammenden  Gewerben  beschäftigten.  (Wollefabrikation,  Pelle, 
Weberei,  Molkereiprodukte  etc.)  Dies  sind  die  paar  lichten  Momente, 
die  aus  dem  Wirrnis  jenes  Zeitraumes  hervorgeholt  werden  konnten. 

Wenn  wir  einen  kurzen  Rückblick  über  das  bisher  Gesagte 
werfen  wollten,  da  sehen  wir  die  riesenhafte  Veränderung,  die  das 
ländliche  Gemeindewesen  im  Laufe  dieser  Jahrhunderte  zu  erleiden 
hatte.  Die  schönen  republikanischen ,  man  könnte  beinahe  sagen, 
fast  „modernen"  Einrichtungen,  die  Administration  des  Staates,  die 
stramme  autonome  Organisation  der  Dorfgemeinde ,  des  Justiz- 
wesens usw.,  die  gewaltigen  kommunistischen  Einrichtungen  „in  großem 
Stil",  wie  wir  sie  gesehen  haben,  das  herrschende  Prinzip  der  Freiheit! 
Und  nun  sehen  wir,  wie  jede  dieser  schönen  Einrichtungen  untergeht. 
Zuerst  die  Autonomie  der  Staaten  durch  die  türkische  Eroberung. 
Die  andauernden  Kämpfe  mit  den  Türken,  wodurch  die  Länder 
materiell  und  moralisch  geschwächt  wurden.  Dann  kam  der  Handel 
mit  den  Landesthronen:  die  Ernennung  der  Fürsten  zu  Landesver- 
wesern nach  Erlegung  großer  Geldsummen  bei  der  Pforte.  Die  Folge 
davon  waren  die  fürchterlichen  Steuern,  die  über  das  Land  geworfen 
wurden,  damit  der  Fürst  wieder  zu  seinem  Gelde  komme,  denn  die 
Folge  der  Fürsten  war  eine  rapide.  Wir  sehen  die  großen  Schenkungen 
an  die  Bojaren ,  Klöster  und  Favoriten  des  Fürsten.  Dadurch  der 
Untergang  der  persönlichen  Freiheit  des  Bauern,  der  Untergang  des 
Eigentumsrechts,  die  Ausbildung  der  Hörigkeit,  die  Ernennung  der 
Dorfverweser,  der  Wegfall  des  Dorfrates,  die  anwachsende  Willkür- 
herrschaft. Eines  riß  das  andere  mit  sich  in  den  Abgrund.  Von 
Kultur  konnte  keine  Rede  mehr  sein.  Hier  und  da  fand  sich  einer, 
gewöhnlich  in  den  ruhigen  von  den  Schrecknissen  der  Außenwelt  ver- 
schonten Klöster,  der  sich  einigen  Bildungsgrad  aneignete.  Die  Kirche 
hatte  ihre  Autonomie,  ihre  eigenen  Einnahmen,  ihr  eigenes  Verwaltungs- 
uüd  Justizwesen.  Selten  finden  wir  Wohlfahrtsinstitutionen,  die  auch 
nur  von  Privatleuten  geschaffen  wurden.  Alles  ging  durcheinander. 
Manchmal  gab  es  einen  sich  des  Landes  erbarmenden  Fürsten,  der 
Reformen,  hauptsächlich  im  Justizwesen,  einzuführen  versuchte.  Allein 
was  der  Eine  Gutes  schaffte,  wurde  bald  von  seinem  Nachfolger  ver- 
nichtet. Die  Kassen  der  Fürsten,  Bojaren  nnd  Klöster  wurden  durch 
die  Arbeit  und  mit  dem  Gelde  des  Bauern  gefüllt.  Nichts  wurde 
für  den  Bauer  getan,  alles  wurde  ihm  genommen.  Nur  die  Städte 
wahrten  sich  noch  einige  Autonomie.  So  flössen  die  Jaht-hunderte 
dahin  bis  in  das  zweite  Viertel  des  XIX.  Jahrhunderts  hinein,  zu 
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welcher  Zeit  durch  das  Eingreifen  Rußlands  Eeformgesetze  in  den 
beiden  Fürstentümern  Moldau  und  Walachei  eingeführt  wurden.  Diese 
Eeformen  befaßten  sich  mit  dem  Yerwaltungs-,  Justiz-  und  Finanz- 
wesen des  Landes  insbesondere,  sie  regelten  teilweise  das  Verhältnis 
des  Bauern  zum  Grundbesitzer ;  ordneten  das  Jastizwesen  in  den  Dörfern 
sowie  das  Verwaltungswesen  der  Städte.  Von  nun  ab  kommen  wir 
in  den  letzten  Zeitraum,  den  der  Gesetzgebung,  mit  dem  wir  uns  im 
nächsten  Abschnitt  zu  befassen  haben  werden. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Gesetzgebung. 
Einleitung. 

Im  Jahre  1826  wurde  in  Ackermann  zwischen  Eußland  und  der 
Türkei  ein  Vertrag  geschlossen ,  durch  welchen  u.  a.  die  Pforte  sich 
yerpflichtete,  in  den  beiden  Donaufürstentümern,  der  Moldau  und  der 
Walachei,  gesetzliche  Eeformen  einzuführen.  Im  Anschluß  daran 
sendet  die  Pforte  an  die  beiden  Fürsten  Gr.  Ghica  und  Jon  Stürza  je  einen 
„Chatisherif ^  (Befehl),  durch  welchen  sie  aufgefordert  werden,  im 
Verein  mit  ihren  Eegierungen  und  den  Landesversammlungen  (be- 
stehend aus  den  Bojaren  und  den  Vorstehern  des  Klerus)  Gesetze  zu 
schaffen,  durch  welche  geordnete  Verhältnisse,  in  jeder  Eichtung  hin, 
in  den  beiden  Ländern  geschaffen  werden  sollten. 

Als  jedoch  die  beiden  Länder  an  die  Arbeit  gehen  wollten, 
brach  von  neuem  der  Kri^g  zwischen  Eußland  und  der  Türkei  aus, 
woraufhin  Eußland  die  beiden  Fürstentümer  besetzte.  Nun  wurden 
unter  der  besonderen  Aufsicht  und  Leitung  der  russischen  Vertreter 
Eeformgesetze  geschaffen,  welche  unter  dem  Namen  „Eeglement 
organique"  (pour  la  principaute  de  la  Moldavie  und  pour  la  princi- 
paute  de  la  Muntenie)  bekannt  sind,  und  in  den  Jahren  1831  in  der 
Walachei,  1832  in  der  Moldau  in  Kraft  traten.  Diese  Eeformgesetze 
waren  von  hohem  Werte  für  die  Schaffung  geordneter  Verhältnisse, 
sowie,  daraufhin,  für  die  weitere  Entwicklung  der  beiden  Fürsten- 
tümer.   Sie  befaßten  sich  in  erster  Linie  mit  der  Organisation  der 
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Länder.  Das  Verwaltungs-,  Justiz-  und  Finanzwesen  wurden  organi- 
siert. In  einem  besonderen  Kapitel  besctiäftigen  sie  sich  aber  mit 
der  Organisation  der  Städte ;  und  schließlich  regelten  sie  das  Ver- 
hältnis der  Bauern  zum  Grundbesitzer.  Der  Dorfjustiz  wurde  auch 
gedacht  und  es  wurden  in  den  Dörfern  j,Friedensgerichte''  eingeführt. 
Soweit  die  Organisation  der  Städte  sich  immer  mehr  und  mehr  durch 
diese  Gesetze  einer  j^moderneu^'  Organisation  näherte,  so  kam  man 
mit  der  Organisation  der  Dörfer  doch  nicht  weiter.  Von  einer 
richtigen  modernen  „Gemeinde''  konnte  lange  noch  keine  Rede  sein, 
solange  das  Verhältnis  zwischen  den  machthabenden  Grundbesitzern 
(Bojaren  oder  Klöster)  und  Bauern  nicht  soweit  geordnet  war,  daß 
der  Bauer  in  einer  bestimmten  Unabhängigkeit  vom  Grundbesitzer 
dastehen  konnte.  Letzteres  konnte  aber  nur  dann  eintreten,  wenn 
der  Bauer  selbst  zum  Grundbesitzer  wurde  und  ihm  durch  Gesetz 
das  Eigentumrecht  anerkannt  wurde.  Das  war  jedoch  nicht  geschehen, 
weil  diese  Gesetze  eben  nur  von  Grundbesitzern,  Bojaren  und  Klerus, 
welche  die  Landesversammlung  bildeten,  ausgearbeitet  wurden.  Die 
Bojaren  und  der  Klerus  wahrten  sich  nicht  nur  besondere  Standes- 
rechte, waren  aber  auch  nicht  geneigt,  das  Hörigkeitsverhältnis  des 
Bauernstandes  zu  beseitigen.  So  ist  es  erklärlich,  warum  man  mit  der 
Organisation  der  Dörfer  nicht  viel  weiter  gekommen  war.  Auf  dem 
Lande  also ,  wo  die  Macht  des  Grundbesitzers  noch  eine  so  gewaltige 
war,  drangen  nur  mit  größter  Mühe  die  wenigen  Vorschriften  dieser 
Gesetze  durch. 

Im  Jahre  1851  wurden  in  der  Walachei  durch  das  Gesetz  des 
Fürsten  Stirbey,  insofern  die  Einrichtungen  des  Reglements  organique 
modifiziert,  als  in  jedem  Dorfe  ein  Dorfausschuß  (sfat)  eingeführt 
wurde,  welcher  besondere  administrative  und  gerichtliche  Befugnisse 
erhielt. 

Diese  Organisation  des  Dorfes  dauerte  bis  zum  Jahre  1864,  wann 
durch  das  Gemeindegesetz  vom  31.  März  jenes  Jahres,  die 
„moderne  Gemeinde"  in  den  „vereinigten  Donaufürsten- 
tümern"  eingeführt  wurde. 


2* 
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Kapitel  I. 

Die  historische  Entwicklung  der  Gemeindegesetzgebung, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Gemeinde- 
organisation, 

A.  Die  ^^ßeglements  organiques^^  vom  Jahre  1881  und  18B2. 

Die  unter  obigem  Titel  veröffentlicliten  Reformgesetze ,  welche 
1831  in  der  Walachei,  1832  in  der  Moldau  in  Kraft  traten,  enthielten 
Bestimmungen  über  die  Organisation  der  Städte,  dann  weiter  über 
ihr  gesamtes  Finanzwesen,  und  allgemeine  Bestimmungen  über 
Sanitäts-  und  Yerschönerungswesen.  Außer  kleinen  Beformen  in  der 
Organisation  der  Dörfer,  enthalten  sie  Bestimmungen  über  die  Ein- 
führung eines  Dorfgerichts  (tribunal  rustique),  sozusagen  ein  Friedens- 
gericht, regelten  das  Steuer-  und  Abgabewesen  der  Bauern,  sowie 
teilweise  das  grundherrlich-bäuerliche  Verhältnis. 

Wie  aus  dem  Folgenden  zu  ersehen  sein  wird,  ist  neben  der 
großen  Autonomie  in  der  Verwaltung  der  Gemeinden,  der  Staats- 
aufsicht ein  größeres  Feld  eingeräumt  worden. 

a)  Die  Stadtgemeinden. 

Die  Organisation  der  Städte  war  folgende:  Der  Ge- 
meinderat bestand  aus  fünf  Stadtvorstehern  in  der  Hauptstadt  (Jassy 
oder  Bukarest)  und  drei  Stadtvorstehern  in  den  anderen  Departements- 
städten. Von  diesen  fünf  bzw.  drei  bezeichnete  die  Landesregierung 
einen  Präsidenten  und  einen  Stadtkassierer.  Die  Stadtvorsteher 
wurden  auf  ein  Jahr  gewählt.  Sie  wurden  nicht  besoldet.  Außerdem 
wurden  noch  für  jede  Gemeinde  ein  Sekretär,  ein  Spezialb eamter, 
ein  bis  zwei  Schreiber  und  mehrere  Diener,  letztere  je  nach  Bedarf, 
bestimmt.  Die  fünf  Stadtvorsteher  für  die  Hauptstadt  oder  die  drei 
in  den  Departementsstädten  wurden  von  den  Stadtbewohnern  gewählt. 
Außer  obengenannten  wählte  man  noch  zwei  Stellvertreter,  im  Falle 
der  eine  oder  andere  der  Stadtvorsteher  verhindert  sein  sollte,  seinen 
Verpflichtungen  nachzukommen. 

Uber  das  Wahlrecht  war  folgendes  bestimmt:  Jeder  Stadt- 
bewohner christlicher  Religion,  welcher  das  fünfundzwanzigste  Jahr 
erreicht  hatte,  konnte  Wähler  sein,  d.  h.  a)  jeder  Bojar,  welcher  seine 
Wohnung  und  Immobilien  in  der  Stadt  hatte,  b)  jeder  Kaufmann,  der 
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ebenfalls  iu  der  Stadt  ein  Haus  oder  Grundstück  besaß,  c)  die  Vor- 
steher der  verschiedenen  Korporationen  (Innungen). 

Stadtverordneter  konnte  nur  ein  Einheimischer  werden ,  welcher 
das  30.  Jahr  überschritten  und  in  der  Stadt  einen  Besitz  im  Werte 
von  8000  Piaster  für  die  Departementstädte,  20  000  Piaster  für  die 
Hauptstadt  hatte.  Unter  solchen  Bedingungen  wurden  aber  auch 
Premde  als  Kanditaten  zugelassen,  doch  mußten  sie  mindestens  zwei 
Jahre  in  der  Stadt  ansässig  sein  und  sechs  Monate  vor  der  Wahl 
dem  Gemeinderat  die  schriftliche  Erklärung  abgegeben  haben ,  daß 
sie  sich  freiwillig  sämtlichen,  den  Stadteinwohnern  auferlegten  Bürden 
und  Pflichten  unterwerfen,  um  dieselben  Gemeinderechte  erwerben 
zu  können,  welche  den  anderen  Stadteinwohnern  zuerkannt  waren. 

Des  weiteren  wurden  im  Gesetze  genaue  Bestimmungen  über  die 
Technik  der  Wahlform  und  des  Wahlganges  festgestellt.  Die  Wahl 
der  Spezialbeamten  und  der  Stadtschreiber  wurde  dem  Präsidenten 
des  Gemeinderats  überlassen,  doch  mußte  nachträglich  noch  die  Ge- 
nehmigung des  Ministers  der  inneren  Angelegenheiten  eingeholt 
werden. 

Sämtliche  Pflichten  und  Befugnisse  des  Gemeinderats,  waren  auch 
seinem  Präsidenten  auferlegt,  welcher  alle  Stadtangelegenheiten  zur 
Prüfung  und  zur  Debatte  dem  Gemeinderat  zu  unterbreiten  hatte. 
Bei  der  Abstimmung  war  Stimmenmehrheit  entscheidend;  im  Falle 
Stimmengleichheit  vorlag,  entschied  die  Stimme  des  Präsidenten. 

Der  Stadtkassierer  war  verpflichtet,  Geldsummen  einzunehmen 
und,  laut  geschriebenem  Befehl  der  Stadtverordneten,  Beträge  aus- 
zuzahlen, sowie  genaue  Rechnung  zu  halten  und  die  Ausweise  dem 
Gemeinderate  vorzulegen.  Die  Buchführung  oblag  den  Stadt- 
schreibern. Der  „Spezialbeamte''  hatte  den  Befehlen,  welche  ihm  der 
Gemeinderat  schriftlich  zu  geben  hatte,  nachzukommen. 

Die  Pflichten  der  Stadtverordneten  waren  folgende: 
sie  mußten  Sorge  tragen : 

1.  für  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Stadt. 

2.  für  die  Aufbewahrung  der  Geldbeträge,  welche  in  die  Ge- 
meindekasse flössen,  sowie  für  die  genaue  Bechenlegung  darüber. 

3.  für  die  freiwilligeut  Gaben ,  welche  dem  Gemeinderat  anver- 
traut wurden. 

4.  Bewachung  der  Ausführung  von  Kogieruugsmaßuahmou  zur 
Sicherheit  der  Existenzmittel  in  den  Städten. 

5.  die  Beseitigung  der  Hindernisse ,  welche  dem  Haud(^l  ent- 
stehen könnten. 
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6.  die  Aufsicht  über  die  Sorten  von  Verpflegungsartikel,  welche 
in  dem  folgenden  angedeutet  werden: 

a)  Nachdem  eine  Bäcker-  und  eine  Fleischerinnung  geschaffen 
sein  wird  und  den  beiden  Innungen  der  Preis  des  Brotes  und  des 
Fleisches  für  einen  gewissen  Zeitraum  nach  genau  angestellten  Unter- 
suchungen und  Versuchen,  festgestellt  und  von  der  Regierung  ge- 
nehmigt sein  wird,  muß  der  Gemeinderat  diesen  Tarif  dem  Polizei- 
vorsteher zur  Kenntnis  bringen  und  Sorge  tragen,  daß  er  genau 
beachtet  und  ausgeführt  werde. 

b)  Es  ist  dem  Gemeinderat  zur  Pflicht  auferlegt,  die  Einfuhr 
von  Lebensmitteln  und  Anderem,  in  die  Stadt,  dem  Bauern  zu  er- 
leichtern, und  jede  Schikane  von  selten  der  Zoll-  und  Polizeibeamten 
zu  beseitigen.  Diesbezüglich  kann  sich  der  Gemeinderat  je  nach  den 
Umständen  mit  der  Polizeibehörde  oder  mit  der  Departementsver- 
waltung in  Verbindung  setzen. 

7.  Den  Stadtverordneten  wird  endlich  die  Verpflichtung  noch 
auferlegt,  den  Bedürfnissen  der  Stadt  die  größte  Aufmerksamkeit 
zuteil  werden  zu  lassen,  insbesondere  Löschapparate,  Schulbauten, 
Gefängnisse,  Salubrität,  Verschönerung  der  Stadt,  Cisternen-  und 
Brückenbau,  Beleuchtung,  Erhaltung  des  Bürgersteigs,  mit  einem  Worte, 
alles,  was  auf  das  Wohlergehen  der  Bürger  und  das  Aufblühen  der  Stadt 
sich  bezieht  und  aus  den  Gemeindefonds  erhalten  und  hergestellt  wird.  — 
Dies  ist  in  kurzem  von  der  Organisation  der  Städte  zu  sagen.  — 

Die  Gesetze  enthalten  aber  auch,  wie  schon  erwähnt,  Bestimmungen 
über  das  Finanzwesen  der  Städte.  Es  möge  hier  nur  ange- 
deutet werden,  welches  die  Bestimmungen  über  die  Einnahmequellen 
der  Städte,  über  die  Ausgaben  sowie  über  das  Rechnungswesen  waren 

Jede  Stadt  konnte  erstens  ihre  Einnahmen  durch  „Zehntel" -Zu- 
schläge von  der  Kopfsteuer  (Personalsteuer,  Staatssteuer)  sowie  von 
der  Gewerbesteuer,  von  sämtlichen  in  den  Städten  und  Marktflecken 
wohnenden  Steuerpflichtigen,  und  zweitens  eine  ,,Zehntel"-Abgabe 
von  der  „Judensteuer"  beheben. 

Außerdem  wurden  für  die  Städte  ganz  genaue  Vorschriften  für 
die  Oktroierhebungen  festgesetzt.  Die  Artikel,  auf  welche  Oktroi 
erhoben  wurde,  sind :  Wein,  Branntwein,  Weingeist  und  Teerprodukte. 
Dieses  Oktroi  der  Städte  wurde  von  sämtlichen  Einwohnern  aller 
Klassen  behoben,  seien  sie  Bojaren,  Klerus  oder  Kaufleute,  welche 
die  obenerwähnten  Produkte  in  die  Stadt  einführten.  Das  Gesetz 
sagt  aber  ausdrücklich,  daß  jene  Waren,  welche  in  die  Stadt  ein- 
geführt werden,  um  am  anderen  Ende  der  Stadt  wieder  ausgeführt 
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zu  werden,  also  in  der  Stadt  nicht  zum  Verschleiß  kommen,  vom 
Oktroi  ausgeschlossen  sein  sollen,  (Durchfuhr Vorschriften). 

Außer  den  beiden  genannten  Einnahmequellen  waren  die  Stadt- 
gemeinden berechtigt,  eine  Steuer  in  der  Form  einer  Monatstaxe  von 
den  Platzdroschken  und  sonstigem  Mietsfuhrwerk  zu  fordere.  Die 
Besitzer  dieser  Wagen  und  Fuhrwerke  waren  in  diesem  Falle  von 
der  Kopf-  und  Patentsteuer  gegen  den  Staat  und  somit  auch  von 
dem  der  Stadt  gebührenden  „Zehntel"  dispensiert.  Es  gab  auch  noch 
eine  Wagegebühr,  für  welche  die  alten  bestehenden  Bestimmungen 
beibehalten  wurden. 

Diese  Einnahmequellen  wurden,  wie  schon  bemerkt,  für  sämtliche 
Städte  und  Marktflecke  festgestellt.  Den  Hauptstädten  wurden  außer- 
dem eine  Eeihe  anderer  Einnahmequellen  genehmigt,  wie  z.  B.  für 
die  Hauptstadt  der  Moldau:  eine  Taxe  auf  die  Unschlittausfuhr ;  die 
Einnahmen  in  sämtlichen  Städten  aus  dem  Spielkartenmonopol ;  Spezial- 
taxen  für  die  Einfuhr  von  ausländischen  Weinen,  sowie  eine  Steuer 
auf  Schnupftabak. 

Es  sind  das  in  kurzem  die  vom  Gesetze  den  Haupt-  und  De- 
partementsstädten bewilligten  Einnahmequellen,  für  welche  die  Tarife 
genau  festgesetzt  waren.  Das  Gesetz  räumt  jedoch  dem  Gemeinderat 
der  Städte  das  Hecht  ein,  außer  diesen  genannten  auch  andere  Ein- 
nahmequellen, welche  sich  als  notwendig  und  den  Gesamtinteressen 
nicht  als  schädlich  erweisen  sollten,  zu  schaffen,  jedoch  nur  mit  der 
Zustimmung  der  gesamten  Stadteinwohner.  Diese  neuen  Einnahmen 
konnten  nicht  erhoben  werden,  als  nur  mit  der  Genehmigung  der 
Landesregierung. 

lieber  die  Formierung  der  Gemeindebudgets  sowie  insbe- 
sondere für  Ausgaben  wurden  vom  Gesetze  beinahe  bis  ins  Kleinste 
Detailbestimmuugen  getroffen.  Jeder  neue  Gemeinderat  einer  Stadt 
war  verpflichtet,  nach  der  Wahl,  welche  alljährlich  im  Monat  November 
stattfand,  im  Verein  mit  den  Departementsvorstehern,  dem  Gerichts- 
präsidenten und  dem  Landtagsabgeordneten  des  diesbezüglichen  De- 
partements die  flnanzielle  Situation  des  verflossenen  Jahres  festzu- 
stellen, sowie  das  Budget  für  das  laufende  Jahr  auszuarbeiten,  welches 
dann  der  Regierung  zur  Genehmigung  unterbreitet  wurde.  Außer 
den  im  Budget  festgesetzten  Ausgaben  war  es  den  Gemeindon  ge- 
stattet, außergewöhnliche,  jedoch  genau  begründete  Ausgaben  zu 
machen.  Wenn  die  Ausgaben  über  die  vom  Gesetze  festgesetzte 
Höchstsumme  hinausgingen,  dann  mußte  nachtraglich  noch  die  Ge- 
nehmigung des  Landesfürsten,  begründet  auf  das  Gutachten  der  Re- 
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gieruDg,  eingeholt  werden.  In  jedem  Falle  mußten  die  Eeclinungs- 
bücher  der  Gemeinden,  samt  den  darüber  gemachten  Prüfungen  der- 
selben, dem  Minister  des  Innern  zur  Einsichtnahme  vorgelegt  werden, 
welch  letzterer,  im  Falle  er  Unregelmäßigkeiten  vorfand,  sie  an  die 
Kontrollbehörde  weitersandte.  Die  Ausgaben  der  Städte  mußten  so 
geregelt  werden,  daß  sie  durch  die  Einnahmen  gänzlich  gedeckt 
ohne  die  Gemeinden  in  die  Lage  zu  bringen,  Anleihen  aufnehmen 
zu  müssen. 

Indem  Kapitel  „Allgemeine  Bestimmungen"  scheidet  das 
Gesetz  die  Polizeibehörde  von  den  städtischen  Behörden,  indem  letzteren 
die  ökonomischen  Angelegenheiten  der  Stadt,  ersteren  diejenigen  der 
öffentlichen  Ordnung  zugewiesen  werden.  Doch  müssen  sowohl  Stadt- 
wie  Polizeibehörden  sich  gegenseitig  zur  Erhaltung  der  guten  Ord- 
nung und  öffentlichen  ßuhe  beistehen.  Sämtliche  Gemeinderats- 
beschlüsse mußten  dem  Minister  des  Innern  zur  Genehmigung  unter- 
breitet werden.  Der  Polizeivorsteher  war  mit  der  Exekution  der 
Beschlüsse  beauftragt.  Der  Departementsvorsteher  durfte  sich  über 
sämtliche  Bestimmungen  usw.  der  Stadtgemeinde  seines  Departements 
informieren  und  dem  Minister  des  Innern,  im  Falle  er  etwas  gegen 
die  Interessen  einer  Gemeinde  gewahrte,  referieren,  welcher  dann 
seine  Bestimmungen  nach  Einlauf  des  Berichtes  des  in  Klage  stehen- 
den Gemeinderats  fällte.  Endlich  werden  den  Stadtvorstehern,  da 
sie  in  dieser  Beziehung  ein  Ehrenamt  bekleiden,  diverse  Steuern  er- 
lassen, sowie  mehrere  öffentliche  Ehrungen  zuteil.  In  mehreren 
anderen  Kapiteln  trifft  das  Gesetz  Bestimmungen  oder  gibt  sehr  oft 
auch  nur  Anleitungen  über  das  Sanitäts-  und  Reinigungswesen  der 
Städte ,  Verschönerungswesen,  Umbau  und  Reparation  von  Kirchen 
und  Klöstern,  Schaffung  von  öffentlichen  Parkanlagen.  Es  bestimmt 
sogar  die  Plätze,  wo  die  Spitäler  und  Gefängnisse  hinzubauen  sind. 
Dann  wieder  über  Wasserleitungen,  Beleuchtung  der  Städte,  Ein- 
richtungen gegen  Feuersgefahr  und  Löschvorrichtungen,  sowie  auch 
über  die  Organisation  der  Polizeibehörden. 

Wie  zu  ersehen,  ist  dieses  Gesetz  auf  dem  System  der  Zentrali- 
sation und  der  ausgedehntesten  Staatsaufsicht  aufgebaut.  Bis  ins 
kleinste  Detail  hinein  trifft  es  bald  hier  Bestimmungen,  gibt  bald 
dort  praktische  Anleitungen,  ist  emsig  darum  besorgt,  das  Schikanen- 
wesen zu  beseitigen  und  durch  strenge  Maßnahmen  geordnete  Ver- 
hältnisse im  Lande  zu  schaffen. 
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b)  Die  Dorfgemeinden. 

Von  einer  richtigen  Dorfgemeinde  kann  eigentlich  noch  nicht 
die  Rede  sein,  weil  eine  solche  nicht  durch  das  Gesetz  geschaffen 
wurde.  Das  Dorf  bestand  jedoch  als  Einheit  mit  seinen  bestimmten 
Grenzen,  Pflichten  und  Gewohnheiten.  Wir  wollen  nun  in  diesem 
Paragraphen  uns  kurz  die  wenigen  Verfügungen  des  „Reglements 
organique"  vergegenwärtigen. 

Die  Dörfer  waren  noch  immer  vom  Krongute,  vom  Kloster  oder 
Bojarengute  abhängig;  der  Bauer  bekam  sein  Teil  Erde  vom  Guts- 
herrn, vom  Ertrage  derselben  er  ihm  „Zehntel"  abzugeben  verpflichtet 
war.  Außerdem'  war  er  dem  Gutsherrn  auch  zu  dienstlichen 
Leistungen,  sogenannten  Frohnarbeiten  verpflichtet.  Manche  Fürsten 
hatten  sich  bemüht,  doch  ohne  Erfolg,  die  Höhe  der  Abgaben  und 
Leistungen  gesetzlich  festzustellen,  weil  die  Willkür  des  Gutsherrn 
schrankenlos  waltete  und  der  Bauer  beinahe  zum  Spielzeug  in  der 
Hand  des  Gutsherrn  wurde.  In  den  „Reglements  organiques"  wird 
das  Verhältnis  des  Bauern  zum  Grundbesitzer  wiederum  zu  regeln 
versucht,  so  daß  die  gegenseitigen  Verpflichtungen  der  Grundherren 
einerseits,  andrerseits  die  Verpflichtungen  über  Abgaben  und  Dienst- 
leistungen der  Bauern  den  Grundherren  gegenüber  festgestellt  werden. 
Dies  waren  jedoch  Verordnungen  auf  dem  Papier  geblieben,  denn 
sie  schafften  dem  Bauern  keineswegs  eine  bessere  Lage,  änderten 
auch  wenig  die  bis  dahin  gewesene.  Im  Inneren  der  Dörfer  wurde 
das  Steuerabgabewesen,  sowie  das  Justizwesen  einigermaßen  geordnet. 
Es  wurde  eine  Kopfsteuer  eingeführt,  welche  in  einem  Zeiträume 
von  mehreren  Jahren  immer  wieder  festgesetzt  werden  mußte.  Jedes 
Dorf  bekam  ein  Formular,  auf  welchem  die  Zahl  der  Familien  und 
die  Gesamtsumme  der  Kopfsteuer  eingetragen  wurde. 

Die  Dorfbewohner  waren  solidarisch  verantwortlich  für  die  rich- 
tige Ablieferung  der  Steuersumme  ihrer  Gemeinde.  Um  dies  zu  sichern, 
sowie  unvorgesehenen  Notfällen  hilfreich  entgegenarbeiten  zu  können, 
wurde  in  jedem  Dorfe  eine  sog.  ,, Gemeindekasse'*  errichtet,  zu 
welcher  jeder  Steuerpflichtige  ein  ,, Zehntel*'  über  die  jährliche  Kopf- 
steuer beizutragen  hatte,  sowie  ein  kleiner  Beitrag  von  den  Neu- 
vermählten, welche  gesetzlich  von  den  Steuern  eine  Zeitlang  befreit 
waren. 

Aus  dieser  Gemeindekassi^  wurden  die  ordentlichen  und  außer- 
ordentlichen Ausgaben  d(^r  Gemeinde  gedeckt.  Die  Verwaltung  der 
Kasse  wurde  dem  Dorfgeistlichen  im  Verein  mit  dem  Friedensgericht 


—    26  — 


und  dem  staatlichen  Steuereinnehmer  anvertraut.  Die  Bücher  über 
die  Gemeindeausgaben  wurden  vom  Dorfgeistlichen  geführt  und  von 
den  anderen  Obgenannten  verifizirt. 

Im  Justizwesen  wurde  außer  den  großen  Einrichtungen  der 
Departementsgerichte,  Appellationsgerichte  in  den  Residenzstädten, 
sowie  dem  höchsten  fürstlichen  Gericht,  die  sogenannten  „Tribunal 
rustiiq[ue"  geschaffen,  welche  einfache  Friedensgerichte  waren.  Ein 
solches  Friedensgericht,  welches  in  jeder  Kirchengemeinde  eingeführt 
wurde,  bestand  aus  dem  Dorfgeistlichen  und  drei  vom  Dorfe  jährlich 
gewählten  Geschworenen.  Sonntags  oder  Feiertags  versammelten  sich 
die  streitigen  Parteien  nach  der  Messe  im  Hause  des  Geistlichen, 
wo  sie  ihre  während  der  Woche  aufgetauchten  Beschwerden  vor- 
führten. Die  erste  Pflicht  des  Gerichts  war  die  Streitigen  auszu- 
söhnen. Wenn  das  nicht  gelang,  und  die  Streitigen  mit  dem  Ge- 
richtsurteil nicht  einverstanden  waren,  so  konnten  sie  sich  weiter  an 
das  Departementsgericht  wenden.  Doch  war  für  eine  kleine  fest- 
gestellte Summe  das  Gerichtsurteil  dieses  Friedensgerichts  vollstreckbar. 

Dieses  sind  die  neuen  Einrichtungen,  welche  durch  diese  Eeform- 
gesetze  geschaffen  wurden.  Man  wollte  alles  mit  einem  Schlage  um- 
geändert haben.  Das  ging  aber  nicht  und  konnte  auch  nicht  gehen, 
solange  der  Einfluß  Rußlands  auf  die  beiden  Fürstentümer  nicht 
beseitigt  wurde.  Das  zentralistische  System  gewährte  dem  russischen 
Vertreter  einen  tiefen  Einblick  in  den  inneren  Gang  der  Angelegen- 
heiten in  den  Fürstentümern,  so  daß  er  immer  wußte,  was  für  einen 
Druck  er  auf  die  fürstlichen  Eegierungen  ausüben  soll.  Eußland 
hoffte  nämlich,  mit  der  Zeit  die  beiden  Fürstentümer  einzuverleiben. 
Doch  sei  über  den  politischen  Gang  der  Dinge  hier  hinweggegangen. 
Wir  wollen  nur  noch  feststellen^  daß  diese  Gesetze,  so  vorsichtig,  so 
groß  und  so  schön  sie  auch  vorbereitet  und  angelegt  waren,  die 
versprochenen  Erfolge  nicht  aufweisen  konnten  und  es  mußte  nun 
einer  späteren  Zeit  überlassen  bleiben,  durch  ein  nach  belgisch- 
französischem Muster  verfertigtes  Gesetz,  die  „moderne  Gemeinde"  in 
den  vereinigten  Fürstentümern  zu  schaffen,  und  das  Gemeindewesen 
gründlich  zu  organisieren. 


In  der  Moldau  wurden  die  Einrichtungen  des  Reglement  organique 
durch  das  Gesetz  des  Fürsten  Grigore  Ghica  vom  Jahre 
1851  nicht  geändert.  Dagegen  wurde  in  der  Walachei  durch  das 
Gesetz  des  Fürsten  Barbu  Stirbey,  vom  30.  März  1851, 
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in  jedem  Dorfe  ein  Dorfrat  errichtet,  bestehend  aus  dem  Steuer- 
einnehmer, aus  einem  Vertreter  des  Grundherrn  und  zwei  oder  vier 
von  der  Dorfversammlung  gewählten  Dorfabgeordneten,  je  nachdem 
die  Zahl  der  Familien,  kleiner  oder  größer  als  hundert  war.  Die 
Befugnisse  dieses  Dorfrates  waren :  die  innere  Verwaltung  des  Dorfes, 
die  Gerichtsbarkeit  in  kleinen  Streitsachen  unter  den  Bauern,  aber 
auch  in  den  Streitigkeiten  zwischen  dem  Bauer  und  dem  Grundherrn 
bezgl.  der  Frohnarbeiten,  den  Zehntelabgaben  von  der  Ernte  und  den 
Bodendifferenzen.  Die  Abgeordneten  durften  nicht  zwei  J ahre  hinter- 
einander gewählt  werden. 

Dieser  Stand  des  Gemeindewesens  in  den  beiden  Fürstentümern 
dauerte  nun  bis  zum  Jahre  1864,  als  das  „erste  Gemeindegesetz",  durch 
welches  die  „moderne  Gemeinde"  geschaffen  wurde,  in  Kraft  trat. 


B.  Das  (jemeindegesetz  vom  Jahre  1864. 

Die  Grundlage,  auf  welcher  die  heutige  Organisation  Rumäniens 
errichtet  wurde,  ist  durch  die  Gesetze,  welche  nach  der  Vereinigung 
der  beiden  Donaufürstentümer,  Moldau  und  Walachei  (im  Jahre  1859) 
geschaffen  wurden,  gelegt  worden.  Emsig  waren  die  damaligen 
Staatsmänner  bestrebt,  von  den  politischen  Kämpfen  absehend,  alles 
daran  zu  setzen,  um  Rumänien  durch  Schaffung  von  modernen  grund- 
legenden Gesetzen  eine  der  Zeit  entsprechende  Organisation  zu  geben. 
Dies  Ziel  haben  sie  auch  glücklich  bis  auf  unsere  Tage  hinein  ver- 
folgt und  trotz  der  Finanzkrisen  vor  und  nach  dem  Befreiungskriege 
gegen  die  Türkei,  trotz  der  leider  in  letzter  Zeit  sich  so  häufig  ein- 
stellenden landwirtschaftlichen  Krisen,  trotz  der  mannigfachen  Schwierig- 
keiten ,  welche  sich  bei  der  Einführung  von  Reformen  einstellten ,  es 
so  weit  gebracht,  Rumänien  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  das  x\n- 
sehen  eines  modern  organisierten  Staates  zu  verleihen.  Es  ist 
selbstverständlich,  daß  man  mit  den  kulturellen  Verhältnissen  des 
Bauernstandes  insbesondere ,  noch  lange  nicht  dazu  gekommen  ist 
und  kommen  wird,  den  Bauern  auf  die  Stufe  des  westeuropäischen 
zu  bringen.  Man  ist  aber  immer  noch  bestrebt,  die  Kultur  des 
Landes  durch  die  größten  Opfer  zu  fördern.  Und  außerordentHch 
ist  der  Aufschwung,  den  Rumänion  in  den  letzten  vierzig  Jahren  zu 
verzeichnen  hatte.    In  jener  Periode  der  Gesetzgebung  [die  sechziger 
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Jahre  des  verflossenen  Jahrhunderts)  wurde  als  eines  der  ersten  Ge- 
setze das  Gemeindegesetz  geschaffen,  durch  welches  die  moderne 
Gemeinde  formiert  und  der  Gemeinde  eine  jener  Zeit  entsprechende 
Selbstverwaltung  gegeben  und  auf  der  Basis  des  Zentralisationssystems 
der  Staatsaufsicht  das  nötige  Feld  eingeräumt.  Gleich  im  Anschluß 
an  dieses  Gemeiodegesetz  wurde  noch  im  selben  Jahre  durch  ein 
Gesetz  (vom  15.  August  1864)  die  Freiheit  des  Bauern  erklärt,  so- 
wie die  KegulieruDg  des  ländlichen  Bodenbesitzes  vollzogen,  indem 
der  Bauer  zum  Eigentümer  des  bis  dahin  ihm  vom  Grundherrn  an- 
gewiesenen Bodens  erklärt  wurde.  Gleichzeitig  wurden  auch  die 
Amortisationsbedingungen  der  Zahlung  in  Geld,  für  den  Boden  und 
den  Dienstleistungen  festgestellt,  erstens  auf  15  Jahre,  von  1864  an- 
gefangen, dann  aber  durch  die  Verfassung  (Art.  132)  von  1884,  auf 
weitere  32  Jahre  verlängert.  Nebenbei  bot  der  Staat  den  besitzlosen 
Bauern  Grund  von  seinen  Domänen  auf  Abzahlung  an.  Der  Bauer 
durfte  den  Boden  vor  Ablauf  von  30  Jahren  nicht  verkaufen,  als 
nur  höchstens  wieder  an  andere  Bauernfamilien.  So  wurde  der  Bauer 
an  seine  Scholle  gebunden,  um  es  ihm  zur  Pflicht  zu  machen,  sich 
auf  eigene  Füße  zu  stellen,  unabhängig  vom  großgrundbesitzenden 
Nachbarn ,  einzig  und  allein  auf  sich  selbst  angewiesen.  Es  könnte 
hier  scheinen,  als  wäre  das  im  Widerspruch  mit  seiner  Freiheit,  wenn 
man  den  Bauern  auf  diese  Weise  an  seine  Scholle  band.  Näher 
betrachtet  ist  es  jedoch  nichts  anderes  als  eine  zeitgemäße  Maßregel 
gewesen,  um  ihn  eben  von  der  Abhängigkeit  des  grundherrlichen 
Nachbarn  zu  schützen.  Wenn  man  durch  dieses  Gesetz  noch  nicht 
die  Erfolge  erzielt  hat,  die  man  erwartete,  so  ist  man  trotzdem  einen 
bedeutenden  Schritt  weiter  gekommen,  wenn  auch  die  Unabhängig- 
keit des  Bauern  zu  wünschen  übrig  läßt.  In  seinem  Dorfe  ist  der 
Bauer  aber  nunmehr,  dank  dieses  Gesetzes,  unabhängig  und  frei 
geworden,  so  daß,  was  die  Entwicklung  des  Gemeindewesens  anbe- 
trifft, die  Hindernisse  zum  großen  Teil  von  dieser  Seite  beseitigt 
wurden.  Das  Gemeindegesetz  von  1864,  welches  wir  nunmehr  zu 
besprechen  haben  werden,  bildete  wie  gesagt  die  Grundlage  der 
nächsten,  bis  auf  die  heutigen  Tage  erlassenen  Gemeindegesetze. 
Erst  war  es  zehn  Jahre  in  Kraft,  als  ein  neues,  etwas  von  dem 
ersten  verschieden,  in  Kraft  gesetzt  wurde.  Dieses  zweite  Gemeinde- 
gesetz von  1874  erwies  sich  als  für  das  Gemeinde wesen  so  schädlich, 
daß  es  schon  nach  16  monatlichem  Bestehen  beseitigt  und  durch  das 
erste  Gemeindegesetz  von  1864  ersetzt  wurde.  Das  dritte  Gemeinde- 
gesetz von  1887  ist  ebenfalls  auf  der  Grundlage  des  ersten  Gemeinde- 
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gesetzes  gebildet  worden,  ist  aber  zu  einer  größeren  Entfaltung  in 
seinen  Bestimmungen  gekommen.  Bis  dahin  waren  die  Gemeinde- 
gesetze,  sowohl  für  die  Stadt,  wie  für  die  ländlichen  Gemeinden 
gültig.  Das  letzte,  dritte  Gesetz  vom  1887,  blieb  für  die  ländlichen 
Gemeinden  bis  1904  in  Kraft,  wann  ein  spezielles  Gesetz  für  die 
ländlichen  Gemeinden  geschaffen  wurde.  Für  die  städtischen  Ge- 
meinden wurde  ein  spezielles  Gesetz  1894  in  Kraft  gesetzt.  Die 
beiden  letzteren,  also  dasjenige  für  die  Städte  von  1894  und  das- 
jenige für  das  Land  von  1904,  bestimmen  die  heute  bestehende 
Organisation  der  städtischen  wie  der  ländlichen  Gemeinden. 

Das  Gemeindegesetz  vom  31.  März  1864  beschäftigt 
sich  zuerst  mit  der  Bildung  der  Gemeinde,  dann  mit  ihren  Pflichten, 
weiter  mit  der  Gemeindebehörde,  den  Gemeindewählern  und  Gemeinde- 
wahlen, mit  den  Pflichten  und  Befugnissen  des  Gemeinderats,  mit 
dem  Bürgermeister  und  seinen  Atributionen,  dem  Gemeindeschreiber, 
-Sekretär,  sowie  Steuereinnehmer,  und  schließlich  mit  den  Ausgaben 
und  Einnahmen  der  Gemeinden. 

Bildung  der  Gemeinde.  „Die  Dörfer,  Marktflecke,  kleinen 
und  großen  Städte  werden  fürderhin  selbständige  (independente)  Ge- 
meinden (Kommunen)  bilden,  dem  vorliegenden  Gesetze  unterworfen.^' 
(Art.  1.)  Sie  werden  in  E, uralgemeinden,  bestehend  aus  ein  oder 
mehreren  Dörfern,  Weilern  etc.,  und  in  städtischen  Gemeinden 
(ürbangemeinden) ,  bestehend  aus  kleinen  und  großen  Städten,  ein- 
geteilt. Die  Gemeinde  muß  sich  selbst  verwalten  und  auf  ihre 
Interessen  sorgen.  Sie  ist  juridische  Person.  Keine  Gemeinde  darf 
weniger  als  100  Familien  oder  500  Einwohner  haben.  Die  Dörfer 
und  insbesondere  Weiler  und  isolierten  Häuser,  welche  diese  Zahl 
nicht  erreichen,  werden  sich  mit  der  nächsten  Gemeinde  zu  vereinigen 
haben.  Diejenigen  Dörfer  von  weniger  als  100  Familien,  welche 
trotzdem  erklären  würden ,  sich  selbst  zu  erhalten  und  zu  verwalten, 
könnten  als  Gemeinden  anerkannt  werden.  Diejenige  Gemeinde, 
welche  ihren  Pflichten  nicht  nachkommen  könnte,  hat  das  Eecht  sich 
mit  anderen  Nachbargemeinden  zu  vereinigen,  um  mit  denjenigen 
(was  jene  Pflichten  anbetrift't),  eine  einzige  Gemeinde  zu  bilden. 

Wenn  die  Verwaltung  einer  Gemeinde  auf  SchwicM  igkeiten  stoßen 
sollte,  sei  es  infolge  ihrer  zu  großen  Ausdehnung  oder  der  zu  großen 
Familionzahl ,  dann  kann  sie  sich  in  mehreren  Sektionen  einteilen: 
sie  muß  jedoch,  was  sowohl  die  inneren  wie  die  auswärtigen  In- 
teressen anbetrift't,  ,,eine''  bleiben,  sowie  auch  V^erwaltuni^seinheit  be- 
sitzen. 


—    30  — 


Eine  Gemeindevereinigung  oder  Loslösung  kann  nur  von  drei 
in  drei  Jahren  erfolgen.  Das  Gemeindevermögen  einer  ganzen  oder 
eines  Teiles  einer  Gemeinde,  welche  sich  mit  einer  anderen  vereinigt, 
bleibt  der  ersteren  unangetastet  bestehen. 

Die  Gemeindepflichtigen.  Jede  Gemeinde  ist  verpflichtet, 
ein  Eathaus  zu  besitzen.  Sie  muß  für  den  Kultus,  für  die  Kirche 
oder  den  Kircheu,  der  Religion,  welcher  sie  angehört,  sorgen  und  die 
Geistlichen  sowie  die  Kirchendiener  besolden.  Der  Kirchenbeitrag 
der  Gemeindebewohner  ist  nicht  in  den  anderen  Abgaben  eingerechnet, 
und  muß  ein  besonderer  sein. 

Jede  Gemeinde  ist  verpflichtet,  für  ihre  Erwerbsunfähigen  zu 
sorgen,  sowie  für  Findlinge  und  Waisenkinder,  und  eine  oder  mehrere 
Knaben-  und  Mädchenschulen  zu  haben. 

Jede  Stadtgemeinde  muß  ein  gut  diszipliniertes  Feuerwehrkorps 
haben.  Diejenige  Stadtgemeinde,  welche  über  6000  Einwohner  hat, 
muß  ein  Krankenhaus  für  Kranke  und  Nichterwerbsfähige ,  in  den 
Grenzen  ihrer  Mittel,  besitzen,  wo  nicht  schon  ein  Zentralkrankenhaus 
(von  einer  Stiftung  oder  dem  Staate  erhalten)  sich  befindet,  ohne 
jedoch  auf  den  Departements-  oder  Staatsbeitrag  zu  diesem  Ge- 
meindekrankenhause, rechnen  zu  dürfen. 

Jede  Ruralgemeinde ,  von  500  Einwohnern  aufwärts  ist  ver- 
pflichtet, Bullen,  Widder  guter  Rasse,  sowie  Hengste  zur  Verbesserung 
der  Zucht  zu  halten.  Außerdem  muß  jede  Ruralgemeinde  noch  einen 
Garten  mit  Maulbeerbäumen  anlegen,  letzteres  zur  Förderung  der 
Seidenkultur. 

Die  Gemeindebehörde.  Jede  Gemeinde  ist  durch  einen 
Gemeinderat  (rum.  consiliul  comunal;  franz.  conseil  municipal)  ver- 
treten. Die  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten  ist  einer  Person 
anvertraut,  welche  den  Namen  trägt:  „Primarul  comunei"  d.  h. 
Bürgermeister  (Schulze)  der  Gemeinde. 

Der  Gemeinderat  besteht  aus  einer  bedeutenden  Anzahl  Mit- 
gliedern oder  „Gemeinderäte"  je  nach  der  Größe  der  Gemeinde 
und  zwar : 

Von    5  Mitgliedern  in  Gemeinden  bis  1500  Einw. 

„      7        „  „  „       von     1500—  3000  „ 

„      9        „  „  „         „       3000-  5000  „ 

„    11        „  „  „         „       5000-15000  „ 

„    13        „  „  „         „     15000—30000  „ 

„    15        „  „  „         „     30000-50000  „ 

„17        „  „         „        „     50000  aufwärts. 
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Es  kann  nur  derjenige  Gemeinderatsmitglied  werden,  der  schreiben 
und  lesen  kann.  ^) 

Die  Mitglieder  werden  direkt  von  der  Wählerversammlung  der 
Gemeinde  gewählt.  Die  Gemeindewahlen  finden  in  den  städtischen 
Gemeinden  alle  vier  Jahre  statt,  doch  wird  durch  Los  alle  zwei  Jahre 
die  Hälfte  der  Gemeinderäte  erneut.  In  den  Ruralgemeinden  finden 
die  Wahlen  alle  zwei  Jahre  statt  und  geschieht  die  Erneuerung  der 
Gemeinderäte  alljährlich,  jedoch  nur  der  dritte  Teil  derselben.  Es 
gab  nur  einen  Wahlkörper.  Die  Mitglieder  des  Gemeinderates  haben 
bei  ihrem  Dienstantritt,  vor  einem  Regierungsdelegierten,  in  Bukarest 
vor  dem  Minister  des  Innern,  folgenden  Eid  zu  leisten: 

„Ich  schwöre,  Treue  dem  Pürsten,  Unterwerfung  den  Landes- 
gesetzen, und  Stütze  den  Gemeindeinteressen.  So  wahr  mir  Gott 
helfe." 

Den  Gemeinderäten  ist  es  verboten: 

a)  der  Beratung  des  Gemeinderats  beizuwohnen,  bei  welcher  sie 
ein  persönliches  Interesse  haben;  b)  einer  Steuereinnahme  beizuwohnen; 
c)  bei  einer  Gemeindeunternehmung  als  Teilhaber  unter  den  Bewerbern 
zu  fungieren,  oder  als  Gerant  aufzutreten;  d)  sie  dürfen  in  einem 
Hechts  streit,  weder  gegen  noch  für  die  Gemeinde  als  Verteidiger 
fungieren. 

Wenn  der  Gemeinderat  (conseil  communal)  von  seinen  vom  Ge- 
setze vorgeschriebenen  Pflichten  sich  entfernen  würde  oder  wenn  seine 
Bestimmungen  der  Art  sein  würden,  um  die  öffentliche  Ordnung  zu 
stören,  so  kann  durch  den  Pürsten  die  Auflösung  des  Gemeinderats 
und  die  Annulierung  seiner  Bestimmung  erfolgen.  Zwei  Monate  nach- 
her haben  die  neuen  Wahlen  stattzufinden.  Während  dieser  Zeit 
wird  von  der  Regierung  eine  Kommission,  bestehend  aus  detgenigeii 
Personen,  die  bei  den  letzten  Wahlen  eine  größere  Anzahl  Siimmen 
erhielten,  ernannt  und  mit  der  Leitung  der  Gemeindeangelegenheiten 
betraut. 

Die  Befugnisse  des  Gemeinderates  sind  nach  erfolgter 
Beratung  folgende: 

1.  Die  Aulbewahrung,  die  Verbesserung  und  die  Verwaltung  des 
Gemeindevermögens,  damit  es  nicht  verstreut  werde,  damit  os  immer 


^)  Aus  dem  „Aiinuaire  statistique  de  la  Roumanic"  1004  erselion  ^yil^  daß 
es  am  1.  November  1908  1884  Hiirp^ormoister  und  V'i/.obürgormoistor  p:al).  d.  i. 
28,68%,  die  weder  lesen  noch  schreiben  konnten. 
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den  größtmöglichsten  Nutzen  bringe  und  den  Gemein deeinwohnern 
von  Nutzen  sei. 

2.  Die  Bedingungen  der  Yerpaclitungen  der  Gemeindegüter  und 
GemeindeeinnahmeD,  wenn  die  Pachtzeit  drei  Jahre  nicht  übersteigt, 
wie  auch  die  Bedingungen  der  Lizitationen  festzustellen. 

3.  Der  Gemeinderat  regelt  die  Art  der  Benutzung  und  der  Ver- 
teilung der  Gemeindewiesen  und  Weidelandes,  soweit  solche  vor- 
handen, sowie  die  Bedingungen,  denen  sich  die  zu  verteilenden 
Parteien  zu  unterwerfen  haben,  wenn  nicht  gegen  die  Bestimmung 
des  Gemeinderates  Einspruch  erhoben  wird.  Im  letzteren  Falle  wird 
darüber  der  Departementsrat  oder  das  Ministerium  des  Innern  (laut 
Art.  47  dieses  Ges.  letzteres  nur  für  sieben  größere  Städte)  zu  ent- 
scheiden haben. 

4.  Im  Falle  die  Gemeinde  Wald  besitzt,  stellt  der  Gemeinderat 
die  Verteilung  an  die  Gemeindeeinwohner,  gemäß  dem  Forstgesetze, 
fest.  Die  Gegenstände,  über  deren  Bestimmungen  die  Genehmigung 
des  Departementsausschusses  (comitetul  permanent)  eingeholt  werden 
muß,  sind  folgende  : 

1.  Das  Budget  der  Gemeindeausgaben  und  die  Mittel  zu  ihrer 
Deckung. 

2.  Die  jährlichen  Summen  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Gemeinde  festzustellen. 

3.  Die  Ver-  und  Ankäufe,  Vermögenswechsel  von  Gemeinde- 
immobilien ,  Hypothekenaufnahme ,  Eegulierungen  und  Verteilungen 
im  Falle  von  gemeinsamem  Grundbesitz,  insofern  eine  Verteilung 
nicht  durch  die  gerichtlichen  Behörden  angeordnet  wurde. 

4.  Die  Feststellung  oder  Änderung  von  Gemeindeabgaben,  sowie 
die  diesbezüglichen  Eeglements. 

5.  Bauten  und  Wegewesen. 

Der  Gemeinderat  ist  mit  der  Ausarbeitung  der  Reglements  für 
die  innere  Verwaltung  der  Gemeinde  beauftragt,  sowie  mit  den  Ver- 
ordnungen der  Gemeindepolizei.  Er  kann  für  die  Zuwiderhandelnden 
Strafen  feststellen,  wenn  sie  nicht  schon  gesetzlich  festgestellt  sind. 
Diese  Strafen  können  jedoch  in  keinem  Falle  die  einfachen  Bestim- 
mungen der  Polizeistrafen  überschreiten. 

Der  Gemeinderat  ernennt  folgende  Personen: 

a)  Die  Beamten  jeden  Grades  in  der  Gemeinde. 

b)  Architekten  und  Beamte  für  Bauten  oder  zur  Erhaltung  der 
befindlichen  Bauten. 
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c)  Direktoren  etc.  für  die  Institutionen  der  öffentliclien  Wohlfahrt. 

d)  Arzte,  Chirurgen  und  Tierärzte,  welche  von  der  Gemeinde 
besoldet  werden. 

Der  Bürgermeister  und  seine  Befugnisse. 

Jede  Stadt-  oder  Landgemeinde  hat  an  ihrer  Spitze  einen  Bürger- 
meister. Er  wird  in  den  Kuralgemeinden  zugleich  mit  den  Gemeinde- 
ratmitgliedern gewählt  und  vom  Präfekten  bestätigt.  In  den  Stadt- 
gemeinden wird  er  vom  Fürsten  ernannt  und  zwar  einer  von 
denjenigen  Gemeinderäten,  die  bei  den  Wahlen  die  meisten  Stimmen 
erhalten  haben. 

Neben  dem  Bürgermeister  werden  von  den  Gemeinderäten  noch 
ein  bis  sechs  Helfer  (in  Frankreich  „maire-adjoints"  genannt)  je  nach 
der  Größe  der  Gemeinde  (bis  40  000  Einw.  6  Helfer)  ernannt.  Der 
Bürgermeister  und  seine  Helfer  werden  in  den  Städten  alle  zwei 
Jahre,  in  den  Euralgemeinden  alle  Jahre  ersetzt,  und  scheiden  mit 
denjenigen  Gemeinderäten  aus,  die  durchs  Los  dazu  bestimmt  werden. 
In  den  Stadtgemeinden  wird  dann  der  Bürgermeister  aus  den  neu- 
gewählten  Gemeinderäten  ernannt,  seine  Helfer  aber  von  sämtlichen. 

Der  Bürgermeister  ist  ganz  allein  mit  der  Verwaltung  der  Ge- 
meinde betraut,  kann  aber  einen  Teil  davon  auch  an  seine  Helfer 
abgeben. 

Der  Bürgermeister,  in  der  Eigenschaft  als  Delegierter  der 
Zentralverwaltung  (Art.  88)  befindet  sich  unter  der 
Autorität  der  Regierung.  Er  ist  betraut  mit  der  polizeilichen 
Aufsicht,  mit  der  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung,  mit  der  Er- 
greifung von  Maßnahmen  zur  Erhaltung  der  guten  Ordnung  und  der 
Ruhe  der  Gemeindebewohner  und  mit  jeder  von  den  Gesetzen  vor- 
geschriebenen Verpflichtung. 

Der  Bürgermeister  ist  weiter,  als  unter  der  Autorität  der 
obersten  Verwaltungsbehörde  sich  befindend^  noch  mit 
folgendem  betraut: 

a)  Der  Veröffentlichung  und  der  Exekution  der  Gesetze  und  den 
allgemeinen  Verordnungen. 

b)  Mit  der  Exekutierung  der  Maßnahmen  der  ötfeutlich(Mi 
Sicherheit. 

c)  Mit  der  Gemeindepolizei. 

d)  Der  Erhaltung  und  der  Verwaltung  des  Gemeindevermögens, 
und  der  Wahrung  ihrer  diesbezüglichen  Rechte. 

c)  Der  Herbeischaffung  von  Dingen  für  die  Gemeindebedürfnisse. 
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f)  Der  Sorge  bezüglich  der  Einnahmen,  der  Beaufsichtigung  der 
Gemeindeetablissements,  und  mit  der  Gemeindekomptabilität. 

g)  Der  Redigierung  des  Budgets  sowie  der  Ausgabenausweise. 

h)  Dem  Gemeinderat  zu  beantragen,  neue  Gemeindeeinnahmen 
zu  verschaffen. 

i)  Mit  der  Erneuerung  von  Geschäften,  der  Ausführung  von  Ver- 
trägen und  Lizitationen  gemäß  den  Bestimmungen  des  Gemeinderats 
und  in  den  Grenzen  der  Gesetze  und  der  bestehenden  Verordnungen. 

k)  Mit  der  Vertretung  der  Gemeinde  vor  den  Rechtsinstanzen 
(Gerichtsbehörden)  sei  es  als  Kläger  oder  als  Verteidiger,  oder  mit  der 
Weiterverleihung  dieses  Eechts  an  Fachleute. 

1)  Mit  der  Redigierung  der  Wahllisten. 

Da  man  von  dem  Bürgermeister  und  seinen  Helfern  nicht  er- 
warten konnte,  daß  sie,  in  Anbetracht  der  großen  Verpflichtungen, 
denen  sie  dem  Gesetze  nach  unterworfen  waren,  auch  noch  in  aus- 
reichender Weise  für  die  Aufsicht  und  die  Erhaltung  der  öffentlichen 
Ordnung  sorgen  könnten,  so  bestimmte  dieses  Gesetz,  daß  für  Ge- 
meinden über  3000  Einwohner  dieses  Polizeiamt  an  einen  Spezial- 
beamten,  vom  Fürsten  damit  betraut,  abgegeben  werden  soll.  In 
Bukarest  trägt  dieser  Beamte  den  Titel  „Polizeipräfekt",  in  den  anderen 
Städten  ,, Polizeikommissär''  (Art.  91). 

Des  weiteren  hat  der  Bürgermeister  noch  folgende  Befugnisse, 
und  zwar:  die  Aufsicht  der  öffentlichen  Wohlfahrtseinrichtungen,  der 
Gemeindeschulen,  der  Gemeindegefängnisse  und  der  Kirchen,  soweit 
es  sich  um  ihre  Erhaltung  handelt. 

Dem  Bürgermeister  wird  weiter  zur  Pflicht  gestellt,  die  Aufsicht 
über  die  prostituierten  Personen,  sowie  über  ihre  Wohnungen  zu 
haben  ;  alle  Maßnahmen  zur  Sicherung  der  Gesundheit,  der  Morali- 
tät  und  der  öffentlichen  Ruhe  zu  treffen. 

Die  Polizei  der  öffentlichen  Aufführungen  ist  ebenfalls  dem 
Bürgermeister  anheimgestellt  worden. 

Der  Stand  der  Gemeindekasse  muß  mindestens  einmal  pro  Monat 
vom  Bürgermeister  oder  von  seinem  Helfer  verifiziert  werden. 

Die  Besoldung  des  Bürgermeisters  erfolgt  aus  der  Gemeindekasse. 
Die  Höhe  der  Summe  wird  durch  den  Gemeinderat  festgesetzt.  Die 
Helfer  werden  nicht  besoldet,  bekommen  jedoch  für  die  Tage,  wo 
sie  tätig  sind,  Diurnen.  Im  Falle  in  einer  Gemeinde  die  öffentliche 
Ruhe  und  Sicherheit  durch  Volksaufstände  usw.  gefährdet  sein  sollte, 
so  kann  der  Bürgermeister  das  Eingreifen  der  Militärbehörden  zur 
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Wiederherstellung  der  öffentlichen  Ordnung  verlangen,  und  ist  letztere 
Behörde  verpflichtet,  diesem  Verlangen  sofort  Folge  zu  leisten.  . 

Die  weiteren  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  welche  die  Organi- 
sation der  Gemeinden  noch  anbetrifft,  beziehen  sich  schließlich  noch 
auf  den  Gemeindeschreiber,  den  Gemeindesekretär,  sowie  den  Ge- 
meindesteuereinnehmer. 

Jede  Stadtgemeinde  hat  einen  Sekretär,  jede  Ruralgemeinde 
einen  Schreiber.  Dieser  Beamte  wird  vom  Gemeinderat  ernannt  und 
untersteht  den  Befehlen  des  Gemeinderates,  des  Bürgermeisters  und 
seiner  Helfer. 

Der  Gemeindesteuereinnehmer,  in  Frankreich  „receveur"  genannt, 
konnte  vom  Gemeinderat  ernannt,  suspendiert  oder  auch  abgesetzt 
werden ,  jedoch  nur  mit  der  Genehmigung  des  Departementsaus- 
schusses. Der  Gemeinderat  stellt  das  Gehalt  für  den  Steuer- 
einnehmer fest,  sowie  die  Kautionssumme,  die  dieser  zu  erlegen  hat. 
Der  Steuereinnehmer  ist  allein  betraut  und  hat  die  alleinige  Ver- 
antwortung zu  tragen  für  die  richtige  Einnahme  der  Abgaben.  Er 
hat  auch  die  Zahlungen  laut  geordneten  Befehlen  auszuführen,  die 
^ahlungssummen  laut  jedem  Artikel  des  Budgets  oder  der  außer- 
ordentlichen Ausgabenbestimmungen.  —  — 

Nachdem  wir  in  kurzem  einen  Überblick  über  die  Bestimmungen 
dieses  Gemeindegesetzes  bezüglich  der  Gemeindeorganisation  gegeben, 
wollen  wir  nun  sehen,  inwieweit  diese  Bestimmungen  sich  bewährt 
haben,  welches  die  Mängel  gewesen,  die  ein  Vorwärtsschreiten  in  der 
Entwicklung  des  Gemeindewesens  verhinderten. 

Das  Hauptmerkmal  des  Gesetzes  ist  die  Bildung  der  Gemeinde ; 
und  da  konnte  man  anfangs  nicht  wissen,  ob  die  Bestimmung,  welche 
man  zu  treffen  haben  wird,  eine  richtige  ist.  Das  Gesetz  bestimmt, 
daß  alle  Dörfer,  Markt  flecke,  kleine  und  große 
Städte  selbständige  Gemeinden  bilden  sollen,  die  sich 
selbst  verwalten.  Es  bestimmt  aber  auch  gleichzeitig,  daß  keine 
Gemeinde  weniger  als  „100  Familien  oder  500  Einwohner" 
zählen  darf.  In  letzterer  Bestimmung  hatte  man  sich  getäuscht. 
Denn  es  stellte  sich  gleich  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  heraus, 
daß  die  Zahl  von  500  Einwohnern  zu  klein  anberaumt  war,  denn 
darunter  war  die  Zahl  der  Steuerzahler  zu  gering  und  folglich  konnte 
die  Gemeinde  nicht  in  die  Lage  kommen,  den  ihr  vom  Gesetze  auf- 
erlegten Pflichten  nachzukommen.  Es  ist  das  übrigens  eine  der  aller- 
schwierigsten  Bestimmungen  sämtlicher  noch  nachfolgenden  (Tcmoinde- 
gesetze  gewesen,  und  wie  wir  sehen  werden,  hat  sich  noch  jede  Ge- 
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setzesvorlage  seither,  bis  in  allerletzter  Zeit  hinein,  mit  diesem  Punkte- 
beschäftigt.  Schon  im  Jahre  1865,  also  kaum  ein  Jahr  nach  In- 
krafttreten des  ersten  Gemeindegesetzes,  unterbreitet  man  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften  einen  Gesetzentwurf,  durch  welchen, 
die  Abänderung  mehrerer  Paragraphen  des  Gesetzes  von  1864  ver- 
langt wurde,  und  zwar  wollte  man  die  Familienzahl  auf  300  Familien 
als  Mindestmaß  einer  zu  bildenden  Gemeinde  ansetzen.  Eine  weitere 
Gesetzesvorlage  vom  Jahre  1871  forderte  eine  Mindestzahl 
von  200  steuerzahlenden  Familienhäuptern.  Zur  Er- 
reichung dieses  Zw^eckes  wurde  in  beiden  Gesetzesvorlagen  die  Ver- 
einigung von  mehreren  Dörfern,  Weilern  usw.  empfohlen,  wie  es  im 
Gesetze  von  1864  auch  der  Fall  war. 

Ein  zweiter  grober  Fehler  lag  in  den  Bestimmungen  über 
die  Ausführung  der  Gemeinderatsbeschlüsse.  Das  Gemeindegesetz, 
bestimmt,  daß  bezüglich  der  Landgemeinden  die  Gemeinderats- 
beschlüsse je  nach  ihrer  Wichtigkeit  dem  Departementsausschuß 
zur  Genehmigung  unterbreitet  werden  mußten  oder  eines  besonderen, 
allerhöchsten  Erlasses,  wenn  nicht  eines  Gesetzes  bedurften.  Sogar  in. 
den  kleinsten  Ortsbestimmungen  mußte  die  Genehmigung  des  De- 
partementsausschusses gefordert  werden,  denn  sie  konnten  erst  dann 
in  Kraft  treten,  wenn  im  Zeitraum  von  30  Tagen  nach  Mit- 
teilung an  den  Departementsausschuß  dieselben  nicht  vom  letzteren, 
als  unzulässig  zurückgewiesen  wurden.  Außerdem  hatte  der  De- 
partementspräfekt  noch  das  Recht,  im  Falle  er  es  für  nötig  hielt, 
eine  Verschiebung  von  weiteren  30  Tagen  zu  verordnen,  mit  der 
Bedingung  aber,  die  vorgesetzten  Staatsbehörden  davon  zu  benach- 
richtigen. —  Wenn  das  Gesetz  von  1864  der  Zeit  entsprechend  auf 
das  System  der  Zentralisation  aufgebaut,  demgemäß  also  der  Staats- 
aufsicht die  größte  Entfaltung  geben  wollte,  so  hat  man  sicherlich 
die  Form,  unter  welcher  das  geschehen  sollte,  so  schlecht  gewählt^ 
daß  sie  eher  zu  einem  Hemmnis  für  den  Gang  der  Gemeindeange- 
legenheiten wurde,  denn  zu  ihrer  Entwicklung  von  Nutzen  sein  konnte. 
Aus  dem  vorher  Angedeuteten  geht  das,  glauben  wir,  klar  hervor. 
Eine  weitere  Gesetzesvorlage  vom  Jahre  1866  trachtete  die- 
Gemeinderatsbeschlüsse,  soweit  sie  nicht  in  den  Bereich  der  Inter- 
essen anderer  Gemeinden  hineinreichten,  der  Kontrolle  des  Departe- 
mentsausschusses zu  entziehen.  In  der  schon  erwähnten  Gesetzes- 
vorlage von  1871  sehen  wir  aber,  daß  der  Gesetzgeber  wieder  auf 
das  Gesetz  von  1864  zurückgreift  und  seine  diesbezüglichen  Be- 
stimmungen aufrecht  erhält.    Ob  hier  politische  Gründe  vorgelegen, 
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Inaben,  ist  uns  unbekannt.  Wahrscheinlich  machte  sich  Anfang  der 
siebziger  Jahre  des  vergangenen  Jahrhunderts  die  Strömung  bemerk- 
bar, der  Staatsaufsicht  noch  größere  Rechte  einzuräumen,  als  die  bis 
dahin  schon  bestehenden.  Das  beweist  uns  das  zweite  Gemeinde- 
gesetz vom  Jahre  1874. 

Als  ein  drittes  Moment  ist  hervorzuheben,  daß  ein  so  groß 
angelegtes  Gesetz,  welches  nicht  nur  an  die  Organisation  der  Ge- 
meinden große  Anforderungen  stellte,  sondern  den  Gemeindebehörden 
Pflichten  auferlegte,  welchen  sie,  mit  bestem  Willen,  nicht  imstande 
waren,  nachzukommen,  sicherlich  der  Zeit  noch  nicht  entsprechend 
war.  Wenn  man  auch  glaubte,  durch  die  Staatsaufsicht  den  länd- 
lichen Gemeinden  an  die  Hand  gehen  zu  können,  so  hatte  man  sich 
darin  wieder  verrechnet,  indem  man  die  Kulturstufe  des  Bauern- 
standes weit  überschätzt  hatte.  Es  fehlte  eben  ein  den  Anforderungen 
des  Gesetzes  entsprechend  geschultes  Yerwaltungspersonal.  —  Die 
-weiteren  kleinen  Mängel  des  Gesetzes,  welche  sich  als  eine  Folge  der 
obengenannten  einstellten,  sollen  nun  übergangen  werden.  Wenn 
man  die  drei  obenerwähnten  Punkte  ins  Auge  faßt,  so  kann  man 
nicht  umhin,  zuzugeben,  daß  unter  solchen  Umständen  von  einer 
Entwicklung  des  ländlichen  Gemeindewesens  insbesondere,  nicht  gut 
die  Rede  sein  konnte.  Die  Grundlage  wurde  aber  durch  dieses  Ge- 
setz gelegt.  Während  der  zehn  Jahre,  solange  dieses  Gesetz  in 
Kraft  war,  hat  man  Gelegenheit  gehabt,  seine  Vorteile  und  Mängel 
zu  beobachten.  Die  Gesetzesvorlagen  von  1865,  1866,  1871  sind  ein 
Beweis  dafür,  wie  sehr  die  Staatsregierungen  bestrebt  waren,  durch 
Modifizierung  des  Gesetzes  von  1864  die  begangenen  Fehler  wieder 
gut  zu  machen.  Die  1874  eingebrachte  Vorlage  wurde  endlich  zum 
Gesetz.    Das  ist  das  zweite  Gemeindegesetz  Rumäniens. 


C.  Das  Oemeindegesetz  yom  9.  April  1874. 

Nach  zehnjähriger  Dauer  des  ersten  Gemeindegesetzes  wurde  ein 
neues  Gemeindegesetz  in  Kraft  gesetzt.  Dies  ist  das  Gemeindegesetz 
vom  9.  April  1874,  welches  sich  wesentlich  vom  Gesetze  von  1864 
unterscheidet.  Man  hatte  eingesehen  gehabt,  daß  die  Finanzen  der 
Gemeinden  bei  einer  Mindestbov()lkeriing  von  100  Pamilieu  oder 
i500  Einwohner  sich  schlecht  stellteji,  da  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen 
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eine  zu  geringe  war.  Deswegen  bestimmte  dieses  Gesetz,  daß  eine 
Gemeinde  eine  Mindestzahl  von  500  Steuerpflichtigen  haben 
muß.  —  Während  es  im  ersten  Gemeindegesetz  nur  einen  einzigen 
Wahlkörper  für  die  Gemeinderatswahlen  gab,  werden  in  diesem 
zweiten  zwei  Wahlkörper  geschaffen.  Dem  ersten  Wahlkörper  ge- 
hörten diejenigen  Steuerpflichtigen  an,  die  eine  Grundsteuer  von 
mindestens  120  Frcs.  an  den  Staat  zahlten,  mit  dem  besonderen 
Eechte  für  dieselben,  entweder  persönlich  oder  durch  ihre  mit  Voll- 
machten versehenen  Vertreter  zu  wählen.  Im  zweiten  Wahlkörper 
befanden  sich  diejenigen,  die  an  den  Staat  die  Personal-  oder  die 
Wegesteuer  zahlten.  Andererseits  war  die  Bestimmung  noch  getroffen 
worden,  daß,  im  Falle  im  ersten  Wahlkörper  sich  im  ganzen  drei 
oder  weniger  Grundbesitzer  befinden  sollten,  sie  als  solche  schon  dem 
Gemeinderat  angehören  sollen,  ja  sie  konnten  sogar  ihre  Rechte  am 
andere  Personen,  außer  Pächter,  weitergeben.  Es  scheint,  daß  der 
Gesetzgeber  von  1874  durch  diese  Bestimmung  dem  Gemeinderate 
der  ländlichen  Gemeinden  Mitglieder  beigeben  wollte,  die  auf  einer 
höheren  Kulturstufe  standen.  —  Im  Gemeindegesetz  von  1874  werden 
auch  die  Pflichten  und  Aufgaben  der  Gemeinden  wesentlich  ver- 
mehrt. 

Der  Bürgermeister,  welcher  bisher  von  den  Wählern  gleichzeitig 
mit  dem  Gemeinderate  gewählt  wurde,  wurde  von  nun  an  auf  Vor- 
schlag des  Departementspräfekten  vom  Ministerium  des  Innern  aus 
der  Mitte  der  Gemeinderatsmitglieder  ernannt.  Entweder 
hat  der  Gesetzgeber  hier  die  französische  Gemeindegesetzgebung  vor 
Augen  (1844)  gehabt,  oder  haben  hier  politische  Motive  mitgespielt» 
Es  ist  aber  auch  noch  möglich,  daß  der  Gesetzgeber  es  für  richtiger 
gehalten  hat,  den  Staatsbehörden  die  Wahl  des  Bürgermeisters  des- 
wegen zu  überlassen,  weil  er  vermeinte,  daß  sie  sicherlich  eher  den 
Brauchbarsten  unter  ihnen  wählen  würden. 

Das  Recht  des  Gemeinderates,  über  die  inneren  Gemeindeange- 
legenheiten zu  beraten  und  zu  beschließen,  bleibt  bestehen.  Die  Be- 
schlüsse werden  wie  bisher  den  Staatsbehörden  zur  Bestätigung  oder 
Annullierung  vorgelegt.  Man  hat  sich  jedoch  diesmal  mit  einem 
Zeitraum  von  30  Tagen  für  die  Annullierung  der  Beschlüsse  begnügt, 
ohne  daß  derselbe  auf  weitere  30  Tage  verlängert  werden  könnte. 

Dieses  Gesetz  war  nicht  von  langer  Dauer.  Denn  es  stellten 
sich  soviel  Hindernisse  in  seiner  Ausführung  entgegen,  daß  man  es 
für  gut  fand,  nach  kaum  16  Monaten  des  Bestehens,  es  zu  beseitigen 
und  durch  dasjenige  von  1864  zu  ersetzen. 
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Das  Gesetz  von  1864  dauerte  mit  kleinen  während  der  Zeit  er- 
littenen Veränderungen  bis  zum  Jahre  1887. 


D.  Das  Gremeindegesetz  yom  7.  Mai  1887.  * 

Dieses  Gesetz  ist  eine  Ausbildung  und  Modifizierung  des  Ge- 
meindegesetzes vom  Jahre  1864.  Die  schlechte,  finanzielle  Situation 
der  ländlichen  Gemeinden  veranlaßte  den  Gesetzgeber  eine  Neu- 
bildung der  Gemeinden  vorzunehmen  und  zwar  diesmal  nach  der 
Zahl  der  Steuerpfltichtigen.  Keine  ländliche  Gemeinde  durfte  weniger 
wie  200  Steuerpflichtige  haben.  Da  aber  der  Ausführung 
dieser  Bestimmung  (infolge  der  topographischen  Lage  der  Dörfer  in 
manchen  Gebirgsgegenden  insbesondere)  die  größten  Hindernisse 
entgegenstanden,  so  hat  man  für  die  in  diese  Lage  kommenden  Ge- 
meinden dieses  Erfordernis  ausnahmsweise  fallen  gelassen. 

Der  Gemeinde  wird  die  Selbstverwaltung  gesetzlich  zugesichert, 
sowie  das  Recht  des  Gemeinderats,  sich  aus  seiner  Mitte  den  Bürger- 
meister und  seine  Helfer  selbst  zu  wählen.  Die  Zahl  der  Mitglieder 
des  Gemeinderats  wurde  verhältnismäßig  erhöht.  Der  Gemeinderat 
besteht  aus :  .  • 


7  Mitglieder  in  Gemeinden  bis  1000  Einwohner. 

9  „  „  „  von    1000—  3000  „ 

11  „  „  „  „     3000—10000  „ 

15  „  ,,  „  „    10000—20000  „ 

19  „  „  „  „   20000—35000  „ 

23  „  „  „  35000—50000  „ 

27  „  „  „  „    50000—65000  „ 

31  „  „  „  über             65  000 

Laut  diesem  Gesetz  wurden  die  Gemeinderatsmitglieder  auf  vier 
Jahre  gewählt,  ohne  daß  ein  Teil  davon  alljährlich  ersetzt  zu  werden 
brauchte.  Es  wurden  die  Befugnisse  des  Gemeinderats  wesentlich 
vermehrt  und  präzisiert.  Der  Gemeinderat  trat  mindestens  einmal 
im  Monat  zu  einer  ordentlichen  Sitzung  zusammen.  Die  Beschlüsse 
des  Gemoinderats  unterlagen  je  nach  ihrer  Bedeutung  der  Genehmigung 
der  zuständigen  Departemontsiiusschüsse ,  der  höheren  Verwaltungs- 
behörden, dem  Jvönige  oder  den  gesetzgebenden  Körperschaften.  Die 
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Gemeinderatsbeschliisse  mußten  binnen  8  Tagen  für  die  Residenz- 
städte dem  Ministerium  des  Innern,  für  die  sonstigen  Städtchen  und 
ländlichen  Gemeinden  den  Departementsausschüssen  zur  Genehmigung 
unterbreitet  werden.  Dem  Bürgermeister  stand  alleine  die  Verwaltung 
der  Gemeinde  zu;  er  konnte  mit  einem  Teil  derselben  seine  Helfer 
oder  andere  Gemeiuderatsmitglieder  beauftragen.  Je  nach  der  An- 
zahl der  Gemeinderatsmitglieder  war  die  Zahl  der  zu  wählenden 
Helfer  eins  bis  vier.  Der  Bürgermeister  und  seine  Helfer  wurden 
ebenfalls  auf  vier  Jahre  gewählt.  —  Die  Befugnisse  des  Bürgermeisters 
sind  im  Vergleiche  zum  Gemeindegesetz  von  1 864  in  außerordentlicher 
Weise  vermehrt  worden.  Man  hat  dem  Bürgermeister  juristische 
Kenntnisse  zugemutet,  denen  die  ländlichen  (von  denen  ein  großer 
Prozentsatz  weder  schreiben  noch  lesen  konnte!)  gar  nicht  gewachsen 
waren.  Es  wurde  festgestellt,  daß  sie  den  Inhalt  von  nicht  weniger 
als  118  Gesetzen  und  Verordnungen  kennen  mußten.^)  Die  Gemeinde- 
räte der  Stadtgemeinden  wählten  einen  Sekretär,  dessen  Wahl  durch 
den  Bürgermeister  genehmigt  werden  mußte.  In  den  ländlichen  Ge- 
meinden hieß  er  Notar  und  mußte  vom  ständigen  Departementsaus- 
schuß genehmigt  werden.  In  den  ländlichen  Gemeinden  war  der 
Notar  sozusagen  die  rechte  Hand  des  Bürgermeisters,  denn  er  war 
sehr  oft  das  einzige  lese-  und  schreibkundige  Organ  der  Gemeinde- 
behörde. Er  hatte  sämtliche  schriftlichen  Angelegenheiten  zu  er- 
ledigen und  die  Register  des  Standesamtes  in  Ordnung  zu  halten. 

Die  anderen  Gemeindebeamten  wurden  vom  Bürgermeister  er- 
nannt, außer  denjenigen  wie  z.  B.  Ingenieure,  Architekten,  Arzte  usw., 
die  von  den  maßgebenden  Behörden  ernannt  wurden. 

über  dieses  Gesetz  wird  noch  in  der  Einleitung  zum  Kapitel 
über  die  heutige  Gemeindeorganisation  die  Rede  sein.  Dieses  groß 
angelegte  und  sowohl  für  die  Stadt-  wie  auch  für  die  Landgemeinden 
geltende  Gesetz  war  für  die  Stadtgemeinden  bis  zum  Jahre  1894, 
für  die  Landgemeinden  bis  1904  in  Kraft,  An  seine  Stelle  traten 
1894  ein  besonderes  ,, Gesetz  für  die  Organisation  der  städtischen 
Gemeinden'^  und  1904  ein  neues  Gesetz  für  die  Organisation  der 
ländlichen  Gemeinden*^  in  Kraft. 


^)  Siehe  über  den  Kulturzustand  der  Bürgermeister  und  ihrer  Helfer  die 
statistische  Tabelle  S.  43. 
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Kapitel  II. 

Die  heutige  Gemeindeorganisation  und  Gemeindegesetz- 
gebung, als  Ergebnis  der  geschichtlichen  Entwicklung. 

Die  ländlichen  Gemeinden. 

Einleitung  und  Kritik. 

Die  heutige  Organisation  der  ßuralgenieinden  in  Rumänien;  ist 
das  Ergebnis  einer  mühevollen,  gewissenhaften  und  langjährigen 
Arbeit.  Wir  haben  uns  bemüht,  Schritt  für  Schritt  ihre  historische 
Entwicklung  darzulegen  und  haben  gesehen,  zu  was  für  einer  Ent- 
faltung sie  mit  dem  im  Jahre  1887  geschaffenen  Gemeindegesetz  ge- 
langt war.  Das  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1887  war  für  die  Rural- 
gemeinden  Rumäniens  bis  zum  Jahre  1904,  also  ganze  17  Jabre 
in  Kraft,  während  welcher  Zeit  man  die  weitgehendsten  Beobach- 
tungen über  seine  guten  und  schlechten  Seiten  machen  konnte.  Daß 
man  unentwegt  mit  Verbesserungen  herantrat,  beweisen  die  seither 
den  gesetzgebenden  Körperschaften  vorgelegten  fünf  Gesetzentwürfe, 
von  denen  der  letzte  das  Gesetz  von  1904  wurde.  In  den  nun  vor- 
zubringenden Ursachen,  welche  zur  Schaffung  eines  neuen  Ge- 
setzes führten,  wird  sich  die  Kritik  zum  Gesetz  von  1887  befinden, 
welche  wir  am  Ende  des  letzterwähnten  Gesetzes  deswegen  absichtlich 
ausgelassen  haben.  Es  sei  noch  hier  vorauszuschicken,  daß  gleich- 
zeitig mit  der  Organisation  der  Gemeinden  die  Regulierung  des 
Finanzwesens  der  Gemeinden  stattfand  in  der  Reform  des  Oktrois 
und  der  Einführung  des  Kommunalfonds. 

Wir  glaubten  dies  besonders  hervorheben  zu  müssen ,  da ,  wie 
wir  jetzt  sehen,  eine  Entwicklung  des  Gemeindewesens  insbesondere 
auch  von  ihrer  finanziellen  Situation  abhing.  Durch  eine  zeitgemäße 
Regulierung  des  Finanzwesens  der  Gemeinden  hat  man  gesucht,  das 
Grundübel,  das  der  Entwicklung  des  Gemeindewesens  anhaftete,  aus 
dem  Wege  zu  räumen.  Ob,  nach  genügender  Erwägung  der  Gründe, 
die  eine  neue  Reform  des  Gemeindeweseus  erforderten,  durch  die 
Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  nun  endlich  die  lang  ersehnten 
Ziele  erreicht  sein  werden,  wird  erst  die  Zukunft  zeigen ! 

Die  Gründe,  welche  eine  Reform  der  Gemeindeorgaiiisation 
herbeiführten,  sollen  nun  kurz  erörtert  werden. 
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An  erster  Stelle  müssen  wir  wieder  einmal  darauf  hinweisen,  daß 
die  Pflichten  j  die  den  Gemeinden  durch  das  Gesetz  von  1887  auf- 
erlegt wurden,  immer  noch  nicht  im  Verhältnis  zu  ihren  finanziellen 
Mitteln  standen.  Durch  die  Aufhebung  des  Oktrois  und  der  Ein- 
führung des  Kommunalfonds  wurde  jeder  Gemeinde  eine  bestimmte 
Ein  nähme  summe  gesichert.  Wenn  wir  einen  kleinen  Blick  in  die 
Statistik  werfen,  so  sehen  wir,  daß  mehr  als  ^/^  der  Gemeinden 
ein  Einkommen  von  weniger  als  8000  Frcs.  haben,  welches  als 
die  mindeste  Summe  für  einen  noch  so  kleinen  Gemeindehaushalt 
vom  Gesetzgeber  des  Gemeindegesetzes  von  1904  angenommen  wurde. 
Das  Gesetz  von  1887  bestimmt,  daß  keine  Gemeinde  weniger  als 
200  Steuerpflichtige  haben  soll;  außer  in  dem  Falle,  wo  es  erwiesen 
ist,  daß  die  Gemeinde  über  genügende  Mittel  verfügt,  um  selbst 
bestehen  zu  können.  Die  Folge  davon  war,  daß  man  im  Jahre  1903 
durch  die  Statistik  nachweisen  konnte ,  daß  es  49  Gemeinden  mit 
33  —  100  und  609  Gemeinden  mit  100^200  Steuerpflichtigen  gab. 
Es  lag  also  die  Tendenz  vor,  aus  jedem  Dorfe  eine  Gemeinde  zu 
machen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Dorf  auch  wirklich  über  die 
Mittel  verfügte,  um  den  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Pflichten  nach- 
zukommen. 

Zweitens  sei  auf  die  Befugnisse  hingewiesen,  welche  das  Gesetz 
dem  Gemeindebürgermeister,  den  Notaren,  Sekretären,  Heifern,  Ge- 
meinderatsmitgliedern etc.  auferlegte.  Man  ersieht  aus  der  Tabelle 
anbei,  daß  unter  solchen  Kulturverhältnissen  und  sehr  oft  lächer- 
lichen Beamtenbesoldungen  man  die  Gemeindemitglieder  und  speziell 
die  besseren  Elemente  nicht  nur  nicht  dazu  bewegen  konnte,  durch 
Annahme  einer  solchen  Funktion  sich  diesen  Pflichten  zu  unterwerfen, 
diese  Kenntnisse  sich  anzueignen ,  und  womöglich  infolge  der  mise- 
rablen Besoldung  auch  noch  für  sich  und  ihre  Familie  sorgen  zu 
müssen.  Aber  die  besseren  Elemente  der  Ruralgemeinden  zogen  es 
vor,  in  die  Städte  zu  wandern ,  wo  ihnen  eine  Aussicht  auf  besseren 
Erwerb  zu  Gebote  stand.  Hierin  hat  der  Gesetzgeber  von  1904  ver- 
sucht, durch  geeignete  Maßregeln  diesem  Übel  abzuhelfen. 

Man  muß  sich  nun  fragen,  ob  unter  solchen  Verhältnissen  die 
Organisation  der  Gemeinden,  wie  sie  vom  Gesetze  gefordert  w^urde, 
auch  wirklich  bestanden  habe?  Ist  den,  zur  Gemeinde  gehörenden 
Dörfern,  in  gleicher  Weise  die  Gemeindeorganisation  zu  Teil  ge- 
worden? Hierin  hat  unglücklicherweise  schon  das  Gemeindegesetz 
von  1864  einen  groben  Mißgriff  zu  verzeichnen.  Wir  wollen  uns  be- 
mühen, ganz  kurz  dies  darzulegen.    Als  im  Jahre  1864  der  Gesetz- 
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geber  sich  anschickte,  die  Dörfer  in  Gemeinden  zu  formieren,  unter 
den  bekannten  Bestimmungen,  da  hat  er  im  Lande  8000  Dörfer 
vorgefunden,  welche  unabhängig  voneinander  waren ,  sich  selbst  ver- 
Tabelle der  Besoldung  der  Bürgermeister,  Notare  und  ihrer 
Helfer  pro  1903/4^)  (ländl.  Gemeinden). 


Monats- 
gehalt 
Frcs. 

Bürger- 
meister 

Notar 

Summa 

% 

Monats- 
gehalt 
Frcs. 

Helfer  d. 
Bürgerm. 

Helfer  d.  ! 
Notars 

1 

Summa 

0/ 

/o 

von     1 —  5 

12 

12 

0,2 

bis  5 

999 

163 

1162 

29,2 

5—  10 

177 

54 

231 

4 

von    5 — 10 

792 

127 

919 

23,1 

10—  15 

204 

.  94 

298 

5,1 

10—15 

272 

79 

351 

8,8 

15—  20 

384 

159 

543 

9,3 

15-20 

253 

168 

421 

10,6 

20—  30 

592 

311 

903 

15,5 

20—30 

244 

256 

500 

12,6 

30—  40 

470 

271 

741 

12,8 

30—40 

96 

183 

279 

7 

40—  50 

384 

438 

822 

14,2 

40—50 

34 

105 

139 

3.5 

50—  60 

208 

364 

572 

9,8 

50-60 

22 

39 

61 

1,5 

60—  80 

246 

681 

927 

16 

60—70 

13 

21 

34 

0,9 

80—100 

142 

409 

551 

9,5 

70—90 

9 

5 

14 

0,3 

100-150 

74 

120 

194 

3,2 

über  90 

5 

1 

6 

0,1 

über  150 

12 

4 

16 

0,3 

Mit  2  Frcs. 

97 

97 

2,4 

Tagesgehalt 

Summa 

2905 

2905 

5810 

100 

Summa 

2836 

1147 

3983 

100 

Kulturzustand  der  Bürgermeister  und  ihrer  Helfer  (ländl.  Ge- 
meinden) am  1.  November  (a.  St.)  190B. 


Können  schreiben 

Analphabeten 

und  lesen 

Bürgermeister  ^) 

2672 

212 

Helfer 

1789 

872 

Summa 

4461 

1384 

/o 

76,32 

23.68 

walteten  und  jedes  seinen  Dorfrat  hatte.-')  Daraus  schuf  man  2900 
Gemeinden  (laut  einer  Statistik  von  1872).  Der  Gesetzgeber  hatte, 
wie  bekannt,  bei  der  Formierung  der  Gemeinde  eine  Vereinigung  von 


^)  Tabellen  aus  dem  Stat.  Jahrbuch  für  Kumiinien  1904.   S.  143. 
^)  Für  21  Bürgermeister  und  125  Helfer  konnte  der  Kulturzustand  nicht  fest- 
gestellt werden. 

3)  Siehe  S.  26  u  27,  Gesetz  von,  1851. 
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mehreren  Dörfern  vor  Augen  gehabt,  hauptsächlich  weil  er  hotfte, 
daß  dadurch  ein  großer  Teil  der  VerwaltuDgskosten  erspart  werden 
würde  und  die  finanzielle  Situation  der  Gemeinden  eine 
günstigere  demnach  sein  würde.  Es  hat  sich  aber  nun  herausgestellt, 
daß  die  Situation  der  ländlichen  Gemeinden  trotzdem  und  bis  in 
allerletzter  Zeit  hinein  nicht  diejenige  wurde,  wie  man  erwartete, 
andererseits  aber,  daß  diejenigen  Dörfer  insbesondere,  welche  sich  an 
das  Hauptdorf,  in  welchem  sich  das  Rathaus  mit  den  Gemeindebehörden 
befand,  anschließen  mußte,  in  den  allermeisten  Fällen  in  ihren 
Hoffnungen  betrogen  wurden.  Das  Hauptdorf  wurde  organisiert,  das 
sich  anschließende  Dorf  desorganisiert.  Wenn  man  jetzt  noch  hinzu- 
fügt, daß  die  ganze  Autorität  der  Gemeindebehörde  sich  in  der 
Person  des  Bürgermeisters  befand,  welcher  ganz  alleine  die  Zentral- 
verwaltung repräsentierte  und  ihr  einziges  ausführendes  Organ  war, 
so  kann  man  leicht  begreifen,  wie  stiefmütterlich  die  Dörfer  behandelt 
worden  sind,  wenn  noch  dazu  der  Bürgermeister  wie  gewöhnlich  Ein- 
wohner des  Hauptdorfes  war. 

Die  Gemeinden  ohne  genügende  Mittel,  die  Gemeindebehörden 
in  den  obenerwähnten  Kulturzustand,  ungenügend  vorbereitet  den 
gesetzlichen  Erfordernissen  nachzukommen,  und  endlich  das  Dorf  des- 
organisiert! Dies  ist  das  Resultat  vierzigjähriger  Arbeit.^)  Nun  wird 
es  verständlich  sein,  warum  die  Entwicklung  des  Gemeindewesens  in 
Rumänien  trotz  der  kolossalen  Arbeit,  die  geleistet  wurde,  so  viel  zu 
wünschen  übrig  läßt.  Wenn  wir  nun  aber  nur  einen  Blick  werfen 
wollten ,  um  zu  sehen,  inwieweit  die  Gemeinden  ihren  gesetzlich  ge- 
forderten Pflichten  nachgekommen  sind,  da  bietet  sich  uns  ein  kläg- 
liches Bild  dar.  Der  Verpflichtung,  daß  jede  Gemeinde  ihr  eigenes 
Rathaus  haben  soll,  war  man  bis  dahin  (1904)  in  den  meisten  Rural- 
gemeinden  nicht  nachgekommen.  Hygiene  und  das  öffentliche 
Reinigungswesen  lassen  sehr  viel  zu  wünschen  übrig.  Die  Folgen 
davon  sind  die  Seuchen  und  Epidemien,  die  sich  so  häufig  einstellen. 
Bauten  und  Wegewesen,  Alinierung  der  Dörfer,  Bebauung  der  Wege 
mit  Bäumen  etc.;  nichts  davon!  Es  gab  in  keinem  einzigen  Dorfe 
eine  öffentliche  Gemeiudeanstalt  für  Hilfeleistung  im  Notfalle  oder 
eine  Einrichtung  des  Feuerlöschwesens.  (Wenn  schon  etwas  geschah, 
war  das  sicherlich  eine  private  Einrichtung.)  Von  einer  Dorfpolizei 
wollen  wir  gar  nicht  sprechen.    Und  wie  es  mit  dem  Gesundheits- 


^)  In  der  Motivenbegründung  zum  Gemeindegesetz  von  1904  vom  damaligen 
Minister  V.  Lascar,  auch  teilweise  ausgeführt. 
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zustand  in  den  ländlichen  Gemeinden  aussah,  wird  ein  später  zu 
besprechendes  Kapitel  die  nötigen  Aufklärungen  geben. 

Alle  diese  in  kurzem  mitgeteilten  Dinge  haben  die  Staats- 
behörden dazu  getrieben,  der  erwähnten  Sachlage  durch  ein  neu 
zu  schaffendes  Gesetz  ein  Ende  zu  machen.  Es  ist  klar,  daß  Rumänien 
als  agrikoles  Land  seine  ganze  Kraft  auf  die  ländliche  Be- 
YÖlkerung  zu  gründen  hat.  Eine  Entwicklung  des  ländlichen  Ge- 
meindewesens ist  eine  Kräftigung  des  Staates.  Ordentliche  Organisation 
der  Kuralgemeinden ,  ordentliche  Gemeindefinanzen,  im  Anschluß 
daran  Organisierung  des  Pohzeiwesens ,  Förderung  des  Gesundheits- 
wesens, sowohl  bei  Tieren  wie  bei  Menschen,  sowie  andere  notwendige 
noch  vom  ersten  Gemeindegesetz  von  1864  geforderte  Einrichtungen, 
werden  den  den  Boden  bearbeitenden  Bauernstand  heben  und  damit 
auch  die  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  Rumäniens  bessern.  Dies 
hat  der  Gesetzgeber  von  1904  vor  Augen  gehabt,  und  danach  traf 
er  auch  seine  Bestimmungen. 

Das  Oesetz  für  die  Organisation  der  Landgemeinden  vom  Jahre  1904. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen  über  das  Gemeindewesen. 

Die  Ruralgemeinde  besteht  aus  ein  oder  mehreren  Dörfern 
und  Weilern,  von  denen  eines  als  Kesidenz  dient.  Sie  ist  juristische 
Person.  Die  Gemeinde  darf  nicht  weniger  als  2  00  Steuer- 
pflichtige als  Angehörige  haben.  Wenn  eine  Gemeinde  keine 
200  Steuerpflichtige  hat,  muß  sie  sich  mit  einer  Nachbargemeinde 
vereinigen ,  indem  man  dann  ihre  topographische  Position  zu  berück- 
sichtigen haben  wird.  Nur  ein  Ausnahmegesetz  könnte  ,  nachdem 
der  Departementsausschuß,  sowie  der  Departementsrat  sein  Gutachten 
darüber  abgegeben,  eine  Gemeinde  von  dieser  Bestimmung  dispen- 
sieren. Es  ist  jedoch  die  damalige  (1904)  bestehende  Gemeinde- 
einteilung als  vorübergehende  und  zu  ändernde  Gesetzesbestimmung 
aufrecht  erhalten  worden  (Art.  247).  Jede  Gemeinde,  welche  ihren 
Verpflichtungen  nicht  nachzukommen  imstande  ist,  hat  das  Recht,  sich 
mit  der  nächstliegenden  zu  vereinigen.  Das  Dorf  muß  mindestens 
100  Einwohner  besitzen,  andererseits  wird  es  als  Weiler  zu  gelten 
haben.  Keine  Gemeinde,  kein  Dorf  oder  Weiler  kann  sich  selbständig 
konstituieren.  Dies  kann  nur  durch  Gesetz  und  naclulom  der 
Departementsrat  sein  Gutachten  darüber  abgegeben  hat,  geschehen. 
Jeder  fi]inwohner  ist  Mitglied  der  Gemeinde  und  ist  als  solches 
steuerpflichtig.    Der  Fremde,  welcher  sich  in  der  Gemeinde  nieder- 
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zulassen  beabsichtigt,  muß  die  Erlaubnis  des  Gemeinderats  einholen. 
Diese  Erlaubnis  kann  nur  dann  gegeben  werden,  wenn  der  Fremde 
durch  ein  Zeugnis,  ausgestellt  durch  die  Behörde  seines  letzten 
ständigen  Aufenthaltsortes,  beweist,  daß  er  sich  eines  guten  Rufes 
und  guten  Betragens  erfreut;  weiter,  daß  er,  wenn  er  großjährig, 
sich  den  Forderungen  des  Rekrutierungsgesetzes  unterzogen  hat, 
daß  er  nie  wegen  Verbrechen  oder  Delikten  verurteilt  und  endlich, 
daß  er  ein  Gewerbe  betreibt  oder  ein  Kapital  von  1000  Eres,  besitzt. 
Die  Erlaubniserteilung  des  Gemeinderats  muß  durch  den  Departements- 
präfekten  genehmigt  werden,  um  rechtskräftig  zu  werden. 

Die  Pflichten,  die  einer  Gemeinde  obliegen,  sind  folgende : 

a)  ein  Gemeindehaus  zu  besitzen,  sowie  für  Lokalitäten  für  die 
Versammlung  des  Dorfrates  zu  sorgen; 

b)  nötige  Lokalitäten  für  Schulen  ^)  besitzen ,  sowie  für  den 
professionellen  Unterricht  zu  sorgen,  gemäß  den  bestehenden  Gesetzen; 

c)  für  den  Kultus  und  für  die  Kirche,  den  Bedürfnissen  der 
Bevölkerung  Rechnung  tragend,  zu  sorgen.  Weiter  hat  die  Gemeinde 
noch  für  folgende  Dinge  zu  sorgen:  für  Waisenkinder,  für  Kranke, 
darunter  auch  Geisteskranke,  für  die  Wöchnerinnen,  sowie  für  die 
Krüppel  in  der  Gemeinde,  für  die  Beerdigung  der  verstorbenen 
Bettler  oder  Armen,  sowie  für  die  Erhaltung  der  Friedhöfe,  für 
Aufsicht  und  gute  Ordnung  in  der  Gemeinde,  für  die  Verbesserung 
der  Rasse  der  Tiere,  für  Anlage  von  Obstbaumschulen,  sowie  anderen 
zu  Wegeanlagen  nötigen  Baumsorten,  für  die  Hygiene  sowie  öffent- 
liches Reinigungswesen. 

Die  Gemeinde  hat  Maßregeln  zu  treffen  zur  Verhütung  oder  Er- 
löschung epidemischer  oder  infektiöser  Krankheiten  und  Tierseuchen, 
Maßregeln  gegen  Überschwemmungen  sowie  gegen  Feuersgefahr  etc. 
und  zur  Ausrottung  schädlicher  Tiere  oder  Insekten.  Die  Gemeinde  ist 
schließlich  verpflichtet,  für  die  Viehmärkte  und  Viehhöfe  zu  sorgen, 
die  Gemeindegrundstücke  zu  umzäumen ,  eine  telephonische  Ein- 
richtung zwischen  dem  Residenzdorf  der  Gemeinde  und  den  Dörfern 
und  Weilern  zu  schaffen,  sowie  sich  sämtlichen  weiteren  gesetzlichen 
sowie  reglementären  Bestimmungen  zu  unterwerfen. 

2.  Die  Verwaltung  der  Ruralgemeinde  und  des  Dorfes. 

Sämtliche  Gemeindegesetze  haben  sich  bis  jetzt  ausschließlich 
mit  der  Organisation  der  Gemeinde  beschäftigt.    Die  alte  Organisation 

^)  Gremäß  den  Gresetzen :  für  den  Volksunterricht,  für  Schulbauten  etc. 
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des  Dorfes  wurde  durch  das  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1864  be- 
seitigt. Die  Folgen  dieser  Beseitigung  war  der  Niedergang  der 
Dörfer.  In  der  heutigen  Organisation,  welche  man  den  Rural- 
gemeinden  gegeben ,  hat  man  auch  den  Dörfern  eine  gleichartige 
Organisation  zuteil  werden  lassen.  Wir  wollen  nun  bei  Besprechung 
der  Organisation  der  Ruralgemeinden,  gleichzeitig  auch  diejenige  der 
Dörfer  heranziehen,  da  das  Dorf  als  Bestandteil  einer  E-uralgemeinde, 
mit  letzterer  in  engster  Verbindung  steht.  In  der  Besprechung  der 
Gemeindeverwaltung  wird  über  den  Gemeinderat  und  den  Dorfrat 
und  ihre  Befugnisse  die  Rede  sein;  in  zweiter  Reihe  sei  über  den 
Bürgermeister ,  seinen  Helfer ,  dann  über  den  Dorfdelegierten  und 
deren  Befugnisse,  schließlich  über  die  Kommunalbeamten  die  Rede. 

a)  Die  Zusammensetzung  und  die  Funktionierung  des 
Gemeinderats  und  des  Dorfrats. 

Jede  Gemeinde  hat  einen  Gemeinderat,  einen  Bürgermeister  und 
einen  Helfer.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Gemeinderats  ist  neun 
für  Gemeinden  bis  zu  5000  Einwohner,  darüber  hinaus  elf.  Die 
Mitglieder  des  Gemeinderats  werden  auf  vier  Jahre  gewählt.  Um 
gewählt  werden  zu  können,  muß  man  (neben  den  sonstigen  gewöhn- 
lichen Wahlrechtserfordernissen)  das  Alter  von  25  Jahren  über- 
schritten haben.  Es  können  in  den  Gem^inderat  folgende  Personen 
nicht  gewählt  werden  und  zwar: 

1.  Sämtliche  vom  Staate,  Departements  oder  von  der  Gemeinde 
besoldete  Beamte  oder  andere  Personen. 

2.  Personen,  welche  direkt  oder  durch  Zwischenpersonen  mit  der 
Gemeinde  Verträge  haben. 

3.  Gutspächter  oder  die  Stellvertreter  des  Gutsherrn. 

4.  Branntweinverschleißer. 

Es  können  ferner  in  ein  und  demselben  Gemeinderat  Verwandte, 
wie  Brüder,  Onkel  und  Neffen,  nicht  gleichzeitig  Mitglieder  sein. 
Auch  darf  niemand  Gemeinderatsmitglied  gleichzeitig  in  mehreren 
Gemeinden  sein.  Und  schließlich  kann  niemand  in  den  Gemeinderat 
gewählt  werden,  wenn  er  Mitglied  des  Departementrats  ist,  und  um- 
gekehrt. 

Nach  seiner  Zusammensetzung,  und  nachdem  die  AVahl  bestätigt 
wurde,  beruft  der  Departcmentspräfekt  die  Mitglieder  in  das  Ge- 
meindehaus, wo  sie  folgenden  Eid  zu  leisten  haben:  „Ich  schwöre 
Treue  dem  König,  Unterwürfigkeit  der  Verfassung  (^Konstitution)  und 
den  Gesetzen  meines  Landes.    Ich  schwöre  Stütze  den  Gemeinde- 
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interessen.  So  wahr  mir  G-ott  helfe."  —  Der  Eid  geschieht  in  öffeDt- 
licher  Versammlung  in  Gegenwart  eines  Regierungsvertreters,  vom 
Departementspräfekten  ernannt,  sowie  in  Gegenwart  eines  Priesters. 
Die  ordentlichen  Sessionen  des  Gemeioderats  beginnen  am  15.  Januar, 
wann  speziell  das  neue  G-emeindebudget  festzustellen  sein  wird,  und 
am  1.  Juni. 

Die  Beschlüsse  des  Gemeinderats  werden  durch  Abstimmung, 
und  zwar  mit  absoluter  Majorität,  gefaßt.  Bei  Stimmengleich- 
heit wird  die  Sache,  worüber  beschlossen  werden  soll,  als  abge- 
lehnt betrachtet.  Der  Bürgermeister,  an  seiner  Stelle  der  Helfer 
oder  der  Alteste  der  Gemeinderatsmitglieder,  welcher  den  Vorsitz 
führt,  wählt  als  letzter.  Sämtliche  Beschlüsse  des  Gemeinderats 
werden  dem  Datum  nach  in  ein  Register,  welches  vom  Bürgermeister 
paraphiert  und  vom  Sekretär  aufbewahrt  wird,  eingetragen,  sowie 
von  diesem  letzteren  unterfertigt.  Das  Register  steht  jedem  Gemeinde- 
einwohner oder  jedwelcher  Behörde  zur  Einsicht  frei. 

Der  Gemeinderat  wird  durch  königliches  Dekret  aufgelöst,  wenn 
er  sich  von  seinen  Pflichten  entfernen  sollte,  oder  wenn  seine  Hand- 
lungen die  öffentliche  Ordnung  stören  oder  den  Gemeindeinteressen 
zuwiderlaufen  würden,  wenn  durch  Demission  oder  auf  andere  Weise 
seine  Mitglieder  zahl  unter  die  Hälfte  gesunken  ist,  oder  wenn  sich 
unter  den  Mitgliedern  keiner  befindet,  der  zum  Bürgermeister  oder 
Helfer  gewählt  werden  kann,  weil  alle  Analphabeten  sind.  Zwei 
Monate  nach  der  Auflösung  des  Gemeinderats  haben  die  Neuwahlen 
stattzufinden.  Während  dieser  Zeit  wird  eine  durch  königliches 
Dekret  zusammengesetzte  Kommission,  bestehend  aus  Wählern,  die 
lesen  und  schreiben  können  und  die  meisten  Steuern  zahlen,  die  Ge- 
meindeangelegenheiten weiterführen,  sich  jedoch  nur  auf  Verwaltungs- 
maßregeln beschränken. 

Die  Organisation  des  Dorfes  ist  eine  Nachbildung  der 
Gemeindeorganisation.  Man  hat  dem  Dorfe  dieselbe  Selbstverwaltung 
eingeräumt,  wie  sie  die  Gemeinde  besitzt.  Die  Bestimmungen,  welche 
bezüglich  des  Dorfes  getroffen  werden,  unterscheiden  sich  wenig  von 
denjenigen  der  Gemeinden. 

Jedes  Dorf  besitzt  einen  Dorfrat,  sowie  einen  Dorfdelegierten, 
der  die  Interessen  des  Dorfes  beim  Gemeinderat  vertritt.  Das  Re- 
sidenzdorf der  Gemeinde  besitzt  weder  einen  Dorfrat,  noch  einen 
Delegierten.  Die  Interessen  der  Weiler  werden  vom  nächstliegenden 
Dorfe,  bei  dessen  Dorfratswahl  der  Weiler  teilnimmt,  vertreten. 

Der  Dorfrat  besteht  aus  fünf  Mitgliedern,  die  auf  vier  Jahre 
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gewählt  werden  und  zwar  nach  denselben  Bestimmungen,  wie  sie  für 
den  Gemeinderat  lauten.  Die  Dorfratswahl  wird  vom  Gemeinde- 
bürgermeister einberufen.  Für  den  Dorfrat  finden  nur  dann  Nach- 
wahlen statt,  wenn  die  Zahl  der  Mitglieder  auf  drei  gesunken  ist. 
Der  Bürgermeister  ist  verpflichtet  das  Wahlresultat  dem  Departe- 
mentsausschuß bekannt  zu  geben.  Wenn  nach  Ablauf  von  sieben 
Tagen  keine  Proteste  gegen  die  Wahl  beim  Wahlbureau  eingebracht 
wurden,  oder  wenn  diese  Proteste  vom  Departementsausschuß  zurück- 
gewiesen und  die  Wahl  durch  diese  Behörde  genehmigt  wurde,  dann 
wird  der  Dorfrat  unter  denselben  Formalitäten  wie  beim  Gemeinderat 
zur  Eidesleistung  einberufen,  in  Gegenwart  des  Gemeindebürger- 
meisters und  eines  Priesters.  Der  Dorfdelegierte,  welcher  aus  dem 
Dorfrat  von  dessen  Mitgliedern  gewählt  wird  (sozusagen  also  den 
Rang  eines  Dorfschulzen  besitzt),  beruft  den  Dorfrat  ein,  so  oft  die 
Interessen  des  Dorfes  es  erfordern  oder  die  Majorität  der  Mitglieder 
es  von  ihm  verlangt.  Die  Sitzungen  des  Dorfrats  finden  gewöhnlich 
Sonntags  oder  Feiertags  statt.  Der  Dorfdelegierte  ist  verpflichtet, 
die  Einberufung  des  Dorfrats  dem  Bürgermeister  bekannt  zu  geben. 
Präsident  des  Dorfrats  ist  der  Delegierte,  oder  in  seiner  Abwesenheit 
der  Alteste  der  Mitglieder.  Die  Beschlüsse  des  Dorfrats  werden  mit 
Majorität  der  anwesenden  Mitglieder  gefaßt  und  in  ein  Register, 
welches  in  der  Aufbewahrung  des  Delegierten  sich  beflndet,  einge- 
tragen. —  Dieselben  Bestimmungen,  welche  zur  Auflösung  des  Ge- 
meinderats gelten,  sind  auch  auf  den  Dorfrat  anwendbar. 

Sowohl  für  den  Gemeinderat,  wie  für  den  Dorfrat  gilt  die  Be- 
stimmung, daß  niemand  das  Mandat  als  Mitglied  ablehnen  oder  vor 
der  Zeit  demissionieren  darf,  als  nur  aus  folgenden  Gründen :  das 
Alter  von  60  Jahren  überschritten;  weil  er  zum  Staats-  oder  De- 
partementsbeamten ernannt  wurde;  oder  Krankheit  und  andere  Ur- 
sachen dieser  Art,  welche  eine  Ausführung  des  Mandats  nicht  zu- 
lassen. Die  Strafe  der  Zuwiderhandelnden  ist  auf  20—100  Frcs. 
zugunsten  der  Gemeindekasse  fixiert.  Im  Falle  eines  Ausbruchs  einer 
Epidemie  hat  sofort  sowohl  der  Gemeinderat  wie  der  Dorfrat  zu- 
sammenzutreten, bei  deren  Beratung  der  Kommunalinspektor,  der 
Bezirksarzt,  der  Sanitätsagent  wie  auch  der  Priester  und  der  Lehrer 
anwesend  sein  müssen,  um  die  Maßregeln,  die  ergriflen  werden  sollen, 
zu  beschließen.  Im  Falle  einer  Tierseuche  muß  auch  noch  der  Tier- 
arzt und  der  Tierrevisor  den  Beratungen  zugezogen  werden.  Ebenso 
ist  der  Bürgermeister  sowie  der  Dorfdelegierte  bei  Strafe  ver- 
pflichtet, so  oft  der  Gemeinderat  oder  der  Dortrat  über  Schule 
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und Kirche  zu  beraten  hat,  den  Schullehrer  bzw.  den  Priester  zur 
Beratung  hinzuzuziehen,  die  ihre  Gutachten  darüber  auszusprechen 
haben  werden.  Man  ersieht  aus  alledem,  wie  man  darauf  bedacht 
ist,  der  im  großen  Ganzen  sich  auf  niedriger  Kulturstufe  befindenden 
Dorfbewohnerschaft  bei  ihrer  Beratung  aufgeklärte  Elemente  beizu- 
geben, welch  letztere,  obwohl  vom  Stimmrecht  ausgeschlossen,  ledig- 
lich zur  Aufklärung  dienen  sollen. 

B.  Die  Befugnisse  des  Gemeinderats  und  des  Dorfrats. 

Der  Gemeinderat  hat  in  erster  Linie  zu  beraten,  dann  zu 
beschließen,  und  so  oft  es  von  ihm  verlangt  wird,  sein  Gut- 
achten abzugeben.  Die  Befugnisse  des  Gemeinderats  sind  erstens 
die  ßeglements  der  inneren  Verwaltung  sowie  der  Gemeindepolizei 
auszuarbeiten,  welche  erst  rechtskräftig  werden,  nach  der  Genehmigung 
durch  das  Ministerium  des  Innern  und  nachdem  sie  im  Gemeindehaus 
veröffentlicht  (angeschlagen)  wurden.  Rechtmäßig  ungültig  sind  die 
jenigen  Gemeinderatsbeschlüsse,  welche  er  außer  den  gesetzlichen 
Grenzen  faßt  oder  den  bestehenden  Yerwaltungsgesetzen  und  Regle- 
ments des  Staates  entgegenstehen. 

Die  Beschlüsse  des  Gemeinderats  sind  durch  sich  selbst  aus- 
führbar, außer  denjenigen,  für  welche  gesetzlich  die  Genehmigung 
der  höheren  Staatsbehörden  gefordert  wird.  Sie  unterliegen  je  nach 
ihrer  Wichtigkeit  zur  Genehmigung  dem  Präfekten,  dem  Departements- 
ausschusse, dem  Ministerium  des  Innern,  dem  König  und  endlich  den 
gesetzgebenden  Körperschaften. 

Dem  Departementspräfekten  unterliegen  beiläufig  folgende  Be- 
schlüsse zur  Genehmigung: 

1.  Gemeindebauten  im  allgemeinen,  wenn  der  Wert  500  Pres, 
übersteigt. 

2.  Eröffnung  von  Plätzen  in  der  Gemeinde. 

3.  Annahme  von  Schenkungen  bis  zum  Werte  von  10  000  Pres, 
und  Dinge  dieser  Art  von  kleinerem  Umfange. 

Der  Genehmigung  des  Departementsausschusses  unterhegen  : 

1.  Das  Budget  und  die  sonstigen  finanziellen  Bestimmungen  so- 
wie das  ganze  Rechnungswesen. 

2.  Ankäufe,  Verkäufe  von  Immobilien;  Hypothekenaufnahmen 
von  300—3000  Pres.  usw. 

Der  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern  unterliegen  die 
Schenkungen,  welche  10  000  Pres,  übersteigen,  sowie  die  An-  und 
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Verkäufe,  sowie  sonstige  Geld-  und  Immobilientransaktionen  zwischen 
3000  und  25000  Frcs. 

Der  Genehmigung  des  Königs  unterliegen: 

1.  Die  Fixierungen,  Veränderungen  oder  Abschaffung  der  Ge- 
meindebeiträge sowie  sonstigen  Gebühren  usw.,  in  den  Schranken  der 
bezüglichen  Gesetze. 

2.  Die  Immobilientransaktionen  über  25  000  Frcs.,  jedoch  nur 
bis  100  000  Pres. 

3.  Konzession sgenehmigungen  für  Arbeiten,  die  in  Annuitäten  be- 
zahlt werden  sollen. 

4.  Die  Schaffung  oder  Abschaffung  der  Wohltätigkeitsanstalten. 

5.  Die  Immobirienschenkungen  der  Gemeinde  an  den  Staat,  De- 
partements oder  einer  Wohltätigkeitsanstalt. 

In  diesen  sämtlichen  Fällen  muß  aber  der  Genehmigung  des 
Königs  die  Einwilligung  des  Ministerrats  vorangehen. 

Der  Gemeinderat  hat  noch,  nachdem  er  das  Gutachten  des 
betreffenden  Dorfrats  eingeholt  hat,  Reglements  für  Hygiene, 
für  Bautenwesen  und  ländliche  Polizei  ausarbeiten,  die  aber  ebenfalls 
der  Genehmigung  des  Ministers  des  Innern  unterliegen  und  im  Ge- 
meindehaus angeschlagen  w^erden  müssen. 

Dies  sind  in  Kürze  die  Befugnisse  des  Gemeinderats. 

Die  Befugnisse  des  Dorfrats  beziehen  sich  ausschließlich 
auf  die  Interessen  des  Dorfes,  d.  h.  der  Schule,  Kirche,  Gesundheits- 
wesen, Wegewesen,  Dorfpolizei  usw. 

Die  Beschlüsse  des  Dorfrats  müssen  dem  Gemeinderat  mit  einer 
beiliegenden  Begründung  vorgelegt  werden,  der  sich  binnen  15  Tagen 
nach  Empfang  darüber  zu  äußern  hat.  Wenn  der  Gemeinderat  die 
Beschlüsse  des  Dorfrats  nicht  berücksichtigt  oder  den  Interessen  des 
Dorfes  zuwiderlaufende  Bestimmungen  trifft,  dann  kann  der  Dorfrat 
dagegen  Einspruch  beim  Präfekten  oder  beim  Departemeutsausschuß 
erheben  und  zwar,  binnen  15  Tagen  nach  Veröffenthchung  des  Ge- 
meinderatsbeschlusses. Gegen  den  Beschluß  dieser  Behörden  steht 
dem  Dorfrat,  als  letzter  Instanz  noch  der  Minister  des  Innern  frei, 
welcher  sich  binnen  30  Tagen  zu  äußern  hat.  Der  Dorfrat  muß 
jedesmal,  so  oft  es  von  den  höheren  Staatsbehörden  oder  dem  Ge- 
meinderate verlangt  wird,  sein  Gutachten  über  die  verlangten  Gegen- 
stände (Dinge)  geben. 
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C.  Der  Bürgermeister,  sein  Helfer,  der  Dorfdelegierte 
und  ihre  Befugnisse. 

Der  Gemeinderat  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Bürgermeister  und 
einen  Helfer.  Die  beiden  müssen  lesen  und  schreiben  können.  Der 
Bürgermeister  ist  ganz  allein  mit  der  Verwaltung  der  Gemeinde 
verpflichtet.  Er  kann  jedoch  mit  manchen  seiner  Befugnisse  den 
Helfer  oder  auch  Gemeinderatsmitglieder  betrauen.  Desgleichen  auch 
die  Dorfdelegierten,  in  dem  Eahmen  seiner  gesetzlichen  Befugnisse. 
Der  Bürgermeister  wird  jedoch  als  Delegierter  der  Zentral- 
verwaltung angesehen  und  ist  deshalb  unter  der  Autorität 
der  Regierung.  Die  Bestimmungen,  die  der  Bürgermeister  befugt 
ist  zu  treffen,  unterstehen  entweder  der  Genehmigung  des  Departe- 
mentspräfekten,  der  Aufsicht  der  höheren  Verwaltungsbehörde  oder 
der  Kontrolle  durch  den  Gemeinderat.  Er  kann  jedoch  auch  eigen- 
mächtige Bestimmungen  treffen  oder  ausführen,  welche  sich  im  Rahmen 
der  Gesetze  und  Reglements  befinden  müssen.  Der  Genehmigung 
des  Präfekten  untersteht  z.  B.  die  Betrauung  der  Dorfdelegierten 
durch  den  Bürgermeister,  manche  Polizeimaßregeln  auszuführen. 

Unter  der  Autorität  der  höheren  Verwaltungsbehörde  ist  er  ver- 
pflichtet mit  der  Veröffentlichung  und  Ausübung  der  Gesetzes- 
bestimmungen, mit  der  Ausübung  der  Maßregeln  der  öffentlichen 
Sicherheit  usw.  Unter  der  Aufsicht  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
ist  er  betraut  mit  der  Gemeindepolizei,  der  Ruralpolizei  und  mit  der 
Ausführung  der  Verwaltungsbestimmungen  im  Innern.  Unter  der 
Kontrolle  des  Gemeinderats  und  gleichzeitig  unter  der  Aufsicht  der 
höheren  Staatsbehörden  ist  er  verpflichtet,  für  das  Eigentum  der  Ge- 
meinde Sorge  zu  tragen;  die  Gemeinde  in  Rechtsstreitigkeiten  vor 
Gericht  zu  vertreten ;  die  Aufsicht  über  die  Einnahmen  der  Gemeinde, 
über  ihre  Etablissements  sowie  das  Rechnungswesen ;  das  Budget  vor- 
zubereiten und  vorzulegen,  sowie  die  Ausgaben  zu  verordnen  usw. 

Der  Bürgermeister  sorgt  für  die  genügende  Beschaffung  von 
Lebensmitteln.  Er  hat  die  Aufsicht  über  die  Kirchen,  Spitäler, 
Wohltätigkeitsetablissements,  Schulen  usw.  Er  ist  verpflichtet,  und 
im  Falle  er  verhindert  sein  sollte,  sein  Helfer,  den  Stand  der  Ge- 
meindekasse mindestens  einmal  im  Monat  zu  verfizieren.  Dem 
Bürgermeister  liegen  die  Funktionen  des  Standesamtes  ob ,  er  kann 
aber  damit  seinen  Helfer  betrauen.  Die  Maßregeln,  welche  be- 
züglich der  Ansiedlung  der  Fremden,  durch  die  Gesetze  und  Re- 
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glements  getroffen  werden,  müssen  vom  Bürgermeister  vollzogen 
werden.  Und  schließlich  untersteht  dem  Bürgermeister  außer  der 
Gemeiodepolizei  noch  die  Verwaltungspolizei,  kraft  welcher  er  befugt 
ist  Maßregeln  für  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  und  Euhe 
in  den  Straßen,  Märkten,  bei  öffentlichen  Ceremonien,  in  öffentlichen 
Anstalten  usw.  zu  treffen.  Die  militärische  Hilfe  steht  ihm  auf  Ver- 
langen zur  Verfügung,  er  muß  aber  in  diesem  Falle  den  Präfekten, 
den  Staatsanwalt,  sowie  den  Gemeindeinspektor  davon  sofort  in 
Kenntnis  setzen. 

Der  Bürgermeister  ist  (laut  Art.  3  des  Gesetzes  für  die  Ge- 
meindegerichte von  1898)  Präsident  des  Friedensgerichtes. 

Die  erste  B'efugnis  des  Dorfdelegier ten  ist  in  erster 
Reihe  die  Interessen  des  Dorfes  zu  wahren  und  die  Beschlüsse  des. 
Dorfrates  vor  dem  Gemeinderat  zu  verteidigen.  (Der  Bürgermeister 
und  der  Helfer  können  nicht  gleichzeitig  auch  Dorfdelegierte  sein.) 
Die  Dorf  delegier  ten  besitzen  im  Gemeinderat  nur  ein  beratendes 
Stimmrecht.  In  seinem  Dorfe  vollzieht  der  Delegierte  vom  Bürger- 
meister dazu  ernannt,  die  Funktionen  des  Standesbeamten,  jedoch 
nur  was  die  Geburten  und  Todesfälle  anbetrifft.  Wie  der  Bürger- 
meister im  Eesidenzdorf  der  Präsident  des  Friedensgerichtes  ist,  so 
auch  der  Dorfdelegierte  in  seinem  Dorfe. 

Da  dem  Dorfrate  die  Sorge  um  Schule,  Kirche,  Sanitätswesen 
usw.  obliegt,  so  hat  natürlich  der  Dorf  delegierte  die  Ausführung  der 
genehmigten  diesbezüglichen  Bestimmungen  zu  verwirklichen.  Dem 
Dorfdelegierten  ist  es  zur  Pflicht  gemacht  worden,  sich  mindestens 
einmal  in  der  Woche  beim  Dorfpfarrer  und  Schullehrer  über  den 
Gesundheitszustand  der  Einwohnerschaft  zu  erkundigen,  um  im  Falle 
von  Epidemien  oder  Tierseuchen  sofort  davon  den  Bürgermeister  zu 
verständigen  und  den  Dorfrat,  zur  Ergreifung  von  Maßregeln,  ein- 
zuberufen. 

D.  Die  Gemeindebeamten. 
Jede  Gemeinde  muß  einen  „Gemeindehaussekretär"  haben.  Dieser 
ist  eine  wichtige  Persönlichkeit  in  der  Gemeinde,  denn  mau  verlangt 
von  ihm  die  ganze  Buchführung  der  Gemeindekanzlei,  die  Statistik 
der  Impfungen,  der  Sanitätsinspektionen  und  die  Haltung  der 
Korrespondenz.  Er  muß  die  Protokolle  der  Gemeiudoratssitzungeu 
ausarbeiten  und  unterfertigt  mit  dem  Bürgermeister  sämtUche  Akten 
und  Kundmachungen  der  Gemeindebehörden,  indem  er  die  A'eraut- 
wortung  für  die  Richtigkeit  dessen,  was  er  unterfertigt  hat.  trägt. 
Außerdem  hat  er  auch  noch   die  Stelle  des  Schriftführers  beim 
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Eriedensgerichte  inne.  Im  Falle  in  der  Gemeinde  kein  staatlicher  Post- 
dienst oder  besondere  Agentien  eingerichtet  sind,  muß  der  Sekretär 
noch  den  ländlichen  Post-  und  Telephondienst  verrichten.  Um  ernannt 
zu  werden,  müssen  die  Sekretäre  zuerst  eine  Befähigungsprüfung  ablegen. 

Diejenigen  Gemeinden,  welche  ein  Einkommen  von  mindestens 
8000  Frcs.  haben  und  nicht  in  Kreise  gruppiert  sind,  ^)  sind  ver- 
pflichtet, noch  einen  Sanitätsagenten,  eine  Hebamme  und  einen  Gens- 
darmen  zu  haben.  Außer  diesem  obligatorischen  Beamtenpersonal 
kann  die  Gemeinde  im  Notfalle  selbständig  oder  im  Verein  mit 
anderen  Nachbargemeinden  einen  Tierrevisor ,  ein  oder  mehrere  Grenz- 
wächter, einen  Postboten,  sowie  auch  ein  besonderes  Personal  für 
den  Feuerlöschdienst  halten.  Der  Bürgermeister  ernennt  und  verab- 
schiedet die  Gemeindebeamten,  wo  nicht  das  Gesetz  anders  bestimmt. 
Alle  Gemeindebeamten  müssen  beim  Dienstantritt  den  Eid  leisten. 
Die  Postboten  unterstehen  der  Generaldirektion  des  Post-  Tele- 
graphen- und  Telephonwesens,  die  Tierrevisoren  der  Generaldirektion 
des  Sanitätswesens.  Diese  Behörden  ernennen  und  entlassen  respek- 
tive die  obengenannten  beiden  Beamten.  Wie  sich  das  Beamtenwesen 
im  allgemeinen  in  den  Gemeinden,  welche  unter  8000  Frcs.  jährliche 
Einnahme  gestaltet,  wird  in  kurzem  bei  Besprechung  der  Zusammen- 
setzung der  Gemeinde  in  Kreise,  besprochen  werden. 

3.  Die  Assoziation  der  Gemeinden  und  der  Kommunalkreis. 

Den  Gemeinderäten  zweier  oder  mehrerer  Gemeinden  steht  es 
frei,  sich  zur  gemeinsamen  Ausführung  von  Arbeiten  die  jenen  Ge- 
meinden von  gleichen  Interessen  sind  (also  zu  Lokalinteressen),  zu 
diesem  Zwecke  zu  assoziieren.  Z.  B.  für  Errichtung  von  praktischen 
Schulen  für  Landwirtschaft,  Industrie,  Hausgewerbe,  für  Ankauf  von 
Instrumenten  und  landwirtschaftlichen  Maschinen;  Errichtung  von 
Krankenhäusern,  Irrenhäusern,  Waisenhäusern;  Ankäufe  von  Zucht- 
tieren (zur  Verbesserung  der  Basse)  usw.  Die  Versammlung  der 
Abgeordneten  der  assoziierten  Gemeinden  (je  zwei  Gemeinderats- 
mitglieder  für  einen  Gemeinderat)  bestimmt  die  Summe  der  Bei- 
steuerung für  jede  Gemeinde.  Die  Assoziation  geschieht  mit  der 
Erlaubnis  des  Departementsausschusses.  Die  Beschlüsse  der  Ver- 
sammlung der  assozierten  Gemeinden  unterliegen  den  Gemeinderäten 
in  erster  Eeihe ,  und  zweitens  dem  Departementsausschusse  zur  Ge- 
nehmigung.   Im  Falle  einer  Abweisung  der  Beschlüsse  durch  den 
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Departementsausschuß,  steht  den  Gemeinden  die  Berufung  an  die 
höheren  Verwaltungsbehörden  frei.  Eine  gesetzlich  festgestellte  Ver- 
einigung von  Gemeinden  ist  diejenige  des  Gemeindekreises. 
Es  wurde  weiter  oben  (Seite  45)  gesagt ,  daß  die  damalige  1904 
existierende  Einteilung  der  Dörfer  in  Gemeinden  aufrecht  erhalten 
wurde.  Bekannt  ist  es  auch,  daß  es  unter  den  Gemeinden  einen 
sehr  großen  Prozentsatz  gibt,  die  den  Gesetzesforderungen  unter 
dieser  Verfassung  nicht  genügen  (siehe  S.  42).  Und  schließlich  möge 
speziell  darauf  hingewiesen  werden,  daß  der  Gesetzgeber  als  Mindest- 
maß des  Einkommens  für  eine  Gemeinde  die  Summe  von  8000  Eres, 
angenommen  hat,  um  den  ihr  vom  Gesetze  auferlegten  Verpflich- 
tungen nachkommen  zu  können.  Eine  Neugestaltung  der  Gemeinden 
nach  dieser  Norm  hätte  aber,  infolge  der  topographischen  Verhält- 
nisse der  Dörfer,  andere  und  noch  dazu  schwere  Inkonsequenzen  nach 
sich  gezogen.  Deshalb  hat  man  es  vorgezogen,  die  bestehende  Ge- 
meindegestaltung aufrecht  zu  erhalten,  eine  Gestaltung  aber  der 
Gemeinden  in  Gemeindekreise  vorzunehmen,  mit  der  Hauptbestimmung, 
daß  das  Einkommen  sämtlicher  Gemeinden  eines  Kreises  nicht 
weniger  als  8000  Eres,  betragen  soll.  Dem  Kreise  liegt  nun,  ebenso 
wie  den  großen  Gemeinden  mit  8000  Eres.  Einkommen,  die  Ver- 
pflichtung ob,  das  obligatorische  Personal  des  Sanitätsagenten ,  der 
Hebamme  und  des  Gensdarmen,  für  die  Bedürfnisse  des  Kreise  zu 
engagieren. 

4.  Die  Staatsaufsicht. 

In  den  vorangegangenen  Paragraphen  war  bei  Besprechung, 
z.  B.  der  Befugnisse  des  Gemeinderates,  des  Dorfrates,  des  Bürger- 
meisters usw.,  an  maßgebender  Stelle  immer  auch  von  den  Aufsichts- 
organen die  Bede.  Wir  können  daraus  also  feststellen :  die 
Departementsausschüsse  und  die  höheren  Verwaltungsbehörden. 
Außer  diesen  Aufsichtsurganen  hat  der  Gesetzgeber  für  gut  befunden, 
ein  weiteres  Organ  den  Buralgemeinden  beizugeben,  welches  erstens 
als  Vertreter  der  Zentralgewalt  ein  Informations-  und  Exekutionsorgan 
der  Zentralverwaltung  ist,  dann  besonders  die  direkte  Aufsicht, 
Kontrolle,  Aneiferung  usw.  in  den  Gemeinden  obliegt.  Das  ist  der 
Kommunalinspektor.  Er  muß  einen  höheren  Kulturgrad  besitzen 
(z.  B.  Lizenziat  der  juristischen  Eakultät  sein),  um  den  Anforderungen, 
die  an  ihn  gestellt  werden,  auch  zur  Genüge  nachkommen  zu  können. 
Der  Kommunalinspektor  ist  Vorsteher  eines  ganzen  Bezirks.  Er 
meldet  sofort  dem  Präfekten  die  in  seinem  Bezirk  vorgefallenen 
wichtigen  Geschehnisse.    Insbesondere  hat  er  die  direkte  Aufsicht 
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über  die  Gemeinden,  in  denen  er  die  Verwaltungsmaßregeln  kon- 
trolliert. Er  vergewissert  sich  darüber  wie  die  Bürgermeister,  Dorf- 
delegierten ,  Gemeinde-  und  Dorfräte  ihren  Verpflichtungen  nach- 
kommen, kontrolliert  die  Gemeindekassen  usw.  Er  ist  nicht  nur  als 
Aufsichtsorgan  tätig.  Er  soll  besonders  trachten,  die  Gemeinde- 
behörden dazu  anzuhalten,  ihren  Verpflichtungen  nachzukommen. 
Andererseits  ist  er,  wie  weiter  oben  schon  mitgeteilt,  in  wichtigen 
Fällen  ein  beratendes  Mitglied  des  Gemeinde-  und  des  Dorfrates.  Es 
ist  dem  Kommunalinspektor  strengstens  verboten  (außer  der  Aus- 
übung seines  Stimmrechts)  Politik  zu  treiben. 


Die  heutige  Organisation  der  Stadtgemeinden. 
Das  Gesetz  für  die  Organisation  der  Stadtgemeinden  vom  Jahre  1894. 

Allgemeines  über  das  Wesen  der  Stadtgemeinden. 

Die  städtische  Gemeinde  in  Rumänien  unterscheidet  sich  wesentlich 
von  der  ländlichen.  Während  wir  bis  jetzt  nur  sehr  geringe  Fort- 
schritte in  der  Entwicklung  der  ländlichen  Gemeinden  zu  verzeichnen 
hatten,  nehmen  wir  mit  Zufriedenheit  wahr,  daß  die  Entwicklung  der 
städtischen  Gemeinden  mit  Riesenschritten  vor  sich  gegangen  ist.  Der 
Grund,  glauben  wir,  ist  darin  zu  suchen,  daß  man  den  städtischen 
Gemeinden  schon  durch  die  Reglements  organiques  (vom  Jahre  1831) 
eine  Organisation  gegeben  hat,  welche  als  eine  gute  Grundlage  einer 
Fortentwicklung  sich  augenscheinlich  erwiesen  hat.  Denn  die  städtischen 
Gemeinden  sind  nicht  nur  finanziell  in  der  Lage,  allen  gesetzlichen 
Anforderungen  nachzukommen,  aber  sie  sind  auch  auf  einer  be- 
deutenden Höhe  der  Kultur  gelangt.  Dieses  nun  ist  wieder  als 
eine  Ursache  anzusehen,  warum  die  städtischen  Gemeinden  notwendigen 
Bedürfnissen,  welche  die  Kultur  mit  sich  bringt,  nachgekommen  sind 
und  den  westeuropäischen  Städten,  soweit  es  selbstverständlich  die 
Mittel  gestatteten,  mit  großem  Eifer,  sich  (in  der  Entwicklung)  zu 
nähern  suchten. 

Schon  das  Gemeindegesetz  von  1864  hatte  keine  wesentlichen 
nachteiligen  Polgen  für  die  städtischen  Gemeinden  zu  verzeichnen. 
Durch  das  Gesetz  von  1887  hatte  man  aber  insbesondere  die  länd- 
lichen Gemeinden  ins  Auge  gefaßt  gehabt,  so  daß  sich  mit  der  Zeit 
die  Notwendigkeit  fühlbar  machte,  ein  besonderes  Gesetz  für  die 
städtischen  Gemeinden  zu  schaffen.    Dies  ist  durch  das  Gesetz  für 
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die  Organisation  der  Stadtgemeinden  vom  Jahre  1894,  welches  auch 
jetzt  noch  in  Kraft  ist,  geschehen.  Dieses  G-esetz  basiert  im  großen 
und  ganzen  auf  das  erste  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1864.  Wir 
wollen  es  nun  einer  kurzen  Besprechung  unterziehen. 

Zü  den  städtischen  Gemeinden  werden  alle  Departementsresi- 
denzen gerechnet,  sowie  diejenigen  Orte,  welche  gesetzlich  dazu  * 
erhoben  wurden. 

Die  Stadtgemeinde  teilt  sich  in  Bezirke  (Zirkumskriptionen)  und 
diese  wieder,  wenn  die  Notwendigkeit  vorliegt,  in  Sektionen. 

Die  Pflichten  der  städtischen  Gemeinden  sind  die  schon  bekannten, 
über  Unterricht,  Kultus,  Kirche,  Versorgung  der  Findlinge,  Kranken- 
und  Armenwesen,  Irrsinnigen  etc.,  Hygiene,  öffentliches  ßeinigungs- 
wesen,  Feuerlöschwesen  usw. 

Die  Verwaltung.  Jede  städtische  Gemeinde  ist  durch  einen 
Gemeinderat  repräsentiert.  Die  Verwaltung  der  Gemeindeinteressen 
ist  ausschließlich  dem  Bürgermeister  anvertraut. 

Der  Gemeinderat  setzt  sich  zusammen  aus  9  Mitgliedern  in  Stadt- 
gemeinden bis  zu  10  000  Einwohner, 

aus  11  Mitgliedern  in  Stadtg.  von  10  000—  25  000  Einw. 

„    15  „           „       „       „  25  000—  60  000 

„19  „           „       „       „  60  000—  80  000  „ 

25  „       „  80  000—200  000 

und  31  „           „               „        über  200000 

Die  Mitglieder  werden  auf  vier  Jahre  gewählt.  Sie  wählen  aus 
ihrer  Mitte  den  Bürgermeister,  sowie  einen  oder  zwei  Helfer  (letzteres 
in  Gemeinden  über  20  000  Einwohner.  Die  Wahl  des  Bürgermeisters 
und  seiner  Helfer  muß  durch  königliches  Dekret  genehmigt  werden. 
Die  Mitglieder  des  Gemeinderates  müssen  den  Eid  ablegen.  Der 
Gemeinderat  hat  4  ordentliche  Sessionen  zu  15  Tagen,  außer  der 
ersten  im  Januar,  die  bis  zu  30  Tagen  vom  Bürgermeister  verlängert 
werden  kann.  Es  ist  bemerkenswert,  daß  dem  Gemeinderate  Vor- 
schläge nicht  nur  seitens  des  Bürgermeisters  und  der  Genieinderats- 
mitglieder  unterbracht  werden  können,  sondern  auch  seitens  des  De- 
partements und  der  liölieren  Verwaltungsbehörden.  Im  Falle  der 
Gemeinderat  aus  gewissen  Ursachen  aufgelöst  werden  sollte  (dies 
nur  durch  königl.  Dekret)  tritt  eine  interimistische  Ivomniission, 
durch  königl.  Dekret  ernannt,  an  seine  Stelle.    Diese  Kommission 
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besteht  aus  5  Mitgliedern  für  Städte  bis  zu  25000  Einwohner  und  7 
Mitglieder  in  Städten  über  25  000  Einw. 

Die  Befugnisse  des  Gemeinderates  sind,  über  die  Ge- 
samtinteressen der  Gemeinde  zu  beraten  und  zu  beschließen.  Er  kon- 
trolliert die  Maßnahmen  der  Kommunalverwaltung,  arbeitet  die 
Reglements  der  inneren  Verwaltung,  der  Gemeindepolizei  usw.  aus. 
Er  beratet  und  genehmigt  das  Gemeindebudget,  und  kontrolliert  das 
ganze  Rechnungswesen  der  Gemeinde.  Er  befaßt  sich  schließlich 
mit  sämtlichen  weiteren  Interessen  der  Gemeinde,  wie  Bautenwesen, 
Verschönerungswesen,  Sanitätswesen  usw. 

Schließlich  ist  noch  zu  bemerken,  daß  es  dem  Gemeinderat  ver- 
boten ist,  sich  mit  Gemeinderäten  anderer  Stadtgemeinden  in  Ver- 
bindung zu  setzen  als  nur  dort,  wo  gegenseitige  Lokalinteressen  es 
erfordern.  Es  ist  ihm  auch  verboten,  Protestkundgebungen  oder 
Proklamationen  politischen  Charakters  zu  veröffentlichen. 

Dem  Bürgermeister,  der  allein  mit  der  Gemeindeverwaltung 
betraut,  liegen  eine  Menge  Befugnisse  ob,  die  er  aber  seinem  Helfer 
teilweise  abzugeben  berechtigt  ist.  Er  ist  unter  der  Kontrolle  des 
Gemeinderats  und  der  Aufsicht  der  höheren  Verwaltungsbehörden 
mit  folgendem  betraut: 

1.  Mit  der  Verwaltung  der  Gemeindeeigentümer. 

2.  Mit  der  Aufsuchung  von  Gemeindeerwerbsquellen  oder  sonstigen 
Einnahmequellen. 

3.  Mit  der  Vorbereitung  und  Vorlegung  des  Gemeindebudgets. 

4.  Mit  der  Aufsicht  der  öffentlichen  Gemeindeetablissements. 

5.  Mit  der  Vertretung  der  Gemeinde  vor  Gericht. 

6.  Mit  der  Ausführung  der  Gemeinderatsbeschlüsse, 

Der  Bürgermeister  oder  sein  Helfer  als  Stellvertreter  ist  mit 
der  Funktion  des  Standesbeamten  betraut,  doch  kann  diese  Funktion 
auch  einem  anderen  Gemeinderatsmitgliede  übertragen  werden,  welches 
in  diesem  Falle  ein  Tagessold  erhält,  der  vom  Gemeinderat  festgesetzt 
wird.  Einmal  im  Monat  muß  die  Gemeindekasse  vom  Bürgermeister 
und  seinem  Helfer  kontrolliert  werden.  Dem  Bürgermeister  liegen 
noch  die  Aufsicht,  Kontrolle  und  Ausführung  von  Reglements  über 
Sanitätswesen,  Beamtenwesen,  öffentliche  Aufführungen  (Theater, 
Konzerte  etc.)  Gemeindekirchen  etc.  ob.  Der  Bürgermeister  und  der 
Helfer  geben  ihre  Demission  an  den  Minister  des  Innern.  Der 
Bürgermeister,  seine  Helfer  oder  deren  Stellvertreter  bekommen  eine 
Besoldung  aus  der  Gemeindekasse,  welche  für  den  Bürgermeister  der 
Departementsresidenzen  auf  300—1500  Frcs.,  in  den  anderen  Stadt- 
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gemeinden  auf  100 — EOO  Frcs.  sich  beläuft.  Die  Helfer  bekommen 
die  Hälfte  der  für  den  Bürgermeister  festgesetzten  Besoldung. 

Die  Stadtgemeinden  besitzen  eine  größere  Zahl  von  Beamten, 
von  denen  besonders  der  Sekretär,  der  Kassierer  und  der  Schrift- 
führer hervorgehoben  zu  werden  verdienen,  weil  sie  als  obligatorisch 
vom  Gesetze  gefordert  werden.  In  kurzem  sind  das  die  Bestimmungen 
über  die  Organisation  der  Stadtgemeinden.  Die  Staatsaufsicht  ob- 
liegt den  höheren  vorgesetzten  Staatsbehörden,  in  den  Departements 
besonders  dem  Präfekten,  für  die  Stadt  Bukarest  dem  Minister  des 
Innern. 


Das  Ganze  erscheint  als  Band  LV  in  der  Sammlung  national- 
ökonomischer und  statistischer  Abhandlungen  des  staatswissenschaft- 
lichen Seminars  zu  Halle  a.  d.  S.,  herausgegeben  von  Dr.  Joh.  Conrad, 
Professor  der  Staats  Wissenschaften  zu  Halle,  im  Verlage  von  Gustav 
Fischer,  Jena. 


Lebenslauf. 


Ich,  Alois  Müller,  wurde  als  Sohn  des  Bäckermeisters  Eranz 
Müller  (f  1901)  am  30.  März  1881  in  Bukarest  geboren.  Meine  erste 
Schulbildung  genoß  ich  daselbst  in  einem  deutschen  Privatinstitute. 
Ich  kam  hierauf  auf  das  rumänische  staatliche  Gymnasium,  das  ich 
Juni  1901  beendete  und  dessen  Abgangszeugnis  kraft  Art.  109  Absatz 
4  des  rum.  Gesetzes  für  den  Mittel-  und  Hochschulunterricht  vom 
23.  März  1898  dem  Maturitätszeugnis  gleichwertig  ist  und  zum  weiteren 
Universitätsstudium  berechtigt. 

Michaelis  1901  bezog  ich  die  Technische  Hochschule  zu  Berlin, 
wo  ich  drei  Semester  studierte  um  hierauf  die  Universität  Berlin  zu 
beziehen,  wo  ich  vier  Semester  studierte.  Im  Sommersemester  1905 
bezog  ich  schließlich  die  Universität  zu  Halle  a/S.,  der  ich  zwei  Semester 
angehörte. 

Ich  besuchte  die  Vorlesungen  folgender  Herren  Dozenten:  Paasche, 
Wagner,  Schmoller,  Sering,  Jastrow,  Eberstadt,  v.  Bortkiewicz, 
V.  Halle,  Thiele,  Kohler,  Stumpf,  Conrad,  Riehl,  Vaihinger,  Stammler, 
Sommerlad,  Schenk.  — 

Allen  diesen  Herren  möchte  ich  an  dieser  Stelle  für  die  mir  auf 
deutschen  Universitäten  zuteil  gewordene  Ausbildung  meinen  verbind- 
lichsten Dank  aussprechen.  Ganz  besonders  empfinde  ich  es  aber  als 
ein  Herzensbedürfnis,  meinem  hochverehrten  Lehrer  Geheimrat  Prof. 
Dr.  Conrad  für  die  Anregung  zu  dieser  Arbeit,  sowie  die  Ratschläge, 
die  er  mir  zu  jeder  Zeit  in  freundlichster  Weise  zuteil  werden  ließ, 
nicht  weniger  aber  auch  für  das  Wohlwollen,  das  er  mir  bei  jeder 
Gelegenheit  bekundete,  meinen  innigsten  Dank  hiermit  auszusprechen. 


Lippert  &  Co.  (Gr.  Pätz'sche  Buchdruckerei),   Naumburg  a.  S. 
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